
§ 34 

      1                   

Teil III 

Ausführung des Haushaltsplans 

 

§ 34 

Erhebung der Einnahmen, 
Bewirtschaftung der Ausgaben 

 

(1) Einnahmen sind rechtzeitig und vollständig zu erheben. 

(2) Ausgaben dürfen nur soweit und nicht eher geleistet werden, als 
sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung erforderlich sind. 
Die Ausgabemittel sind so zu bewirtschaften, daß sie zur Deckung aller 
Ausgaben ausreichen, die unter die einzelne Zweckbestimmung fallen. 

(3) Absatz 2 gilt für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermäch-
tigungen entsprechend. 

 

Zu § 34: 

I N H A L T 

Nr.  1 Übertragung zur Bewirtschaftung 

Nr.  2 Anordnungsbefugnis 

Nr.  3 Grundsätze der Erhebung von Einnahmen 

Nr.  4 Erhebung von Verzugszinsen 

Nr.  5 Sicherung von Ansprüchen 

Nr.  6 Kleinbeträge und Niederschlagung 

Nr.  7 Haushaltsüberwachungsliste für angeordnete Einnahmen (HÜL-E) 

Nr.  8 Haushaltsüberwachungsliste für Ausgaben (HÜL-A) 

Nr.  9 Haushaltsüberwachungsliste für Verpflichtungsermächtigungen 
(HÜL-VE) 
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Nr. 10 Aufbewahren von Haushaltsüberwachungslisten 

Nr. 11 Meldeverfahren zur Erfassung der konjunkturpolitisch bedeutsamen 
Verpflichtungen 

Nr. 12 Verwendung von ADV-Anlagen, Übernahme von Unterlagen auf 
Bildträger 

 

1. Übertragung zur Bewirtschaftung 

 Für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel ist jeweils die bei jedem 
Titel des Haushaltsplanes durch die Behördenkennzahl (BKZ) be-
zeichnete Behörde zuständig. Jede Veränderung in der Bewirtschaf-
tung der Haushaltsmittel ist von der für den Einzelplan zuständigen 
Stelle dem Senator für Finanzen, dem Rechnungshof der Freien 
Hansestadt Bremen und der Landeshauptkasse unverzüglich mitzu-
teilen. 

2. Anordnungsbefugnis 

 Der Beauftragte für den Haushalt ist befugt, Annahmeanordnungen 
und Auszahlungsanordnungen zu erteilen (Anordnungsbefugnis). Im 
übrigen ist Nr. 3.1 zu § 9 zu beachten. 

3. Grundsätze der Erhebung von Einnahmen 

3.1 Die der Freien Hansestadt Bremen zustehenden Einnahmen sind bei 
Fälligkeit zu erheben, unabhängig davon, ob sie im Haushaltsplan 
überhaupt oder in entsprechender Höhe veranschlagt sind. Entste-
hen Ansprüche nicht unmittelbar durch Rechtsvorschriften, sind un-
verzüglich durch geeignete Maßnahmen die notwendigen Voraus-
setzungen für ihr Entstehen zu schaffen. 
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3.2 Ausnahmen von Nr. 3.1 sind bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen (insbesondere §§ 58, 59) zulässig. In diesen Fällen ist zu 
prüfen, ob neben dem Anspruchsgegner oder an seiner Stelle Dritte 
als Gesamtschuldner, Bürgen oder sonstige Haftende zur Erfüllung 
herangezogen werden können.  

4. Erhebung von Verzugszinsen 

4.1 Beim Abschluß und bei der Änderung von Verträgen, die privat-
rechtliche Forderungen der Freien Hansestadt Bremen begründen, 
sind zugunsten der Freien Hansestadt Bremen für den Fall des Ver-
zugs Verzugszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz für das Jahr zu erheben (§ 288 Abs. 1 BGB) sowie 
Ersatz des sonstigen nachweisbaren Verzugsschadens zu 
vereinbaren. Bei Rechtsgeschäften des Landes, bei denen der 
Vertragspartner kein Verbraucher ist, beträgt der Zinssatz für 
Entgeltforderungen 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz (§ 288 
Abs. 2 BGB).  Bei der Zahlungsregelung von Forderungen aus  
sonstigen privatrechtlichen Schuldverhältnissen (z.B. 
ungerechtfertigte Bereicherung, unerlaubte Handlung) ist eine 
entsprechende Regelung anzustreben. 

4.2 Besteht bei privatrechtlichen Schuldverhältnissen keine Vereinbarung 
mit dem Schuldner und kommt auch eine Vereinbarung nicht 
zustande, ist über den Anspruch auf die gesetzlichen Verzugszinsen 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß § 288 
Abs. 1 BGB hinaus ein weitergehender Verzugsschaden gemäß 
§ 288 Abs. 4 BGB geltend zu machen, der unter Zugrundelegung des 
zur Zeit des Verzugs maßgebenden Zinssatzes für Kredite der Freien 
Hansestadt Bremen zur Deckung von Ausgaben zu ermitteln ist. 

 



§ 34 

4  12/03 

4.3 Besteht  für  Forderungen  aus einem  öffentlich-rechtlichen Rechts-
verhältnis eine Sonderregelung, so sind die sich daraus ergebenden 
Verzugszinsen zu verlangen. Besteht keine Sonderregelung, kann 
jedoch eine Vereinbarung getroffen werden, ist Nr. 4.1 entsprechend 
anzuwenden. 

4.4 Sofern ein Anspruch auf Verzugszinsen durch ein Grundpfandrecht 
gesichert wird, ist im Hinblick auf die Besonderheiten des Grund-
buchrechts ein Höchstzinssatz von 15 v.H. eintragen zu lassen. 

4.5 Wird einem nach Eintritt des Verzuges (§ 286 BGB) gestellten Antrag 
auf Stundung (§ 59) entsprochen, so ist der Beginn der Stundungs 
frist frühestens auf den Tag des Eingangs des Stundungsantrages 
festzulegen. Für die Zeit ab Verzugseintritt bis zum Beginn der Stun-
dung sind Verzugszinsen zu erheben. 

4.6 Verzugszinsen sind grundsätzlich nicht zu stunden oder zu erlassen; 
§ 59 Nrn. 1 und 3 bleiben unberührt. 

4.7 Der Betrag der zu zahlenden Verzugszinsen ist grundsätzlich von der 
anordnenden Stelle und erst nach der Erfüllung der Hauptforderung 
zu berechnen, gleichzeitig ist der Kasse eine entsprechende Annah-
meanordnung zu erteilen. Die Erteilung einer besonderen Annahme-
anordnung durch die anordnende Stelle unterbleibt, wenn die Zinsen 
im Wege des automatisierten Verfahrens der Landeshauptkasse be-
rechnet werden. 
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4.8 Der Senator für Finanzen kann zulassen, daß für bestimmte Bereiche 
bestehende Sonderregelungen weiter angewendet oder neue Son-
derregelungen getroffen werden. 

5. Sicherung von Ansprüchen 

 Zur Sicherung von Ansprüchen sind, wenn es üblich oder zur Ver-
meidung von Nachteilen der Freien Hansestadt Bremen notwendig 
oder zweckmäßig ist, Sicherheiten, Vorauszahlungen oder Vertrags-
strafen zu vereinbaren. Als Sicherheitsleistungen kommen die in 
Nr. 1.5.1 zu § 59 genannten Sicherheiten in Betracht. Im übrigen ist 
von der Möglichkeit der Aufrechnung Gebrauch zu machen. 

6. Kleinbeträge und Niederschlagung 

6.1 Für die Behandlung von Einnahmen und Ausgaben als Kleinbeträge 
gelten die Vorschriften der Anlage zu Nr. 2.6 zu § 59.  

6.2 Für die Überwachung befristet niedergeschlagener Ansprüche gilt 
Nr. 2.3.1 zu § 59. 

7. Haushaltsüberwachungsliste für angeordnete Einnahmen 
(HÜL-E) 

  Für angeordnete Einnahmen ist eine Haushaltsüberwachungsliste 
(HÜL-E) zu führen, deren Mindestangaben der Senator für Finanzen 
bestimmt. Der Senator für Finanzen kann zulassen, daß für be-
stimmte Einnahmen von der Führung der HÜL-E abgesehen wird, 
soweit dies nach der Natur der Einnahmen 
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 möglich ist; die zuständige Kasse ist zu unterrichten. 

8. Haushaltsüberwachungsliste für Ausgaben (HÜL-A) 

8.1 Für Ausgaben ist eine Haushaltsüberwachungsliste (HÜL-A) zu füh-
ren, deren Mindestangaben der Senator für Finanzen bestimmt. Für 
auf Rechtsvorschriften und Tarifvertrag beruhende Personalausga-
ben braucht die HÜL-A nicht geführt zu werden. Der Senator für Fi-
nanzen kann zulassen, daß für bestimmte Ausgaben von der Füh-
rung der HÜL-A abgesehen wird, soweit dies nach der Natur der 
Ausgaben möglich ist. In den Fällen der Sätze 2 und 3 ist die zu-
ständige Kasse zu unterrichten. 

8.2 In die HÜL-A sind jeweils gesondert einzutragen 

8.2.1 am Beginn des Haushaltsjahres die für dieses Haushaltsjahr beste-
henden Verpflichtungen, 

8.2.2 die Verpflichtungen, die zu Lasten der Ausgaben des laufenden 
Haushaltsjahres eingegangen werden, und 

8.2.3 die Abwicklung der Verpflichtungen nach den Nrn. 8.2.1 und 8.2.2 
(Festlegungen) durch Leistung der Ausgaben, wozu auch Ab-
schlagszahlungen zählen. 

8.3 Ergibt sich bei der Leistung der Ausgabe ein Unterschied gegenüber 
der Festlegung, so ist er in der HÜL-A durch Gegenbuchung auszu-
gleichen. 
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8.4 Fällt eine Festlegung weg oder verschiebt sich der Zeitpunkt der 
Abwicklung in ein späteres Haushaltsjahr, so ist die Eintragung in der 
HÜL-A durch Gegenbuchung auszugleichen; im Falle der Verschie-
bung des Zeitpunktes der Abwicklung in ein späteres Haushaltsjahr, 
ist die Festlegung in die Haushaltsüberwachungsliste für Verpflich-
tungsermächtigungen einzutragen (Nr. 9) oder bei laufenden Ge-
schäften in die HÜL-A des späteren Haushaltsjahres zu übernehmen. 
Wird die Festlegung im laufenden Haushaltsjahr nicht mehr abge-
wickelt und besteht sie zu Lasten eines Ausgaberestes weiter, so ist 
sie in die HÜL-A für das nächste Haushaltsjahr zu übernehmen. 

8.5 Für Vorschußkonten sind gesonderte Haushaltsüberwachungslisten 
zu führen. Auf die Führung gesonderter Haushaltsüberwachungsli-
sten kann verzichtet werden, soweit dies nach der Natur der Vor-
schüsse möglich ist; in diesen Fällen sind die Vorschüsse in die 
HÜL-A bei den voraussichtlichen Titeln einzutragen. Werden solche 
Vorschüsse abgewickelt, so ist nur ein etwaiger Unterschiedsbetrag 
unter Hinweis auf die Eintragung des Vorschusses einzutragen. 

8.6 Nach dem Ende eines Haushaltsjahres sind in die HÜL-A für das ab-
gelaufene Haushaltsjahr nur noch Beträge aufzunehmen, die in der 
Rechnung für das abgelaufene Haushaltsjahr nachzuweisen sind. 
Beträge, die in eine HÜL-A für das abgelaufene Haushaltsjahr auf-
genommen sind, aber erst nach Abschluß der Bücher ausgezahlt 
werden und in der Rechnung des laufenden Haushaltsjahres nach-
gewiesen werden, sind in der HÜL-A für das abgelaufene  
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 Haushaltsjahr wieder abzusetzen und in die HÜL-A für das laufende 
Haushaltsjahr zu übertragen. Die zuständige Kasse ist zu unterrich-
ten. 

8.7 Die HÜL-A ist monatlich aufzurechnen und abzustimmen. 

9. Haushaltsüberwachungsliste für Verpflichtungsermächtigungen 
(HÜL-VE) 

9.1 Für Verpflichtungsermächtigungen ist eine Haushaltsüberwachungs-
liste (HÜL-VE) zu führen, deren Mindestangaben der Senator für Fi-
nanzen bestimmt. 

9.2 Ändert sich der Betrag einer in Anspruch genommenen Verpflich-
tungsermächtigung, so ist der Unterschiedsbetrag in der HÜL-VE 
unter Hinweis auf die Eintragung der Verpflichtung auszugleichen. 
Verschiebt sich bei einer in Anspruch genommenen Verpflichtungs-
ermächtigung der Zeitpunkt, zu dem die Ausgabe geleistet werden 
soll, in ein anderes Haushaltsjahr, so ist die Änderung in die HÜL-VE 
einzutragen. Soll die Ausgabe im laufenden Haushaltsjahr geleistet 
werden, so ist sie in die HÜL-A zu übertragen. 

9.3 Wegen der Verschiebung des Zeitpunktes der Abwicklung bei einer 
zu Lasten einer Ausgabe des laufenden Haushaltsjahres eingegan-
genen Verpflichtung vergleiche Nr. 8.4. 

10. Aufbewahren von Haushaltsüberwachungslisten 

 Für die Aufbewahrung der Haushaltsüberwachungslisten nach Nrn. 7 
bis 9 gelten die in Nr. 3.3 der  
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 AufbewBest (Anlage zu Nr. 21.1 zu § 71) für sonstige Rechnungsun-
terlagen getroffenen Bestimmungen. 

11. Meldeverfahren zur Erfassung der konjunkturpolitisch bedeut-
samen Verpflichtungen 

 Für konjunkturplitisch bedeutsame Verpflichtungen kann ein Melde-
verfahren angeordnet werden. Das Nähere regelt der Senator für Fi-
nanzen. 

12. Verwendung von ADV-Anlagen, Übernahme von Unterlagen auf 
Bildträger 

 Werden für die Erhebung der Einnahmen und die Bewirtschaftung 
der Ausgaben ADV-Anlagen verwendet oder Daten auf Bildträger 
übernommen, so gelten die Bestimmungen der Anlagen 3 und 4 zu 
den VV zu § 79. 
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§ 35 

 

Bruttonachweis, Einzelnachweis 

 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben sind mit ihrem vollen Betrag bei 
dem hierfür vorgesehenen Titel zu buchen, soweit sich aus § 15 Abs. 1 
Satz 2 nichts anderes ergibt. Der Senator für Finanzen kann im Einver-
nehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen bestim-
men, daß die Rückzahlung zuviel erhobener Einnahmen bei dem 
Einnahmetitel und zuviel geleisteter Ausgaben bei dem Ausgabetitel 
abgesetzt wird. 

 

(2) Für denselben Zweck dürfen Ausgaben aus verschiedenen Titeln 
nur geleistet werden, soweit der Haushaltsplan dies zuläßt. Entspre-
chendes gilt für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigun-
gen. 

 

Zu § 35: 

 

1. Das Bruttoprinzip verbietet als Folge von § 15 grundsätzlich, dass 
Ausgaben von Einnahmen abgesetzt oder dass Einnahmen auf Aus-
gaben angerechnet werden; das gilt auch für den Tausch, insbeson-
dere für den Tausch von Grundstücken. 

2. Rückzahlungen zuviel vereinnahmter Beträge sind von den entspre-
chenden Einnahmen abzusetzen, soweit sich nicht aus dem Haus-
haltsplan etwas anderes ergibt. 

3.1 Rückzahlungen zuviel gezahlter Personalausgaben sind von den 
entsprechenden Ausgaben abzusetzen. 
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3.2 Rückzahlungen anderer zuviel gezahlter Ausgaben sind von den 
entsprechenden Ausgaben nur abzusetzen, soweit die Bücher noch 
nicht abgeschlossen sind oder es sich um übertragbare Ausgaben 
handelt. Nach Abschluss der Bücher sind Rückzahlungen, sofern die-
sen keine übertragbaren Ausgaben zugrundeliegen, als Einnahme 
bei dem Titel 119 99 zu buchen. 

4.1 Bei einem unrichtigen Titel gebuchte Einnahmen oder Ausgaben 
(Titelverwechselungen) sind, soweit die Bücher noch nicht abge-
schlossen sind, durch Umbuchung zu berichtigen. 

4.2 Nach Abschluss der Bücher ist eine Berichtigung nur herbeizuführen, 
wenn durch die Titelverwechslung bei mindestens einem Titel mit 
übertragbaren Ausgaben (§ 19) die Verwechslung oder mehrere 
Verwechslungen den Betrag von 2.500 Euro übersteigen, und zwar 
wie folgt: 

4.2.1 Sind bei einer Titelverwechslung nur Titel mit übertragbaren Ausga-
ben beteiligt, so ist eine Berichtigung durch Umbuchung vorzuneh-
men. 

4.2.2 Ist bei einer Titelverwechslung nur ein Titel mit übertragbaren Aus-
gaben beteiligt, so ist der Betrag bei diesem Titel zu vereinnahmen 
bzw. zu verausgaben. Bei dem anderen Titel ist eine Vereinnahmung 
bzw. Verausgabung nicht vorzunehmen; statt dessen ist der Betrag 
als Einnahme bzw. Ausgabe aus Anlass von Titelverwechslungen bei 
den Festtiteln 119 08 oder 539 08 zu buchen. 

4.2.3 Nr. 4.2.1 und Nr. 4.2.2 sind nicht anzuwenden, wenn bei den beteilig-
ten Titeln mit übertragbaren Ausgaben sowohl Ausgabemittel nicht 
mehr zur Verfügung stehen als auch die Maßnahmen vollständig ab-
gerechnet sind. 
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§ 36

Aufhebung der Sperre

(1) Nur mit Einwilligung des Senators für Finanzen dürfen Ausgaben,
die durch Gesetz oder im Haushaltsplan als gesperrt bezeichnet sind,
geleistet sowie Verpflichtungen zur Leistung solcher Ausgaben einge-
gangen werden.

(2) In den Fällen des § 22 Abs. 1 Satz 3 ist die Einwilligung der Bür-
gerschaft einzuholen. Erklärt der Senator für Finanzen die Aufhebung
für dringend, ist die nachträgliche Zustimmung (Genehmigung) der Bür-
gerschaft einzuholen.

Zu § 36:

1. Die Vorschrift ist auf die Besetzung von Planstellen und Stellen für
Angestellte und Arbeiter, die durch Gesetz oder im Stellenplan als
gesperrt bezeichnet sind, entsprechend anzuwenden.

2. Anträge auf Aufhebung einer Ausgaben-Sperre sind beim Senator
für Finanzen unter Verwendung der von ihm festzulegenden Vor-
drucke einzureichen. Der Senator für Finanzen kann die Vorlage der
in § 54 genannten und weitere Unterlagen (Baupläne, Kostenbe-
rechnungen, Zeitpläne, Bestätigungen über die technische und
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit, Schätzungen der jährlich entste-
henden Folgekosten u.dergl.) fordern. Der Senator für Finanzen lei-
tet diese Unterlagen an den Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen weiter.
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3. Anträge auf Aufhebung einer Sperre von Planstellen und Stellen für
Angestellte und Arbeiter sind bei der Senatskommission für das Per-
sonalwesen einzureichen, die sie mit ihrer Stellungnahme dem Se-
nator für Finanzen vorlegt.
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§ 37

Über- und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben
(Nachbewilligungen) obliegt dem Haushalts- und Finanzausschuss nach
Maßgabe der Bestimmungen des jeweiligen Haushaltsgesetzes.

(2) Der Senator für Finanzen ist berechtigt, im Falle eines unvor-
hergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses seine Einwilligung zu
über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu erteilen, wenn die Ausgaben
nicht bis zur Verabschiedung des nächstes Haushaltsgesetzes
zurückgestellt oder im Wege der Nachbewilligung bereitgestellt werden
können. Für Mittel, die ohne nähere Angabe des Verwendungszwecks
veranschlagt sind, darf der Senator für Finanzen nicht die Einwilligung
zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben erteilen.

(3) Über- und außerplanmäßige Ausgaben sollen durch Einsparungen
bei anderen Ausgaben in demselben Einzelplan ausgeglichen werden.

(4) Über- und außerplanmäßige Ausgaben nach Absatz 2 sind dem
Haushalts- und Finanzausschuss unverzüglich mitzuteilen.

(5) Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben (Vorgriffe) sind auf
die nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck anzurechnen. Der
Senator für Finanzen kann Ausnahmen zulassen.
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Zu § 37:

I N H A L T

Nr. 1 Über- und außerplanmäßige Ausgaben

Nr. 2 Vorgriffe

1. Über- und außerplanmäßige Ausgaben

1.1 Überplanmäßige Ausgaben sind Ausgaben, bei denen der für die
Zweckbestimmung im Haushaltsplan vorgesehene Anschlag unter
Berücksichtigung der Ausgabereste, der Haushaltsvorgriffe und der
zur Verstärkung verwendeten deckungspflichtigen Ausgaben
überschritten werden muß.

1.2 Außerplanmäßige Ausgaben sind Ausgaben, für die der
Haushaltsplan keine Zweckbestimmung und keinen Anschlag enthält
und auch keine Ausgabereste vorhanden sind.

1.3 Anträge auf Bewilligung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben
sind auf den vom Senator für Finanzen festzulegenden Vordrucken
einzureichen. Der Senator für Finanzen kann die Vorlage von
Unterlagen (siehe Nr. 2 zu § 36), insbesondere auch Nachweise zur
Begründung eines unabweisbaren Bedürfnisses fordern. Die Anträge
sollen die genaue Bezeichnung der einzusparenden Beträge (§ 37
Abs. 3) enthalten.
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2. Vorgriffe

Mehrausgaben bei übertragbaren Ausgaben sind stets Vorgriffe. Sie
sind auf die nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck
anzurechnen. Die Ausnahmeermächtigung für den Senator für
Finanzen nach § 37 Abs. 5 Satz 2 beschränkt sich auf das Jahr der
Anrechnung des Vorgriffs.
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§ 38 

 

Verpflichtungsermächtigungen 

 

(1) Maßnahmen, die die Freie Hansestadt Bremen zur Leistung von 
Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, sind nur 
zulässig, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. Der Senator für Fi-
nanzen kann unter den Voraussetzungen des § 37 Abs. 2 Ausnahmen 
zulassen. 

 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss kann durch Haushaltsgesetz 
ermächtigt werden, anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächtigun-
gen andere Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen oder anstelle von 
Verpflichtungsermächtigungen Vorgriffe zu bewilligen. 

 

(3) Die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen bedarf 
der Einwilligung des Senators für Finanzen. 

 

(4) Der Senator für Finanzen ist bei Maßnahmen nach Absatz 1 von 
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung über den Be-
ginn und Verlauf von Verhandlungen zu unterrichten. 

 

(5) Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen eingegangen wer-
den, ohne daß die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 vorliegen. Das 
Nähere regelt der Senator für Finanzen. 
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Zu § 38: 

 

I N H A L T 

 

Nr. 1 Anträge nach § 38 Abs. 1 bis 3 

Nr. 2 Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeu-
tung (§ 38 Abs. 4) 

Nr. 3 Verpflichtungen für laufende Geschäfte (§ 38 Abs. 5) 

 

1. Anträge nach § 38 Abs. 1 bis 3 

1.1 Anträge auf Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen 
nach § 38 Abs. 3 und auf Erteilung von über- oder außerplanmäßigen 
Verpflichtungsermächtigungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 und § 38 
Abs. 2 sind auf den vom Senator für Finanzen festzulegenden Vor-
drucken zu stellen; entsprechendes gilt für Anträge auf Bewilligung 
von Vorgriffen nach § 38 Abs. 2. Wenn sich in den Fällen des § 16 
Satz 2 Jahresbeträge geändert haben, so sind die nunmehr für erfor-
derlich gehaltenen Beträge anzugeben. 

1.2 Soweit der Senator für Finanzen eine Ausnahme zugelassen oder 
der Haushalts- und Finanzausschuss eine Umsetzung oder einen 
Vorgriff bewilligt hat, gilt die Einwilligung nach § 38 Abs. 3 allgemein 
als erteilt. 

1.3 Der Senator für Finanzen teilt nach § 38 Abs. 1 Satz 2 zugelassene 
Ausnahmen in sinngemäßer Anwendung des § 37 Abs. 4 dem Haus-
halts- und Finanzausschuss mit. 
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2. Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller 
Bedeutung (§ 38 Abs. 4) 

2.1 Der Senator für Finanzen ist bei Maßnahmen von grundsätzlicher 
oder erheblicher finanzieller Bedeutung, die die Freie Hansestadt 
Bremen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren 
verpflichten können, so umfassend zu unterrichten, daß er die finan-
ziellen Auswirkungen des Vorhabens beurteilen kann. 

2.2 Maßnahmen sind von grundsätzlicher Bedeutung, wenn sie eine über 
den Einzelfall hinausgehende Auswirkung auf die Haushaltswirtschaft 
oder die Haushaltsentwicklung haben können. 

2.3 Maßnahmen sind von erheblicher finanzieller Bedeutung, wenn sie 
innerhalb des Kapitels einen maßgeblichen Anteil an den veran-
schlagten Verpflichtungsermächtigungen oder an den Ausgaben für 
die Jahre haben, in denen die Verpflichtungen fällig werden sollen; 
der Senator für Finanzen kann im Einvernehmen mit der für den Ein-
zelplan zuständigen Stelle Wertgrenzen festsetzen. 

2.4 Zu den Verhandlungen nach § 38 Abs. 4 zählen auch Vorverhand-
lungen. 

3. Verpflichtungen für laufende Geschäfte (§ 38 Abs. 5) 

3.1 Verpflichtungen für laufende Geschäfte sind solche, die ihrer Natur 
nach regelmäßig wiederkehren und 

3.1.1 sich auf Verwaltungsausgaben der folgenden Gruppen beziehen: 

 441 - Beihilfen, soweit nicht für Versorgungsempfänger und dergl. 

 443 - Fürsorgeleistungen und Unterstützungen 

 446 - Beihilfen für Versorgungsempfänger und dergl. 

 451 - Zuschüsse zur Gemeinschaftsverpflegung und zu Gemein-
schaftsveranstaltungen sowie für soziale Einrichtungen 

 453 - Trennungsgeld, Umzugskostenvergütungen 

 459 - Sonstiges 
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 511 - Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, 
Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände, sonstige 
Gebrauchsgegenstände 

 514 - Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dergl. 

 517 - Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

 518 - Mieten und Pachten - jedoch nur, wenn der vorgesehene qm-
Preis ortsüblich angemessen und 

  1. die Jahresmiete oder -pacht im Einzelfall nicht mehr als 
50.000 Euro beträgt und 

  2. der Miet- oder Pachtvertrag nicht länger als fünf Jahre 
unkündbar ist 

 519 - Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

  - jedoch nur bis zu einem Betrag von 5.000 Euro im Einzelfall 

 521 - Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens 

  - jedoch nur bis zu einem Betrag von 5.000 Euro im Einzelfall 

 523 - Kunst- und wissenschaftliche Sammlungen und Bibliotheken  

  - jedoch nur bis zu einem Betrag von 5.000 Euro im Einzelfall 

 525 - Aus- und Fortbildung, 

 526 - Sachverständige, Gerichts- und ähnliche Kosten 

 527 - Dienstreisen 

 529 - Verfügungsmittel 

 531, 

 532 und 

 539 - Sonstiges - soweit die Ausgaben Zwecken vorgenannter 
Gruppen entsprechen, gelten die dort vorgesehenen Zweck-
bestimmungen 

 und 

3.1.2 sich im Rahmen der üblichen Tätigkeit der Dienststelle halten. 
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3.2 In begründeten Fällen kann der Senator für Finanzen bei den Wert-
grenzen der Gruppen, 518, 519, 521 und 523 sowie hinsichtlich der 
Unkündbarkeitsfrist bei der Gruppe 518 Ausnahmen zulassen. 

3.3 Leasingverträge sind keine laufenden Geschäfte nach § 38 Abs. 5, 
wenn sie nach Art und Inhalt Investitionsmaßnahmen der Haupt-
gruppen 7 oder 8 ersetzen oder auslösen können. Leasingverträge in 
diesem Sinne sind Verträge über die entgeltliche Gebrauchsüber-
lassung einer Sache oder einer Sachgesamtheit, wenn der 
Leasing-Nehmer die Gefahr des Unterganges und der Beschädigung 
der Sache trägt und der Leasing-Geber von der Haftung für ihre In-
standhaltung freigestellt ist oder wenn dem Leasing-Nehmer eine 
Kaufoption eingeräumt ist. Leasingverträge dieser Art sind deshalb 
nur zulässig, wenn der Haushaltsplan hierzu ermächtigt. 
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§ 39

Gewährleistungen, Kreditzusagen

(1) Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Ge-
währleistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen
können, bedarf einer Ermächtigung durch Gesetz, die der Höhe nach
bestimmt ist.

(2) Kreditzusagen sowie die Übernahme von Bürgschaften, Garantien
oder sonstigen Gewährleistungen bedürfen der Einwilligung des Sena-
tors für Finanzen. Er ist an den Verhandlungen zu beteiligen. Er kann
auf seine Befugnisse verzichten.

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 haben die zuständigen Dienst-
stellen auszubedingen, daß sie oder ihre Beauftragten bei den Beteilig-
ten jederzeit prüfen können,

1. ob die Voraussetzungen für die Kreditzusage oder ihre Erfüllung vor-
liegen oder vorgelegen haben,

2. ob im Falle der Übernahme einer Gewährleistung eine Inanspruch-
nahme der Freien Hansestadt Bremen in Betracht kommen kann oder
die Voraussetzungen für eine solche vorliegen oder vorgelegen ha-
ben.

Von der Ausbedingung eines Prüfungsrechts kann ausnahmsweise mit
Einwilligung des Senators für Finanzen abgesehen werden.

Zu § 39:

1. Die Bürgschaften regeln sich nach den §§ 765 ff. BGB.
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2. Garantien sind selbständige Verträge, mit denen die Freie Hanse-
stadt Bremen ein vermögenswertes Interesse des Garantieempfän-
gers dadurch sichert, daß er verspricht, für ein bestimmtes Ergebnis
einzustehen, insbesondere die Gefahr eines künftigen, noch unge-
wissen Schadens ganz oder teilweise zu übernehmen.

3. Sonstige Gewährleistungen sind Verträge, die ähnlichen wirtschaft-
lichen Zwecken wie Bürgschaften und Garantien dienen.

4. In den Fällen der Nrn. 2 und 3 muß die Risikoübernahme die Haupt-
verpflichtung des Vertrages sein.

5. Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen sind Even-
tualverbindlichkeiten der Freien Hansestadt Bremen und können nur
zur Absicherung ungewisser, in der Zukunft liegender Risiken über-
nommen werden. Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährlei-
stungen dürfen nicht übernommen werden, wenn mit hoher Wahr-
scheinlichkeit mit der Inanspruchnahme der Freien Hansestadt Bre-
men gerechnet werden muß. In diesem Fall sind Ausgaben oder
Verpflichtungsermächtigungen auszubringen.

6. Kreditzusagen im Sinne des § 39 Abs. 2 sind vertragliche oder son-
stige Zusagen, in denen die Hingabe eines Darlehens zu einem
späteren Zeitpunkt versprochen wird. Nicht zu den Kreditzusagen
zählen die Fälle, in denen der Darlehensbetrag schon bei Vertrags-
abschluß geleistet wird.
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7. Der Einwilligung des Senators für Finanzen und seiner Beteiligung an
den Verhandlungen bedarf es nicht, wenn die Kreditzusage

7.1 im laufenden Haushaltsjahr erfüllt werden soll, hierfür Ausgaben im
Haushaltsplan veranschlagt sind und kein Ermessensspielraum der
Verwaltung für die Ausgestaltung der Kreditbedingungen besteht
oder

7.2 im Rahmen des § 44 Abs. 1 gegeben wird, im laufenden Haushalts-
jahr erfüllt werden soll und hierfür Ausgaben im Haushaltsplan ver-
anschlagt sind.

8. Die zuständigen Dienststellen haben neben einem Prüfungsrecht
auszubedingen, daß der Beteiligte ihnen oder ihren Beauftragten je-
derzeit Auskunft über die mit der Kreditgewährung sowie der Über-
nahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistun-
gen zusammenhängenden Fragen zu erteilen hat (Auskunftsrecht).
Im Falle des § 39 Abs. 3 letzter Satz ist das Auskunftsrecht für sich
allein auszubedingen. Von der Ausbedingung eines Auskunftsrechts
kann in begründeten Fällen mit Einwilligung des Senators für Finan-
zen abgesehen werden.

9. Bei Kreditzusagen unterrichten die zuständigen Dienststellen den
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen. Dies gilt nicht in den
Fällen der Nr. 7. Bei der Übernahme von Bürgschaften, Garantien
oder sonstigen Gewährleistungen unterichtet die für die Errichtung
der Urkunde zuständige Dienststelle den Rechnungshof der Freien
Hansestadt
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Bremen. Der Rechnungshof kann auf die Unterrichtung verzichten.

10. Die zuständige Stelle für den Einzelplan, in dem die Mittel für etwaige
Inanspruchnahmen aus übernommenen Gewährleistungen
veranschlagt sind, führt über die übernommenen Bürgschaften, Ga-
rantien und sonstigen Gewährleistungen einen Nachweis.
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§ 40

Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung

Der Erlaß von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften, der
Abschluß von Tarifverträgen und die Gewährung von über- und außerta-
riflichen Leistungen sowie die Festsetzung oder Änderung von
Entgelten für Verwaltungsleistungen bedürfen der Einwilligung des
Senators für Finanzen, wenn diese Regelungen zu
Einnahmeminderungen oder zu zusätzlichen Ausgaben im laufenden
Haushaltsjahr oder in künftigen Haushaltsjahren führen können. Satz 1
ist auf sonstige Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher
finanzieller Bedeutung anzuwenden, wenn sie zu Einnahme-
minderungen im laufenden Haushaltsjahr oder in künftigen
Haushaltsjahren führen können.

Zu § 40:

1. § 40 ist auf alle dort genannten Maßnahmen anzuwenden, soweit durch
sie unmittelbar oder mittelbar finanzwirksame Tatbestände geschaffen
werden können.

2. Maßnahmen nach § 40 bedürfen keiner Ermächtigung nach § 38 Abs. 1.
Können solche Maßnahmen zu über- oder außerplanmäßigen Ausgaben
führen, so sind die Voraussetzungen des § 37 zu berücksichtigen.

3. Zu den Verwaltungsleistungen im Sinne von § 40 Satz 1 zählen nicht
Leistungen, die von Stellen außerhalb der bremischen Verwaltung erbracht
werden.
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§ 44 

 
 

Zuwendung, Verwaltung von Mitteln 
oder Vermögensgegenständen 

 
 

(1) Zuwendungen dürfen nur unter den Voraussetzungen des 
§ 23 gewährt werden. Dabei ist zu bestimmen, wie die zweckent-
sprechende Verwendung der Zuwendungen nachzuweisen ist. 
Außerdem ist ein Prüfungsrecht der zuständigen Dienststelle oder 
ihrer Beauftragten festzulegen. Verwaltungsvorschriften, welche 
die Regelung des Verwendungsnachweises und die Prüfung durch 
den Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen (§ 91) betreffen, 
werden im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Han-
sestadt Bremen erlassen. 
 

(2) Sollen Mittel oder Vermögensgegenstände der Freien Hanse-
stadt Bremen von Stellen außerhalb der Verwaltung der Freien 
Hansestadt Bremen verwaltet werden, ist Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. 
 

(3) Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem 
Einverständnis die Befugnis verliehen werden, Verwaltungsaufga-
ben auf dem Gebiet der Zuwendungen im eigenen Namen und in 
den Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahrzunehmen, 
wenn sie die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der ihnen 
übertragenen Aufgaben bieten und die Beleihung im öffentlichen 
Interesse liegt. Die Verleihung und die Entziehung der Befugnis 
obliegen dem zuständigen Senator; die Verleihung bedarf der 
Einwilligung des Senators für Finanzen. Der Beliehene unterliegt 
der Aufsicht des zuständigen Senators. 
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I N H A L T 

Zu § 44 Abs. 1, Zuwendungen 
 
Nr.  1 Bewilligungsvoraussetzungen 
Nr.  2 Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 
Nr.  3 Antragsverfahren 
Nr.  4 Zuwendungen an Betriebe oder Unternehmen, die wenig-

stens zum Teil der Förderung der Wirtschaft dienen 
Nr. 5 Bewilligung 
Nr. 6 Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 
Nr. 7 Zuwendungen für Baumaßnahmen 
Nr. 8 Auszahlung der Zuwendungen 
Nr. 9 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwendungs-

bescheides, Rückforderung der Zuwendung und Verzinsung 
Nr.10 Überwachung der Verwendung 
Nr.11 Nachweis der Verwendung 
Nr.12 Prüfung des Verwendungsnachweises 
Nr.13 Weitergabe von Zuwendungen durch den Zuwendungs-

empfänger 
Nr.14 Zuwendungen an Gebietskörperschaften und Zusammen- 
 schlüsse von Gebietskörperschaften 
Nr.15 Zuwendungen auf Kostenbasis 
Nr.16 Fälle von geringer finanzieller Bedeutung 
Nr.17 Besondere Regelungen 
Nr.18 Sondervermögen 
 
 
Zu § 44 Abs. 2, Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegenstän-
den 
 
Nr.19 Zum Begriff 
Nr.20 Voraussetzungen 
Nr.21 Verfahren 
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Zu § 44 Abs. 1, Zuwendungen  
 
1. Bewilligungsvoraussetzungen 
 
1.1 Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, wenn der Zweck durch 

Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Ge-
währleistungen nicht erreicht werden kann. Nicht rückzahlbare 
Zuwendungen sollen nur bewilligt werden, soweit der Zweck nicht 
durch unbedingt oder bedingt rückzahlbare Zuwendungen 
erreicht werden kann. 

 
1.2 Zuwendungen dürfen nur solchen Empfängern bewilligt werden, 

bei denen eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert er-
scheint und die in der Lage sind, die bestimmungsgemäße Ver-
wendung der Mittel zu gewährleisten und nachzuweisen. Bei Zu-
wendungen für Baumaßnahmen und Beschaffungen muß der 
Empfänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Verwendung und Unterhaltung der Anlagen 
bieten. Eine Anfinanzierung von Vorhaben, deren Gesamtfinan-
zierung nicht gesichert ist, ist unzulässig. 

 
1.3 Zuwendungen zur Projektförderung (VV Nr. 2.1 zu § 23) dürfen 

nur für solche Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht begon-
nen worden sind. Ein Vorhaben ist grundsätzlich begonnen, so-
bald dafür entsprechende Lieferungs- und Leistungsverträge 
abgeschlossen sind. Der Erwerb eines Grundstücks und die Er-
teilung eines Auftrags zur Planung oder zur Bodenuntersuchung 
gelten nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind 
Zweck der Zuwendung. Satz 1 gilt nicht bei der Fortsetzung jähr-
lich wiederkehrender Vorhaben, für die im Haushaltsplan des 
Vorjahres Ausgaben bereitgestellt worden sind und für die eine 
Änderung der Förderungsvoraussetzungen nicht eingetreten ist. 
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 Ausnahmen sind zulässig, 
 - wenn das Vorhaben nicht rechtzeitig voraussehbar war 

und aus sachlichen oder wirtschaftlichen Gründen keinen 
Aufschub duldete, 

 - wenn der vorzeitige Beginn durch Vorbescheid - ohne 
Rechtsanspruch auf eine spätere Zuwendung -  zugelas-
sen wurde, 

 - im übrigen mit Zustimmung des/der Beauftragten für den 
Haushalt . 

 
 Die Entscheidung ist grundsätzlich zusammen mit der Entschei-

dung über den Zuwendungsantrag zu treffen und in den Zuwen-
dungsbescheid mit aufzunehmen. 

 
1.4 Sollen für eine Einrichtung oder ein Vorhaben ausnahmsweise 

von mehreren Stellen der Freien Hansestadt Bremen Zuwendun-
gen bewilligt werden, soll die Bewilligung in geeigneten Fällen 
durch nur eine Behörde erfolgen. Die Zuwendungsgeber haben 
vor der Bewilligung mindestens Einvernehmen herbeizuführen 
über 

 
 - die zu finanzierenden Maßnahmen und die zuwendungsfä- 
  higen Ausgaben  

Sofern Fördergrundsätze der EU für Wirtschaftsgüter die       
Förderung von Abschreibungen im Unterschied zur 
Förderung von Ausgaben zulassen, darf die 
Bewilligungsbehörde Abschreibungen den 
zuwendungsfähigen Ausgaben zurechnen, wenn der 
Zuwendungszweck eine Investitionsförderung vorsieht und 
die Abschreibungen entsprechend den nationalen 
steuerlichen Buchführungsregeln oder den allgemein 
gültigen Buchführungspraktiken vorgenommen werden. 
Die gleichzeitige Investitionsförderung und die 
Anerkennung von Abschreibungen sowie die Anerkennung 
von Abschreibungen auf bereits öffentlich geförderte 
Wirtschaftsgüter (Doppelförderung) sind ausgeschlossen. 

 - die Finanzierungsart und die Höhe der Zuwendungen 
(Nr. 2), 

 - Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid (Nr. 6), 
 - die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen bzw. Einho-

lung fachtechnischen Sachverstands, z.B. in den Fällen 
der Nr. 7,  

 - den Verwendungsnachweis und seine Prüfung durch eine  
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der beteiligten Verwaltungen (Nrn.  11 und 12). 
 
 Werden Zuwendungen gemeinsam mit anderen juristischen Per-

sonen des öffentlichen Rechts erstmalig bewilligt, ist hinsichtlich 
der Vereinbarungen zum Verwendungsnachweis der Rech-
nungshof vor der Abstimmung zu hören, wenn die Zuwendung 
Bremens mehr als 50.000 Euro beträgt, ansonsten ist er zu un-
terrichten. 

 
2. Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung 
 
2.1 Vor Bewilligung der Zuwendung ist zu prüfen, welche Finanzie-

rungsart unter Berücksichtigung der Interessenlage der Freien 
Hansestadt Bremen und des Zuwendungsempfängers den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit am besten 
entspricht. 

 
2.2 Die Zuwendung wird grundsätzlich zur Teilfinanzierung des zu 

erfüllenden Zwecks bewilligt, und zwar als 
 
 - Anteilfinanzierung (Nr. 2.2.1) 
 - Fehlbedarfsfinanzierung (Nr. 2.2.2) 
 - Festbetragsfinanzierung (Nr. 2.2.3) 
 
2.2.1 Bei der Anteilfinanzierung ist die Zuwendung nach einem be-

stimmten Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben zu berechnen 
und auf einen Höchstbetrag zu begrenzen. 

 
2.2.2 Bei der Fehlbedarfsfinanzierung berechnet sich die Zuwendung 

nach dem Fehlbedarf, der insoweit verbleibt, als der Zuwen-
dungsempfänger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch 
eigene oder fremde Mittel zu decken vermag. Sie ist auf einen 
Höchstbetrag zu begrenzen. 

 
2.2.3 Bei der Festbetragsfinanzierung ist die Zuwendung mit einem 

festen Betrag an den zuwendungsfähigen Ausgaben festzu-
setzen. Sie kann auch auf das Vielfache eines Betrages festge-
setzt werden, der sich für eine bestimmte Einheit ergibt (z.B. 



§ 44 

6          12/03 

 Kostenpauschalen, Richtwerte). Dem Zuwendungsempfänger 
verbleiben die Mehreinnahmen und Minderausgaben soweit die 
zuwendungsfähigen Ausgaben nicht unter den Zuwendungsbe-
trag sinken. 

 
2.3 Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung be-

willigt werden, wenn die Erfüllung des Zwecks in dem notwendi-
gen Umfang nur bei Übernahme sämtlicher zuwendungsfähiger 
Ausgaben durch die Freie Hansestadt Bremen möglich ist. Eine 
Vollfinanzierung kommt in der Regel nicht in Betracht, wenn der 
Zuwendungsempfänger an der Erfüllung des Zwecks insbeson-
dere ein wirtschaftliches Interesse hat. Die Zuwendung ist bei der 
Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen. 

 
2.4 Der Bemessung von zuwendungsfähigen Ausgaben sollen, so-

weit dies möglich ist, feste Beträge für eine bestimmte Einheit 
(Richtwerte, Pauschalen) zugrunde gelegt werden. Hierfür kom-
men vor allem in Betracht: 

 
2.4.1 Zuwendungen, bei denen einzelne Ausgaben nur mit erhebli-

chem Aufwand genau festgestellt und belegt werden können, je-
doch eine sachgerechte Pauschalierung dieser Ausgaben mög-
lich ist (z.B. Vomhundertanteil von vorgesehenen Ausgaben wie 
Verwaltungsgemeinkostenpauschalen, 
Büroarbeitsplatzpauschalen, Teilnehmerpauschalen o.ä.) 

 
2.4.2 Zuwendungen, bei denen - wie bei bestimmten Baumaßnahmen - 

für einzelne oder mehrere gleiche Teile der Maßnahme über die 
voraussichtlichen Ausgaben anerkannte Richtwerte vorliegen 
oder festgelegt werden können. 

 
2.5 Liegt der zu fördernde Zweck auch im Interesse von Dritten, 

sollen diese sich angemessen an den zuwendungsfähigen Aus-
gaben beteiligen. 

 
2.6 Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes als 

Vorsteuer abziehbar ist, gehört nicht zu den zuwendungsfähigen 
Ausgaben. 
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3. Antragsverfahren 
 
3.1 Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es grundsätzlich ei-

nes schriftlichen Antrags. 
 Auf Verlangen der Bewilligungsbehörde sind die Angaben durch 

geeignete Unterlagen zu belegen. 
 
3.2 Dem Antrag sind insbesondere beizufügen 
 
3.2.1 bei Projektförderung (Nr. 2.1 zu § 23 LHO) ein Finanzierungsplan 

(aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zu-
sammenhängenden Ausgaben mit einer Übersicht über die be-
absichtigte Finanzierung) und eine Erklärung, daß mit der Maß-
nahme noch nicht begonnen worden ist, 

 
3.2.2 bei institutioneller Förderung (Nr. 2.2 zu § 23 LHO) ein Haus-

halts- oder Wirtschaftsplan und gegebenenfalls eine Überlei-
tungsrechnung. Form und Inhalt ergeben sich aus Anlage 2 zu 
Nr. 3.4 zu § 23 LHO, 

 
3.2.3 eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein 

oder für das betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach 
§ 15 UStG berechtigt ist. In diesem Fall hat er im Finanzie-
rungsplan oder Haushalts- oder Wirtschaftsplan die sich erge-
benden Vorteile auszuweisen. 

 
3.3 Das Ergebnis der Antragsprüfung ist zu vermerken. Dabei kann 

auf andere Unterlagen (Antrag, Zuwendungsbescheid) verwiesen 
werden. In dem Vermerk soll insbesondere eingegangen werden 
auf 

 
3.3.1 die Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung, 
 
3.3.2 die Beteiligung anderer Dienststellen (auch in fachtechnischer 

Hinsicht), 
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3.3.3 den Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben (auch unter Be-
rücksichtigung der Nr. 2.6), 

 
3.3.4 die Wahl der Finanzierungsart, 
 
3.3.5 die Sicherung der Gesamtfinanzierung, 
 
3.3.6 die finanzielle Auswirkung auf künftige Haushaltsjahre, 
 
3.3.7 die Gründe für eine Ausnahme nach Nr. 1.3 (vorzeitiger Maß-

nahmenbeginn). 
 
 
4. Zuwendungen an Betriebe oder Unternehmen, die wenig-

stens zum Teil der Förderung der Wirtschaft dienen 
 
 Bei einer Zuwendung an Betriebe oder Unternehmen, die we-

nigstens zum Teil der Förderung der Wirtschaft dienen soll, gilt 
zusätzlich folgendes: 

 
4.1 Dem Antragsteller sind im Antragsvordruck oder in anderer 

Weise im Zusammenhang mit dem Antrag die Tatsachen als 
subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen 
(§ 1 Gesetz über die Vergabe von Subventionen nach Landes-
recht vom 15. November 1976 - Brem.GBl. S. 267 - in Verbin-
dung mit § 2 Abs. 1 Subventionsgesetz - SubvG -), die nach 

 
4.1.1 dem Zuwendungszweck, 
 
4.1.2 den Rechtsvorschriften, 
 
4.1.3 diesen Verwaltungsvorschriften und den Nebenbestimmungen 

zum Zuwendungsbescheid (Nr. 6), 



§ 44 

12/01           9 

 
4.1.4 besonderen Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstigen 

Zuwendungsvoraussetzungen  
 

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, 
Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung von 
Bedeutung sind. Der Antragsteller ist auf die Strafbarkeit des 
Subventionsbetruges nach § 264 StGB hinzuweisen. 

 
4.2 Zu den Tatsachen nach Nr. 4.1 gehören insbesondere solche, 
 
4.2.1 die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der 

Zuwendung von Bedeutung sind, 
 
4.2.2 die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, 

Vermögensübersichten oder Gutachten, des Finanzierungsplans, 
des Haushalts- oder Wirtschaftsplans, etwaiger Übersichten und 
Überleitungsrechnungen oder sonstiger nach Nrn. 3.1 und 3.2 
dem Antrag beizufügender Unterlagen sind, 

 
4.2.3 von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a 

BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften die Rückzahlung 
der Zuwendung abhängig ist, 

 
4.2.4 die sich auf die Art und Weise der Verwendung eines aus der 

Zuwendung beschafften Gegenstandes beziehen (§ 3 Abs. 2 
SubvG). 

 
4.3 Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner solche, die durch 

Scheingeschäfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie 
Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Mißbrauch von Gestal-
tungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten 
Zuwendung (§ 4 SubvG). 

 
4.4 Der Antragsteller hat in dem Antrag oder in anderer Weise vor 

der Bewilligung zu versichern, daß ihm die Tatsachen nach den 
Nrn. 4.1 bis 4.3 als subventionserheblich und die Strafbarkeit ei-
nes Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt sind. 
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4.5 Ergeben sich aus den Angaben des Antragstellers, den einge-
reichten Unterlagen oder sonstigen Umständen Zweifel, ob die 
beantragte oder in Anspruch genommene Zuwendung mit den 
Zuwendungsvoraussetzungen im Einklang steht, so hat die 
Bewilligungsbehörde dem Zuwendungsempfänger die Tatsachen, 
deren Aufklärung zur Beseitigung der Zweifel notwendig 
erscheint, nachträglich als subventionserheblich im Sinne des 
§ 264 StGB zu bezeichnen (§ 2 Abs. 2 SubvG). 

 
5. Bewilligung 
 
5.1 Zuwendungen werden durch schriftlichen Zuwendungsbescheid 

bewilligt. Soweit dem Antrag des Zuwendungsempfängers nicht 
entsprochen wird, ist dies erforderlichenfalls zu begründen (§ 39 
BremVwVfG). 

 
5.2 Der Zuwendungsbescheid muß insbesondere enthalten: 
 
5.2.1 die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers, 
 
5.2.2 die Art (Nr. 2 zu § 23 LHO) und Höhe der Zuwendung, 
 
5.2.3 die genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks; die Bezeich-

nung muß nach Zielsetzung, Qualität und Umfang so eindeutig 
und detailliert festgelegt werden, daß sie auch als Grundlage für 
eine begleitende und abschließende Erfolgskontrolle dienen 
kann, 

 
5.2.4 die Finanzierungsart (Nr. 2) und den Umfang der zuwendungs-

fähigen Ausgaben, 
 
5.2.5 den Bewilligungszeitraum; dieser kann über das laufende Haus-

haltsjahr hinausgehen, soweit hierfür eine haushaltsrechtliche 
Ermächtigung vorhanden ist, 
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5.2.6 bei Förderung desselben Zwecks durch mehrere Stellen (Nr. 1.4) 

die ausdrückliche Benennung der Stelle, gegenüber der der 
Verwendungsnachweis zu erbringen ist, 

 
5.2.7 soweit zutreffend den Hinweis auf die in Nrn. 4.1 bis 4.3 be-

zeichneten subventionserheblichen Tatsachen sowie auf die 
Offenbarungspflicht nach § 3 SubvG, 

 
5.2.8 soweit zutreffend die Anforderung einer Überleitungsrechnung 

auf Einnahmen und Ausgaben (Nr. 3.4 zu § 23 LHO), 
 
5.2.9 die anzuwendenden allgemeinen Nebenbestimmungen und 

etwaige Abweichungen (Nr. 6), 
 
5.2.10 sowie gegebenenfalls die Angabe, wie lange Gegenstände 

- wenn diese mit Hilfe der Zuwendung erworben oder hergestellt 
werden - für den Zuwendungszweck gebunden sind, 

 
5.2.11 und eine Rechtsbehelfsbelehrung. 
 
5.3 Die Bewilligungsbehörde kann, anstatt einen Zuwendungsbe-

scheid zu erlassen, auch einen Zuwendungsvertrag mit dem Zu-
wendungsempfänger schließen (§§ 54 bis 62 BremVwVfG). 
Hierbei gelten die Vorschriften für Zuwendungen durch Bescheid 
sinngemäß. 

 
5.4 Ein Abdruck des Zuwendungsbescheides oder des Zuwendungs-

vertrages ist mit einer Zweitschrift des Antrags dem Rechnungs-
hof der Freien Hansestadt Bremen zu übersenden, soweit er 
nicht allgemein oder für bestimmte Einzelfälle darauf verzichtet. 
Bei Zuwendungen unter 25.000 Euro entfällt die Übersendung. 

 
 Soweit dem Rechnungshof Erstbescheide oder -verträge zu 

übersenden waren, sind Änderungen ohne Rücksicht auf die 
Höhe mitzuteilen. 
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6. Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid 
 
6.1 Allgemeine Nebenbestimmungen im Sinne des § 36 BremVwVfG 

für Zuwendungen zur institutionellen Förderung (ANBest-I), zur 
Projektförderung (ANBest-P) und zur Projektförderung bei Ge-
bietskörperschaften (ANBest-Gk) ergeben sich aus den Anlagen 
1 bis 3. Sie sind grundsätzlich zum Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides zu machen. 

 
 Ergänzend hat die Bewilligungsbehörde im Zuwendungsbescheid 

festzulegen: 
 
6.1.1 Den Grad der Verbindlichkeit des Haushalts-, Wirtschafts- oder 

Finanzierungsplans sowie ggf. des Stellenplans, 
 
6.1.2 Bedingungen für die Verwendung von Mehreinnahmen und Min-

derausgaben sowie bei der institutionellen Förderung die Bildung 
und Inanspruchnahme von anzuerkennenden Rücklagen und 
Rückstellungen; dabei ist auf das von dem Zuwen-
dungsempfänger beeinflußte Ergebnis abzustellen. 

 Rücklagen und Rückstellungen führen im Jahr der Bildung nicht 
zu kassenmäßigen Ausgaben. Im Zuwendungsbescheid ist dar-
auf hinzuweisen, daß die Auszahlung nur nach dem tatsächlichen 
Liquiditätsbedarf erfolgt (vgl. Nr. 1.5 ANBest.I). Die sich er-
gebenden Reste verbleiben im Haushalt. 

 
6.1.3 Anforderungen an den Verwendungsnachweis (Sachbericht und 

zahlenmäßiger Nachweis); ggf. ist auch zu regeln, mit welchen 
speziellen Auflagen der Zuwendungsempfänger zu verpflichten 
ist, um eine begleitende und abschließende Kontrolle des Erfolgs 
des Vorhabens oder des Förderprogramms zu ermöglichen. 

 
6.1.4 Die Anerkennung von Versicherungen im Rahmen der für die 

Freie Hansestadt Bremen geltenden Regelungen, 
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6.1.5 ggf. Ergänzung der Vergaberegelungen (Nr. 3 der Allgemeinen 

Nebenbestimmungen) hinsichtlich der Verpflichtung zur europa-
weiten Ausschreibung: 

 Auf die Anwendung der a-Paragraphen der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) und der 
Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen 
Bauleistungen - (VOL) sowie der EG-
Dienstleistungskoordinationsrichtlinie (DKR) ist hinzuweisen, so-
weit der geschätzte Auftragswert (ohne Umsatzsteuer) die 
Schwellenwerte der §§ 1a Nr. 1 VOB/A und VOL/A sowie Art. 3 
Nr. 3 und Art. 7 Nr. 1 DKR erreicht oder übersteigt, die Maß-
nahme einem gemeinnützigen Zweck dient und zu mehr als 50 
v.H. unmittelbar mit öffentlichen Mitteln finanziert wird. 

 
6.2 Weitere Abweichungen von den Allgemeinen Nebenbestimmun-

gen sind nur in den Fällen der Nrn. 16 und 17.1 zulässig. 
 
6.3 Über die Allgemeinen Nebenstimmungen (Nr. 6.1) hinaus ist je 

nach Art, Zweck und Höhe der Zuwendung sowie nach Lage des 
einzelnen Falles im Zuwendungsbescheid insbesondere zu re-
geln: 

 
6.3.1 bei nicht rückzahlbaren Zuwendungen der Vorbehalt dinglicher 

Rechte an Gegenständen zur Sicherung der zweckentsprechen-
den Verwendung oder eines etwaigen Rückforderungsanspruchs, 

 
6.3.2 bei bedingt oder unbedingt rückzahlbaren Zuwendungen die 

Rückzahlung und Verzinsung sowie die Sicherung des Rückzah-
lungsanspruchs, 

 
6.3.3 bei Zuwendungen für die Herausgabe von Veröffentlichungen die 

Lieferung einer angemessenen Zahl von Freistücken, 



§ 44 

14          12/03 

 
6.3.4 die Einräumung von Benutzungsrechten an Schutzrechten, die 

Übertragung von Schutzrechten auf die Freie Hansestadt Bremen 
oder ihre angemessene Beteiligung an den Erträgen aus diesen 
Rechten, 

 
6.3.5 bei Zuwendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftli-

che Arbeiten die Nutzbarmachung der Ergebnisse für die Allge-
meinheit, z.B. durch Veröffentlichung, 

 
6.3.6 die Beteiligung fachtechnischer Dienststellen, 
 
6.3.7 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises; dabei 

kann die Bewilligungsbehörde die Auszahlung eines Restbetra-
ges von der Prüfung des Verwendungsnachweises abhängig 
machen, 

 
6.3.8 bei Zuwendungen an Unternehmen, bei denen die Freie Hanse-

stadt Bremen Rechte nach § 53 HGrG oder § 67 LHO hat, die 
Prüfung auch der zweckentsprechenden sowie der wirtschaftli-
chen und sparsamen Verwendung der Zuwendungen durch einen 
sachverständigen Prüfer, z.B. Wirtschaftsprüfer, und die Vorlage 
des Berichts über diese Prüfung, 

 
6.3.9 ob und welche haushaltsrechtlichen Vorschriften der Freien Han-

sestadt Bremen bei institutioneller Förderung entsprechend an-
gewendet werden sollen. 

 
6.4 In geeigneten Fällen ist der Zuwendungsbescheid mit dem Vor-

behalt zu versehen, daß die Förderung aus zwingenden Gründen 
ganz oder teilweise eingestellt werden kann (insoweit Widerruf 
nach § 49 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 36 Abs. 2 Nr. 3 BremVwVfG). Der 
Senator für Finanzen kann aus zwingenden haushaltswirtschaft-
lichen Gründen das Einfügen eines derartigen Vorbehalts ver-
langen. 
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7. Zuwendungen für Baumaßnahmen 
 
7.1 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die fachlich zuständige 

technische bremische Verwaltung im Rahmen der Richtlinien für 
die Planung und Durchführung von Bauaufgaben (RL Bau) zu 
beteiligen. Von einer Beteiligung darf abgesehen werden, wenn 
die für eine Baumaßnahme vorgesehenen Zuwendungen von 
bremischen Gebietskörperschaften, vom Bund und/oder von an-
deren Ländern zusammen 250.000 Euro nicht übersteigen. 

 
 Wenn nach der RL Bau zu verfahren ist, sind neben den 

ANBest-P - Anlage 2 - die Baufachlichen Nebenbestimmungen 
(NBest-Bau) - Anlage 4 - zum Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides zu machen. 

 
7.2 Die gemäß Ziffer 7.1 beteiligte Stelle prüft nach Fertigstellung der 

Baumaßnahme den Verwendungsnachweis in baufachlicher 
Hinsicht. 

 
 
8. Auszahlung der Zuwendung 
 
8.1 Die Zuwendungen sollen regelmäßig erst ausgezahlt werden, 

wenn der Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden ist. 
 
8.2 Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt 

werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwen-
dungszwecks benötigt werden. Bei Zuwendungen mit einem Ge-
samtbetrag bis zu 5.000 Euro kann von Satz 1 abgewichen wer-
den. 

 
8.3 Zuwendungen sollen in geeigneten Fällen erst nach Prüfung des 

Verwendungsnachweises in einer Summe ausgezahlt werden. 
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9. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Zuwen-

dungsbescheides, Rückforderung der Zuwendung und Ver-
zinsung 

 
9.1 Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf von Zuwendungsbe-

scheiden sowie als Folge hiervon die Rückforderung der Zuwen-
dungen richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht (vgl. §§ 48, 
49, 49a BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften. Die 
erforderlichen Verwaltungsakte sind im allgemeinen unter 
Angabe der Rechtsgrundlage schriftlich zu begründen (§ 39 
BremVwVfG). 

 
9.2 Es ist wie folgt zu verfahren: 
 
9.2.1 Die Bewilligungsbehörde hat die Zuwendung, auch wenn sie be-

reits verwendet worden ist, insoweit unverzüglich zurückzufor-
dern, als im Zuwendungsbescheid enthaltene Befristungen wirk-
sam geworden oder Bedingungen eingetreten sind (§ 36 Abs. 2 
Nrn. 1 und 2 BremVwVfG). Eine auflösende Bedingung ist insbe-
sondere in einer nachträglichen Ermäßigung der Ausgaben oder 
Änderung der Finanzierung nach Nr. 2 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen zu sehen. 

 
9.2.2 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen rechtswidrigen 

Zuwendungsbescheid nach § 48 BremVwVfG mit Wirkung für die 
Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zurückzunehmen 
und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, 
zurückzufordern; das gilt insbesondere, soweit der 
Zuwendungsempfänger den Zuwendungsbescheid durch Anga-
ben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder 
unvollständig waren. Dies ist anzunehmen, wenn bei richtigen 
oder vollständigen Angaben der Zuwendungsbescheid nicht er-
gangen oder die Zuwendung in geringerer Höhe bewilligt worden 
wäre. 
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9.2.3 Die Bewilligungsbehörde hat regelmäßig einen rechtmäßigen 

Zuwendungsbescheid nach §§ 49, 49a BremVwVfG mit Wirkung 
auch für die Vergangenheit ganz oder teilweise unverzüglich zu 
widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet 
worden ist, zurückzufordern, soweit sie nicht oder nicht mehr 
ihrem Zweck entsprechend verwendet wird. 

 
9.2.4 Die Bewilligungsbehörde hat zu prüfen, ob der Zuwendungsbe-

scheid nach §§ 49, 49a BremVwVfG mit Wirkung auch für die 
Vergangenheit ganz oder teilweise zu widerrufen und die Zu-
wendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückzu-
fordern ist, soweit der Zuwendungsempfänger 

 
 - die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach 

Aus zahlung für fällige Zahlungen verwendet oder 
 
 - im Zuwendungsbescheid enthaltene Auflagen (vgl. § 36 

Abs. 2 Nr. 4 BremVwVfG) nicht oder nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist erfüllt, insbesondere  

  - den Verwendungsnachweis nicht wie vorgeschrie-
ben führt oder nicht rechtzeitig vorlegt; 

  - Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachkommt; 
  - die Zuwendung unwirtschaftlich verwendet; 
  - aus der Zuwendung beschaffte Gegenstände wäh-

rend der zeitlichen Bindung nicht oder nicht mehr  
zweckentsprechend verwendet. 

 
 Der Zuwendungsbescheid ist in der Regel entsprechend dem auf 

die Gegenstände entfallenden Zuwendungsbetrag zu widerrufen. 
Bei der Entscheidung über den Widerruf soll die Zeit der 
zweckentsprechenden Verwendung angemessen berücksichtigt 
werden. 
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9.3 In den Fällen der Nrn. 9.2.2 bis 9.2.4 hat die Bewilligungsbehörde 

bei der Ausübung ihres Ermessens die Besonderheiten des 
Einzelfalles, u.a. auch die Zeitdauer der zweckentsprechenden 
Verwendung, sowie die Interessen des Zuwendungsempfängers 
und die öffentlichen Interessen gleichermaßen zu berück-
sichtigen. Auf die Anhörungspflicht nach § 28 BremVwVfG wird 
hingewiesen. 

 
9.4 Es ist stets darauf zu achten, daß die Rücknahme oder der 

Widerruf des Zuwendungsbescheides innerhalb der Jahresfrist 
nach § 48 Abs. 4 und § 49 Abs. 2 Satz 2 BremVwVfG erfolgt. 
Das gilt auch für den Widerruf des Zuwendungsbescheides nach 
§ 49 Abs. 3 BremVwVfG. Die Frist beginnt, wenn einem zustän-
digen Amtswalter der Behörde die Tatsachen, die die Rück-
nahme oder den Widerruf rechtfertigen, vollständig bekannt sind. 

 
9.5 Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung fällig und von 

diesem Zeitpunkt an mit 3 v.H. über dem jeweiligen Basiszinssatz 
(§1 des Diskontsatz-Überleitungsgesetzes-DÜG vom 9.6.1998 – 
BGBl. I S. 1242) für das Jahr zu verzinsen. Im Fall der Rück-
nahme oder des Widerrufs für die Vergangenheit entsteht der 
Erstattungsanspruch in dem im Rücknahme- oder Widerrufsbe-
scheid anzugebenden Zeitpunkt. Das ist regelmäßig der Tag, an 
dem die zur Rücknahme oder zum Widerruf führenden Umstände 
eingetreten sind. Bei Eintritt einer auflösenden Bedingung 
entsteht der Rückzahlungsanspruch im Zeitpunkt des Eintritts der 
Bedingung. 

 
9.6 Wird die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten zur Erfül-

lung des Zuwendungszwecks verwendet (Nr. 9.2.4) und wird der 
Zuwendungsbescheid nicht widerrufen, sind regelmäßig für die 
Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwen-
dung ebenfalls Zinsen in Höhe von 3 v.H. über dem jeweiligen 
Basiszinssatz (vgl. Nr. 9.5) für das Jahr zu verlangen. 
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10. Überwachung der Verwendung 
 
10.1 Wer Ausgaben für Zuwendungen bewirtschaftet, hat für jedes 

Haushaltsjahr eine besondere nach Titeln gegliederte Übersicht 
zu führen über 

 
10.1.1 Empfänger, Art, Höhe und Zweck der Zuwendung, 
 
10.1.2 die zur Zahlung angewiesenen Beträge sowie die eingegangenen 

Verpflichtungen, 
 
10.1.3 ggf. Termine für die Vorlage von Unterlagen zur Durchführung 

der begleitenden Erfolgskontrolle, 
 
10.1.4 den vorgeschriebenen Zeitpunkt für die Vorlage des Verwen-

dungsnachweises, dessen Eingang und den Zeitpunkt der Prü-
fung durch die Verwaltung. 

 
10.2 Dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen ist auf be-

sondere Anforderung der Inhalt der Übersicht nach Nr. 10.1 mit-
zuteilen. Mit dessen Einwilligung können vereinfachte Übersich-
ten geführt werden. 

 
11. Nachweis der Verwendung 
 
11.1 Die Bewilligungsbehörde hat von dem Zuwendungsempfänger 

den Nachweis der Verwendung entsprechend den Nebenbe-
stimmungen zu verlangen. 

 
11.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und 

einem zahlenmäßigen Nachweis, in dem die Einnahmen und 
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Haushalts- oder 
Wirtschaftsplanes bzw. des Finanzierungsplanes summarisch 
dargestellt werden. 
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11.3 Abweichend von den Allgemeinen Nebenbestimmungen hat die 

Bewilligungsbehörde ergänzende Angaben zum Verwendungs-
nachweis zu fordern, wenn dies zur Überprüfung des im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten Zuwendungszwecks oder des Zu-
wendungsbetrages erforderlich ist. Die Anforderungen an den 
Sachbericht sind entsprechend der Beschreibung des Zuwen-
dungszwecks festzulegen. Belege können insbesondere dann 
angefordert werden, wenn die Höhe der Zuwendung eine Über-
prüfung vor Ort nicht rechtfertigt.  

 
 
12. Prüfung des Verwendungsnachweises 
 
12.1 Die Bewilligungsbehörde, die nach Nr. 1.4 zuständige oder sonst 

beauftragte Stelle hat - auch im Hinblick auf die Jahresfrist nach 
§ 48 Abs. 4, § 49 BremVwVfG - unverzüglich nach Eingang des 
Zwischen- oder Verwendungsnachweises festzustellen, ob 

 
12.1.1 der Zwischen- oder Verwendungsnachweis den im Zuwendungs-

bescheid (einschließlich der Nebenbestimmungen) festgelegten 
Anforderungen entspricht, 

 
12.1.2 die Zuwendung nach den Angaben im Zwischen- oder Verwen-

dungsnachweis zweckentsprechend verwendet worden ist. 
 
12.2 Ergeben sich Zweifel an der zweckentsprechenden Verwendung 

oder Einhaltung von Auflagen, sind ergänzende Unterlagen zu 
fordern. 

 
12.3 Erstattungsansprüche oder Zinsforderungen sind umgehend 

geltend zu machen, soweit nicht vorher eine weitergehende Prü-
fung durchzuführen ist. 

 
12.4 Im übrigen ist für jeden Zuwendungsbereich eine Regelung zu 

schaffen, die die stichprobenweise Auswahl von 
Verwendungsnachweisen für eine weitergehende Prüfung 
festlegt.. Bei der Auswahl der Stichproben sind die Höhe der 
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Zuwendungen, die bisherigen Erfahrungen mit einzelnen Zu-
wendungsempfängern sowie Besonderheiten des 
Zuwendungsbereiches zu berücksichtigen. Bei wiederkehrenden 
Zuwendungen ist ein angemessener Prüfungsturnus zu 
gewährleisten.  

 
12.5 Bei den für eine weitergehende Prüfung ausgewählten Zwischen- 

oder Verwendungsnachweisen ist über die Prüfung nach Nr. 12.1 
hinaus 

 
12.5.1 eine Belegprüfung durchzuführen und festzustellen, ob 
 
12.5.2 der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht worden ist; 

dabei ist - soweit in Betracht kommend - eine Erfolgskontrolle 
durchzuführen. 

 
12.5.3 Bei Bedarf sind Ergänzungen und Erläuterungen zu verlangen 

und örtliche Erhebungen durchzuführen. Die Prüfung der beige-
fügten Belege kann auf Stichproben beschränkt werden. Die vor-
gelegten Belege und ergänzenden Unterlagen sind an den Zu-
wendungsempfänger zurückzugeben. 

 
12.6 Hat eine vom Zuwendungsempfänger unabhängige Prüfungsein-

richtung den zahlenmäßigen Nachweis geprüft und bestätigt, 
kann von dessen nochmaliger Prüfung  abgesehen werden, wenn 
sichergestellt ist, daß die Prüfung durch die Prüfungseinrichtung 
nach denselben Kriterien durchgeführt worden ist, wie eine 
Prüfung durch die Bewilligungsbehörde. 

 
12.7 Die Feststellungen nach Nr. 12.1 sowie der Umfang und das Er-

gebnis der Prüfung nach Nr. 12.5 sind zu vermerken 
(Prüfungsvermerk). 

 
12.8  Die prüfende Stelle übersendet den nach Nr. 1.4 beteiligten 

Stellen eine Ausfertigung des Sachberichts und des Prüfungs-
vermerks. 

 Je eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist mit einer Ausfer-
tigung des Zwischen- oder Verwendungsnachweises zu den 
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Bewilligungsakten zu nehmen. 
 
 
13. Weitergabe von Zuwendungen durch den Zuwendungs-

empfänger 
 
13.1 Wird im Zuwendungsbescheid vorgesehen, daß der Zuwen-

dungsempfänger die Zuwendung zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks an Dritte als weitere Zuwendungsempfänger wei-
terleiten darf, so ist bei der Bewilligung festzulegen, unter wel-
chen Voraussetzungen der Zuwendungsempfänger die Beträge 
weiterleiten darf und wie die zweckentsprechende Verwendung 
ihm gegenüber nachzuweisen ist. Hierbei ist sicherzustellen, daß 
die für den Zuwendungsempfänger maßgebenden Bestimmun-
gen des Zuwendungsbescheides (einschließlich der Nebenbe-
stimmungen), soweit zutreffend, auch dem Dritten auferlegt wer-
den. 

 
13.2 Die Mittel können vom Erstempfänger in öffentlich-rechtlicher    

oder in privatrechtlicher Form weitergegeben werden. Die 
Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form durch juristische 
Personen des privaten Rechts setzt eine Beleihung nach § 44 
Abs. 3 voraus. 

 
13.3 Der Erstempfänger darf die Mittel nur zur Projektförderung 

weitergeben. 
 

Weitergabe in öffentlich-rechtlicher Form 
 
13.4 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in öffentlich-

rechtlicher Form durch den Erstempfänger sind unter 
Berücksichtigung  der Nrn. 1 bis 12 für die Weitergabe 
insbesondere zu regeln: 

 
13.4.1 die Anwendung der einschlägigen Vorschriften des öffentlichen 

Rechts, soweit sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes
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 ergibt, 

13.4.2 die Weitergabe in Form eines Zuwendungsbescheides, 

13.4.3 der Zuwendungszweck und die Maßnahmen, die im einzelnen 
gefördert werden sollen, sowie die Dauer der Zweckbindung von 
aus der Zuwendung beschafften Gegenständen,  

13.4.4 der als Letztempfänger in Betracht kommende Personenkreis, 

13.4.5 die Voraussetzungen, die beim Letztempfänger erfüllt sein 
müssen, um die Zuwendung an ihn weiterleiten zu können, 

13.4.6 die Zuwendungsart, die Finanzierungsart, die Finanzierungsform, 
die in Betracht kommenden zuwendungsfähigen Ausgaben oder 
Kosten und der Bewilligungszeitraum 

13.4.7 ggf. Einzelheiten zur Antragstellung durch den Letztempfänger 
(z. B. Termine, fachliche Beteiligung anderer Stellen, Antrags-
unterlagen), 

13.4.8 die bei der Weitergabe ergänzende zu den Allgemeinen 
Nebenbestimmungen vorzusehenden Nebenbestimmungen; in 
allen Fällen ist dem Erstempfänger aufzuerlegen, gegenüber 
dem Letztempfänger auch ein Prüfungsrecht für die 
Bewilligungsbehörde (einschl. für einen von ihr Beauftragten)         
auszubedingen sowie der Bewilligungsbehörde auf Verlangen 
etwaige Erstattungsansprüche gegen den Letztempfänger 
abzutreten, 

13.4.9 den Umfang der Anwendung von Vorschriften, die 
Ermessensentscheidungen vorsehen. Soweit die Vorschriften 
Ermessensentscheidungen vorsehen und eine Anwendung der 
Bestimmungen durch den Erstempfänger nicht ausgeschlossen 
wird, ist ihm vorzugeben, wie er zu verfahren hat. 

 
Weitergabe in privatrechtlicher Form 
 

13.5 Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in privatrechtlicher 
Form durch den Erstempfänger sind für die Weitergabe 
insbesondere zu regeln: 
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13.5.1 die Weitergabe in Form eines privatrechtlichen Vertrags, 

13.5.2 die Vorgaben entsprechen den Nrn. 13.4.3 bis 13.4.7, 

13.5.3 der Rücktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, 
dass ein wichtiger Grund für einen Rücktritt vom Vertrag 
insbesondere gegeben ist, wenn 

- die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss 
nachträglich entfallen sind 

- der Abschluss des Vertrages durch Angaben des 
Letztempfängers zustande gekommen ist, die in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren, 

- der Letztempfänger bestimmten – im Zuwendungsbescheid 
bzw. –vertrag im einzelnen zu nennenden – Verpflichtungen 
nicht nachkommt. 

 
13.6 Dem Erstempfänger ist aufzuerlegen, in dem privatrechtlichen 

Vertrag insbesondere zu regeln: 
 
13.6.1 die Art und Höhe der Zuwendung, 

13.6.2 der Zuwendungszweck und die Dauer der Zweckbindung von aus 
der Zuwendung beschafften Gegenständen, 

13.6.3 die Finanzierungsart und der Umfang der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, 

13.6.4 der Bewilligungszeitraum, 

13.6.5 die Abwicklung der Maßnahme und die Prüfung der Verwendung 
der Zuwendung entsprechend den Nrn. 1 bis 7 ANBest-P. Die in 
Betracht kommenden Bestimmungen sind dem Inhalt nach 
unmittelbar in den Vertrag zu übernehmen; das entsprechend  
Nr. 7.1 ANBest-P für den Erstempfänger vorzusehende 
Prüfufngsrecht ist auch für die Bewilligungsbehörde (einschl. für 
einen von ihr Beauftragten) auszubedingen,  

13.6.6 die Anerkennung der Gründe für einen Rücktritt vom Vertrag, der 
Rückzahlungsverpflichtungen und der sonstigen Rückzahlungs-
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regelungen durch den Letztempfänger, 

13.6.7 die Verzinsung von Rückzahlungsansprüchen. 

 
 
14. Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaf-

ten und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften 
 
14.1 Bei Zuwendungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaf-

ten und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften gelten 
die Nrn. 1 bis 13, 16 und 17 entsprechend, soweit nicht nachfol-
gend etwas anderes bestimmt ist. 

 
14.2 Zuwendungen für größere Investitionen werden in der Regel im 

Wege der Anteilfinanzierung bewilligt (zu Nr. 5.2.4). 
 
14.3 Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist entsprechend Nr. 7 zu 

verfahren. Die Bewilligungsbehörde kann zulassen, daß bei Zu-
wendungen für Baumaßnahmen die zuständigen bautechnischen 
Dienststellen des Zuwendungsempfängers beteiligt werden.  

 
 
15. Zuwendungen auf Kostenbasis 
 
 Sollte im Einzelfall eine Zuwendung auf Kostenbasis erfolgen, ist 

nach der geltenden Bundesregelung zu verfahren. 
 
 
16. Fälle von geringer finanzieller Bedeutung 
 
 Beträgt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere 

Stellen (Nr. 1.4) der Gesamtbetrag der Zuwendung bei institutio-
neller Förderung für ein Haushaltsjahr oder bei einer Projektför-
derung weniger als 25.000 Euro, können bei Anwendung der 
Nrn. 1 bis 13 und 15 im Einzelfall Erleichterungen zugelassen 
werden. Ein der Sachlage angemessener Verwendungsnachweis 
ist jedoch unerläßlich. 
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17. Besondere Regelungen 
 
17.1 Weitere Ausnahmen von den Nrn. 1 bis 15 sind im Einzelfall im 

Einvernehmen mit dem Senator für Finanzen möglich.  
 
 Über die Gewährung höherer Vergütungen oder Löhne als nach 

dem BAT oder MTL II und anderer über- und außertariflicher 
Leistungen (vgl. Nr. 1.3 ANBest-I und -P) kann das für die 
Bewilligung der Zuwendungen zuständige Ressort bei Vorliegen 
zwingender Gründe Ausnahmen zulassen. 

 
17.2 Für einzelne Zuwendungsbereiche kann der zuständige Senator 

im Einvernehmen mit dem Senator für Finanzen und nach Anhö-
rung des Rechnungshofes der Freien Hansestadt Bremen (§ 103 
LHO) ergänzende oder abweichende Verwaltungsvorschriften 
(z.B. Förderrichtlinien) zu den Nrn. 1 bis 15 erlassen. Werden 
bestehende Verwaltungsvorschriften geändert, sind der Senator 
für Finanzen und der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bre-
men ebenfalls nach Satz 1 zu beteiligen. 

 
17.3 Grundsätzliche Zweifelsfragen sowie Fragen von erheblicher 

finanzieller Bedeutung, die sich bei der Anwendung der Nrn. 1 bis 
16 ergeben, sind im Einvernehmen mit dem Senator für Finanzen 
zu klären. 

 
17.4 Soweit Regelungen nach den Nrn. 17.1 bis 17.3 den Verwen-

dungsnachweis betreffen, ist das Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen herzustellen. 

 
17.5 Die Rechte und Pflichten der Bewilligungsbehörde nach den 

Nrn. 1 bis 17.3 stehen der Freien Hansestadt Bremen als Zu-
wendungsgeber auch dann zu, wenn bei einer kapitalmäßigen 
Beteiligung der Freien Hansestadt Bremen an dem Zuwen-
dungsempfänger (Nr. 1.2 zu § 65 LHO) die Bewilligungsbehörde 
in einem Aufsichtsorgan des Zuwendungsempfängers vertreten 
ist. 
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18. Sondervermögen 
 
 Die vorstehenden Verwaltungsvorschriften gelten für Zuwendun 

gen aus Sondervermögen der Freien Hansestadt Bremen ent-
sprechend. 

 
 
Zu § 44 Abs. 2 - Verwaltung von Mitteln oder Vermögensgegen-
ständen - 
 
19. Zum Begriff 
 
19.1 Eine Verwaltung von Mitteln der Freien Hansestadt Bremen im 

Sinne von § 44 Abs. 2 LHO ist anzunehmen, wenn Stellen au-
ßerhalb der bremischen Verwaltung beauftragt sind, Haus-
haltsmittel zur Erfüllung bestimmter Zwecke für Rechnung der 
Freien Hansestadt Bremen (treuhänderisch) zu verwalten. Das 
Treuhandverhältnis kann offen oder verdeckt sein. 

 
19.2 Eine Verwaltung von Mitteln der Freien Hansestadt Bremen liegt 

insbesondere nicht vor, soweit Stellen außerhalb der bremischen 
Verwaltung 

 
19.2.1 Mittel als Zuwendungen zur Weitergabe an Dritte als weitere 

Zuwendungsempfänger erhalten (Nr. 13), 
 
19.2.2 Teile des Haushaltsplans der Freien Hansestadt Bremen ausfüh-

ren (§ 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LHO), 
 
19.2.3 Mittel als Ersatz von Aufwendungen erhalten (§ 91 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 LHO). 
 
19.3 Eine Verwaltung von Vermögensgegenständen der Freien Han-

sestadt Bremen ist anzunehmen, wenn Stellen außerhalb der 
bremischen Verwaltung beauftragt sind, im Eigentum der Freien 
Hansestadt Bremen stehende Gegenstände (Sachen, Rechte 
oder Vermögen) zur Erfüllung bestimmter Zwecke treuhänderisch 
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zu verwalten. Das Treuhandverhältnis kann offen oder verdeckt 
sein. 

 
 
20. Voraussetzungen 
 
20.1 Eine Verwaltung von Haushaltsmitteln oder Vermögensgegen-

ständen der Freien Hansestadt Bremen durch Stellen außerhalb 
der bremischen Verwaltung ist zulässig, wenn die Freie Hanse-
stadt Bremen an dieser Art der Verwaltung ein erhebliches Inter-
esse hat, das anderweitig nicht oder nicht in dem notwendigen 
Umfang befriedigt werden kann. Eine Verwaltung von Haus-
haltsmitteln der Freien Hansestadt Bremen ist nicht zulässig, 
wenn der von der Freien Hansestadt Bremen verfolgte Zweck 
durch eine Weitergabe von Zuwendungen im Sinne der Nr. 13 
erreicht werden kann. 

 
20.2 Haushaltsmittel oder Vermögensgegenstände der Freien Han-

sestadt Bremen können von juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts sowie von Personen des privaten Rechts verwaltet 
werden, soweit diese für eine solche Verwaltung geeignet sind 
und die Gewähr für eine ordnungsmäßige Geschäftsführung 
bieten. 

 
 
21. Verfahren 
 
21.1 Der Auftrag zur Verwaltung von Haushaltsmitteln oder Vermö-

gensgegenständen der Freien Hansestadt Bremen ist, soweit er 
nicht auf Gesetz beruht, im Wege schriftlicher Vereinbarung zu 
erteilen. Die Vereinbarung muß befristet sein und eine Kündi-
gungsmöglichkeit vorsehen. 

 
21.2 Nach Lage des Einzelfalles ist insbesondere folgendes zu regeln: 
 

21.2.1 Inhalt und Umfang des Auftrags, 
 
21.2.2 Rechte und Pflichten des Auftragnehmers, Grad der zu beach-
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tenden Sorgfalt, 
 
21.2.3 bei der Weiterleitung von Haushaltsmitteln der Freien Han-

sestadt Bremen an Letztempfänger die Bedingungen der 
Weiterleitung und der Nachweis der zweckentsprechenden 
Verwendung durch den Letztempfänger, 

 
21.2.4 Anwendung von gesetzlichen und sonstigen Vorschriften 

nebst Mustern, 
 
21.2.5 Erteilung von Unteraufträgen, 
 
21.2.6 Weisungsbefugnisse und Einwilligungsvorbehalte des Auf-

traggebers, 
 
21.2.7 Umfang der Mitteilungspflichten, 
 
21.2.8 gesonderte Buchführung und Rechnungslegung für die 

Haushaltsmittel und Vermögensgegenstände der Freien 
Hansestadt Bremen, 

 
21.2.9 Auszahlungsverfahren, 
 
21.2.10 Behandlung von Rückeinnahmen, 
 
21.2.11 Haftung des Auftragnehmers, 
 
21.2.12 Nachweis über die Verwaltung, 
 
21.2.13 Prüfungsrechte des Auftraggebers, 
 
21.2.14 Ersatz des Aufwands des Auftragnehmers. 
 
21.3 Regelungen nach Nr. 21.2 bedürfen der Einwilligung des Se-

nators für Finanzen und, soweit sie die Buchführung, die 
Rechnungslegung und den Nachweis über die Verwaltung 
betreffen, auch des Rechnungshofs der Freien Hansestadt 
Bremen. Der Senator für Finanzen kann auf seine Befug-
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nisse verzichten. 
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Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
institutionellen Förderung (ANBest-I) 

 

Die ANBest-I enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Aufla-
gen) i.S. des § 36 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Be-
standteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist. 

 

I N H A L T 

 

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung 

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen 

Nr. 4 Inventarisierungspflicht 

Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Nr. 6 Buchführung 

Nr. 7 Nachweis der Verwendung 

Nr. 8 Prüfung der Verwendung 

Nr. 9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
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1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbe-
scheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung 
ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusammen-
hängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter) des 
Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle Aus-
gaben einzusetzen. 

1.3 Der Zuwendungsempfänger darf seine Beschäftigten finanziell 
nicht besserstellen als vergleichbare bremische Bedienstete. 
Höhere Vergütungen oder Löhne als nach dem BAT oder MTL 
II sowie sonstige über- oder außertarifliche Leistungen dürfen 
nicht gewährt werden, soweit nicht die Bewilligungsbehörde 
vorher zugestimmt hat. Das gleiche gilt für Abweichungen von 
den Stellenplänen für Angestellte und Lohnempfänger. 

1.4 Risiken für Schäden an Personen, Sachen und Vermögen dür-
fen nur versichert werden, soweit eine Versicherung gesetzlich 
vorgeschrieben bzw. im Zuwendungsbescheid zugelassen ist. 

1.5 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert 
werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszah-
lung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes 
Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erfor-
derlichen Angaben enthalten. 

1.6 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur verein-
bart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder 
durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.7 Rücklagen und Rückstellungen, soweit sie nicht gesetzlich vor-
geschrieben sind, dürfen nur nach Maßgabe des Zuwen-
dungsbescheides gebildet werden. 
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2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung 
der Finanzierung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Haushalts- oder 
Wirtschaftsplan veranschlagten Gesamtausgaben, erhöhen sich 
die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so 
vermindert sich die Zuwendung 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen an-
derer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und 
sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbetrags- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht 
kommenden Betrag, 

2.1.3 bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungsfähigen 
Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung ermäßi-
gen, auf die Höhe der tatsächlichen zuwendungsfähigen Aus-
gaben. 

2.2 Die Zuwendung vermindert sich nur, soweit nicht die Bildung 
von Rücklagen oder Rückstellungen zugelassen ist. 

2.3 Bei einem sachlichen Zusammenhang von Mehreinnahmen und 
Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen und Minderausgaben 
kann unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfal-
les auf die Ermäßigung der Zuwendung verzichtet werden. 

 

3. Vergabe von Aufträgen 

3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen sind anzuwenden: 

3.1.1 Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), 
wenn der Gesamtauftragswert der Baumaßnahme bzw. des 
Bauwerks (alle Bauaufträge für eine bauliche Anlage) ohne 
Umsatzsteuer mehr als 50.000 Euro beträgt, 
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3.1.2 Die Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bau-
leistungen - (VOL), wenn der Jahreswert für die betreffende 
Lieferung oder Leistung ohne Umsatzsteuer mehr als 25.000 
Euro beträgt. 

3.2 Auch Aufträge, die diese Betragsgrenze nicht erreichen, sind 
unter den Gesichtspunkten der wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung auf der Grundlage mehrerer in der Regel 
schriftlicher Angebote (Wettbewerb) zu vergeben. 

3.3 Abweichende und ergänzende Regelungen des Zuwendungs-
bescheides sind zu beachten. 

 

4. Inventarisierungspflicht 

 Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, deren Anschaf-
fungs- oder Herstellungswert 410 Euro übersteigt, zu inventari-
sieren. Soweit aus besonderen Gründen die Freie Hansestadt 
Bremen Eigentümerin ist oder wird, sind die Gegenstände in 
dem Inventarverzeichnis besonders zu kennzeichnen. 

 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der 
Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn 

5.1. er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans weitere 
Zuwendungen bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder 
von ihnen erhält oder wenn sich eine wesentliche Ermäßigung 
der Gesamtausgaben oder eine wesentliche Änderung der Fi-
nanzierung ergibt, 

5.2 für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich 
ändern oder wegfallen, insbesondere der Zuwendungszweck 
nicht zu erreichen ist, 
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5.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können, 

5.4 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt 
oder eröffnet wird. 

 

6. Buchführung 

6.1 Der Zuwendungsempfänger hat über alle Einnahmen und Aus-
gaben Buch zu führen. Sofern dies nicht ohnehin nach den Re-
geln der kaufmännischen doppelten Buchführung geschieht, ist 
insbesondere auf folgendes zu achten: 

6.1.1 Einnahmen und Ausgaben sind in zeitlicher Reihenfolge ge-
trennt voneinander in voller Höhe zu verbuchen und zu belegen, 

6.1.2 Personal- und sonstige Betriebsausgaben sind nach den we-
sentlichen Ausgabearten getrennt voneinander auszuweisen, 

6.1.3 die Aufzeichnungen müssen die einmal jährlich aufzustellende 
Jahresabrechnung ermöglichen. 

6.2 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben 
und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den 
Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zah-
lungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. 

6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die Bücher, Belege und alle 
sonstigen Geschäftsunterlagen fünf Jahre nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach 
steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungsfrist bestimmt ist. 
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7. Nachweis der Verwendung 

7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ablauf des Haushalts- oder Wirtschaftsjahres nachzu-
weisen (Verwendungsnachweis). Der Verwendungsnachweis 
besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis. 

7.2 In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungsempfän-
gers sowie das erzielte Ergebnis im abgelaufenen Haushalts- 
oder Wirtschaftsjahr darzustellen. Tätigkeits-, Geschäfts-, Ab-
schluß- und Prüfungsberichte und etwaige Veröffentlichungen 
sind beizufügen. 

7.3 Der zahlenmäßige Nachweis besteht aus der Jahresrechnung 
oder bei kaufmännischer doppelter Buchführung dem Jahres-
abschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und auf Ver-
langen der Bewilligungsbehörde eine Überleitungsrechnung auf 
Einnahmen und Ausgaben). Die Jahresrechnung muß alle 
Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres 
in der Gliederung des Haushalts- oder Wirtschaftsplans enthal-
ten sowie das Vermögen und die Schulden zu Beginn und Ende 
des Haushaltsjahres ausweisen. 

7.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, daß die Ausgaben 
notwendig waren, daß wirtschaftlich und sparsam verfahren 
worden ist und die Angaben mit den Büchern und Belegen 
übereinstimmen. 

7.5 Ist neben der institutionellen Förderung auch eine Zuwendung 
zur Projektförderung bewilligt worden, so ist jede Zuwendung 
getrennt nachzuweisen. In jedem Falle sind in dem Verwen-
dungsnachweis für die institutionelle Förderung die Zuwen-
dungen zur Projektförderung nachrichtlich anzugeben. 
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8. Prüfung der Verwendung 

8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwen-
dung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfän-
ger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

8.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungsein-
richtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu 
prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu be-
scheinigen. 

8.3 Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen ist berech-
tigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (§ 91 LHO). 

 

9. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbe-
scheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a 
BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam oder 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder 
widerrufen wird. 

9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn 

9.2.1 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche 
Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
nach Nr. 2), 

9.2.2 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben 
erwirkt worden ist, 

9.2.3 die Zuwendung oder aus der Zuwendung beschaffte Gegen-
stände nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck oder 
unwirtschaftlich verwendet wird. 
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9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in 
Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger 

9.3.1 die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszah-
lung für fällige Zahlungen verwendet oder 

9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, 
insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis 
nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 
rechtzeitig nachkommt. 

9.4 Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49 a BremVwVfG  mit 5 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB für 
das Jahr zu verzinsen. 

9.5 Werden Zuwendungen nicht innerhalb von zwei Monaten  nach 
der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwen-
det und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen 
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur 
zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz (vgl. Nr. 9.4) für 
das Jahr verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit 
Zuwendungen in Anspruch genommen werden, obwohl andere 
Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind. 
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Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung (ANBest-P) 

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Aufla-
gen) i.S. des § 36 des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Be-
standteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist. 

 

I N H A L T 

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 
Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der 

Finanzierung 
Nr. 3 Vergabe von Aufträgen 
Nr. 4 Verwendung und Inventarisierung von Gegenständen 
Nr. 5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 
Nr. 6 Nachweis der Verwendung 
Nr. 7 Prüfung der Verwendung 
Nr. 8 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
 

 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungs-
bescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwen-
dung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 Die eigenen Mittel und die mit dem Zuwendungszweck zusam-
menhängenden Einnahmen des Zuwendungsempfängers 
(insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) sind als 
Deckungsmittel einzusetzen.  
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1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder säch-
liche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die 
Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend 
aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der 
Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten finanziell nicht 
besserstellen als vergleichbare bremische Bedienstete. Höhere 
Vergütungen oder höhere Löhne als nach dem BAT oder MTL II 
sowie sonstige über- oder außertarifliche Leistungen dürfen 
nicht gewährt werden. 

1.4  Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert 
werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszah-
lung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes 
Teilbetrages muß die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erfor-
derlichen Angaben enthalten. 

1.5 Im übrigen dürfen die Zuwendungen wie folgt in Anspruch ge-
nommen werden: 

1.5.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit et-
waigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vor-
gesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-
empfängers, 

1.5.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen 
und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht 
sind. 

1.6 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur verein-
bart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder 
durch besondere Umstände gerechtfertigt ist. 

1.7 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft wi-
derrufen werden, wenn sich herausstellt, daß der Zuwendungs-
zweck nicht zu erreichen ist. 
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2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung 
der Finanzierung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzie-
rungsplan veranschlagten Gesamtausgaben für den Zuwen-
dungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue 
Deckungsmittel hinzu, so vermindert sich die Zuwendung 

2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen an-
derer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und 
sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht 
kommenden Betrag. 

2.1.3 bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungsfähigen 
Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung ermäßi-
gen, auf die Höhe der tatsächlichen zuwendungsfähigen Aus-
gaben. 

2.2 Bei einem sächlichen Zusammenhang von Mehreinnahmen und 
Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen und Minderausgaben 
kann unter Berücksichtigung der Besonderheiten (Umstände) 
des Einzelfalles auf die Ermäßigung der Zuwendung verzichtet 
werden. 

 

3. Vergabe von Aufträgen 

3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwendungs-
zwecks sind folgende Vorschriften zu beachten: 

3.1.1 Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), 
wenn der Gesamtauftragswert der Baumaßnahme bzw. des 
Bauwerks (alle Bauaufträge für eine bauliche Anlage) ohne 
Umsatzsteuer mehr als 50.000 Euro beträgt. 
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3.1.2 Die Verdingungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bau-
leistungen - (VOL) wenn der Jahreswert für die betreffende Lie-
ferung oder Leistung ohne Umsatzsteuer mehr als 25.000 
EURO beträgt. 

3.2 Auch Aufträge, die diese Betragsgrenze nicht erreichen, sind 
unter den Gesichtspunkten der wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung in der Regel auf der Grundlage mehrerer 
schriftlicher Angebote (Wettbewerb) zu vergeben. 

3.3 Abweichende und ergänzende Regelungen des Zuwendungs-
bescheides sind zu beachten. 

 

4. Verwendung und Inventarisierung von Gegenständen  

4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erwor-
ben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu 
verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungs-
empfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid 
festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfügen. 

4.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks beschafften Gegenstände, deren Anschaffungs- 
oder Herstellungswert 410 Euro übersteigt, zu inventarisieren. 
Soweit aus besonderen Gründen die Freie Hansestadt Bremen 
Eigentümer ist oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventar 
besonders zu kennzeichnen. 

 

5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der 
Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn 
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5.1. er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen 
für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt 
oder von ihnen erhält oder wenn sich eine wesentliche Ermäßi-
gung der Gesamtausgaben oder eine wesentliche Änderung der 
Finanzierung ergibt. 

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der 
Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfal-
len, 

5.3 sich herausstellt, daß der Zuwendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können, 

5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bin-
dung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck ver-
wendet oder nicht mehr benötigt werden, 

5.6 ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt 
oder eröffnet wird. 

 

6. Nachweis der Verwendung 

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Mona-
ten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch 
mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgen-
den Monats der Bewilligungsbehörde nachzuweisen 
(Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis 
zum Ablauf des Haushaltsjahres erfüllt, ist binnen vier Monaten 
nach Ablauf des Haushaltsjahres über die in diesem Jahr erhal-
tenen Beträge ein Zwischennachweis zu führen. Der Verwen-
dungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis. 
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6.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie 
das erzielte Ergebnis in Umfang und Qualität im einzelnen dar-
zustellen. 

6.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwen-
dungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, 
Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend 
der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch auszu-
weisen. Soweit der Zuwendungsempfänger die Möglichkeit zum 
Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, 
dürfen nur die Entgelte (Preis ohne Umsatzsteuer) berück-
sichtigt werden. 

6.4 Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, daß die Ausgaben 
notwendig waren, daß wirtschaftlich und sparsam verfahren 
worden ist und die Angaben mit den Büchern und den Belegen 
übereinstimmen. 

6.5 Mit dem Nachweis sind auf Anforderung der Bewilligungsbe-
hörde die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über 
die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von 
Aufträgen vorzulegen. Die Belege müssen die im Geschäftsver-
kehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebe-
lege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der 
Zahlung und bei Gegenständen den Verwendungszweck. 

6.6 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.5 genannten Belege 
und Verträge sowie alle sonst mit der Förderung zusammen-
hängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) fünf Jahre nach 
Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern 
nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine 
längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. 
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6.7 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, muß er die Weiter-
gabe davon abhängig machen, daß die empfangenden Stellen 
ihm gegenüber Zwischen- und Verwendungsnachweise nach 
den Nrn. 6.1 bis 6.6 erbringen. Diese Nachweise sind dem Ver-
wendungsnachweis nach Nr. 6.1 beizufügen. 

 

7. Prüfung der Verwendung 

7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwen-
dung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungs-
empfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und 
die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen der Nr. 6.7 
sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde auch dem Dritten 
gegenüber auszubedingen. 

7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungsein-
richtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu 
prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu be-
scheinigen. 

7.3 Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen ist berech-
tigt, bei allen Zuwendungsempfängern zu prüfen (§ 91 LHO). 

 

8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbe-
scheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a 
BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam oder 
mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder wi-
derrufen wird. 

8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn 
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8.2.1 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträglich 
Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
nach Nr. 2), 

8.2.2 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben 
erwirkt worden ist, 

8.2.3 die Zuwendung oder aus der Zuwendung beschaffte Gegen-
stände nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck oder 
unwirtschaftlich verwendet werden. 

8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in 
Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger 

8.3.1 die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszah-
lung für fällige Zahlungen verwendet oder 

8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, 
insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis 
nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht 
rechtzeitig nachkommt. 

8.4 Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49 a BremVwVfG mit 5 
Prozentpunkten  über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB für 
das Jahr zu verzinsen. 

8.5 Werden Zuwendungen nicht innerhalb von zwei Monaten  nach 
der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwen-
det und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen 
oder widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur 
zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz (vgl. Nr. 8.4) für 
das Jahr verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit 
Zuwendungen in Anspruch genommen werden, obwohl andere 
Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind. 
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Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von 
Gebietskörperschaften (ANBest-Gk) 

Die ANBest-GK enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und 

Auflagen) i.S. des § 36 des Bremischen Verwaltungsverfahrensge-

setzes sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind 

Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich 

etwas anderes bestimmt ist. 

 

I N H A L T 

Nr. 1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

Nr. 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung 
der Finanzierung 

Nr. 3 Vergabe von Aufträgen 

Nr. 4 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

Nr. 5 Nachweis der Verwendung 

Nr. 6 Prüfung der Verwendung 

Nr. 7 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

 

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwen-

dungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. 

Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwen-

den. 
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1.2 Die eigenen Mittel und die mit dem Zuwendungszweck zu-

sammenhängenden Einnahmen des Zuwendungs-

empfängers (insbesondere Zuwendungen, Leistungen 

Dritter) sind als Deckungsmittel einzusetzen.  

1.3 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefor-

dert werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der 

Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird; bei Bau-

maßnahmen ist der Baufortschritt zu berücksichtigen. Die 

Anforderung jedes Teilbetrages muß die zur Beurteilung 

des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im 

übrigen dürfen die Zuwendungen wie folgt in Anspruch 

genommen werden: 

1.3.1 Bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig 

mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber 

und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des 

Zuwendungsempfängers, 

1.3.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen ei-

genen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers 

verbraucht sind. 

 

2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Ände-
rung der Finanzierung 

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzie-

rungsplan veranschlagten Gesamtausgaben für den Zu-

wendungszweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder 

treten neue Deckungsmittel hinzu, so vermindert sich die 

Zuwendung 
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2.1.1 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen 

anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eige-

nen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers, 

2.1.2 bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um dem vollen in 

Betracht kommenden Betrag, 

2.1.3 bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungs-

fähigen Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwen-

dung ermäßigen, auf die Höhe der tatsächlichen zuwen-

dungsfähigen Ausgaben. 

2.2 Bei einem sächlichen Zusammenhang von Mehreinnah-

men und Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen und 

Minderausgaben kann unter Berücksichtigung der Be-

sonderheiten des Einzelfalles auf die Ermäßigung der Zu-

wendung verzichtet werden. 

 

3. Vergabe von Aufträgen 

 Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwen-

dungszwecks sind die nach den einschlägigen haushalts-

rechtlichen Bestimmungen des Zuwendungsempfängers 

anzuwendenden Vergabegrundsätze zu beachten. 

 

4. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers 

 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich 

der Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn 
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4.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwen-

dungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen 

Stellen beantragt oder von ihnen oder sonstigen Dritten 

erhält, 

4.2 sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche 

Umstände sich ändern oder wegfallen, insbesondere sich 

herausstellt, daß der Zuwendungszweck nicht oder mit der 

bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist, 

4.3 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht inner-

halb von zwei Monaten nach Auszahlung zur Erfüllung des 

Zuwendungszwecks verbraucht werden können, 

4.4 aus der Zuwendung beschaffte oder hergestellte Gegen-

stände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 

verwendet oder nicht mehr benötigt werden. 

 

5. Nachweis der Verwendung 

5.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von einem 

Jahr nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens 

jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraums der 

Bewilligungsbehörde nachzuweisen 

(Verwendungsnachweis). 

5.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe-

richt und einem zahlenmäßigen Nachweis. 
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5.3 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung 

sowie das erzielte Ergebnis kurz darzustellen. Dem Sach-

bericht sind die Berichte der von dem Zuwendungs-

empfänger beteiligten technischen Dienststellen beizufü-

gen. 

5.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zu-

wendungszweck zusammenhängenden Einnahmen 

(Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und 

Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzie-

rungsplans summarisch auszuweisen. Soweit der Zuwen-

dungsempfänger die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug 

nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, dürfen nur die 

Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt wer-

den. 

 

6. Prüfung der Verwendung 

6.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege 

und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die 

Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen 

zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der 

Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen 

bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

6.2 Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen ist be-

rechtigt, bei allen Zuwendungsempfängern zu prüfen 

(§ 91 LHO). 
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7. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 

7.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungs-

bescheid nach dem Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 

49, 49a BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften 

unwirksam oder mit Wirkung für die Vergangenheit zu-

rückgenommen oder widerrufen wird. 

7.2 Nr. 7.1 gilt insbesondere, wenn 

7.2.1 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträg-

liche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Fi-

nanzierung nach Nr. 2), 

7.2.2 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige An-

gaben erwirkt worden ist, 

7.2.3 die Zuwendung oder aus der Zuwendung beschaffte Ge-

genstände nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen 

Zweck oder unwirtschaftlich verwendet wird. 

7.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch 

in Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger 

7.3.1 die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach 

Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet oder 

7.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist 

erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwen-

dungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungs-

pflichten (Nr. 4) nicht rechtzeitig nachkommt. 
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7.4 Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49 a BremVwVfG  
mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 
BGB für das Jahr zu verzinsen. 

7.5 Werden Zuwendungen nicht innerhalb von zwei Monaten  
nach der Auszahlung zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks verwendet und wird der 
Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder 
widerrufen, können für die Zeit von der Auszahlung bis zur 
zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz (vgl. 
Nr. 7.4) für das Jahr verlangt werden. Entsprechendes gilt, 
soweit Zuwendungen in Anspruch genommen werden, 
obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 
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Baufachliche Nebenbestimmungen (NBest-Bau) 

Die NBest-Bau ergänzen die Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung. Sie enthalten Bedingungen und 
Auflagen i.S. des § 36 des Bremischen Verwaltungsverfahrensge-
setzes. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes be-
stimmt ist. 

 

I N H A L T 

 

Nr. 1 Vergabe und Ausführung 

Nr. 2 Baurechnung 

Nr. 3 Verwendungsnachweis 

Nr. 4 Zwischennachweis 

 

1. Vergabe*) und Ausführung 

1.1 Der Zuwendungsempfänger hat die ihm benannte techni-
sche bremische Verwaltung rechtzeitig über die jeweils 
vorgesehene Vergabeart, den Baubeginn und die Beendi-
gung der Baumaßnahme zu unterrichten. 

1.2 Die Ausführung der Baumaßnahme muß den der Bewilli-
gung zugrunde liegenden Bauunterlagen sowie den tech-
nischen und baurechtlichen Vorschriften entsprechen. 

                                                

*) Anmerkung: Siehe auch ANBest-P bzw. ANBest-Gk Nr. 3. 
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1.3 Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen wer-
den, als die Abweichungen nicht erheblich sind. Wenn die 
Abweichungen zu einer wesentlichen Änderung des Bau- 
oder Raumprogramms, einer wesentlichen Erhöhung der 
Betriebskosten oder einer Überschreitung der Baukosten 
führen, bedürfen sie vor ihrer Ausführung der Zustimmung 
durch die Bewilligungsbehörde. 

 

2. Baurechnung 

2.1 Der Zuwendungsempfänger muß für jede Baumaßnahme 
eine Baurechnung führen. Besteht eine Baumaßnahme aus 
mehreren Bauobjekten/Bauabschnitten, sind getrennte 
Baurechnungen zu führen. 

2.2 Die Baurechnung besteht aus 

2.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 
Teil 2*) gegliedert, bei anderen Bauten nach Maßgabe des 
Zuwendungsbescheides). Werden die Einnahmen und 
Ausgaben für das geförderte Bauobjekt von anderen Bu-
chungsvorfällen getrennt nachgewiesen, entsprechen die 
Nachweise unmittelbar oder durch ergänzende Aufzeich-
nungen den Inhalts- und Gliederungsansprüchen der 
DIN 276 und können sie zur Prüfung der Baurechnung bei-
gefügt werden, so kann mit Einwilligung der Bewilligungs-
behörde von der Führung eines gesonderten Bauausgabe-
buches abgesehen werden, 

2.2.2 den Rechnungsbelegen, bezeichnet und geordnet entspre-
chend Nr. 2.1, 

2.2.3 den Abrechnungszeichnungen und Bestandsplänen, 

                                                

*) in der jeweils gültigen Fassung 
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2.2.4 den Verträgen über die Leistungen und Lieferungen mit 
Schriftverkehr, 

2.2.5 den bauaufsichtlichen Genehmigungen, den Prüf- und Ab-
nahmebescheinigungen, 

2.2.6 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die Be-
reitstellung der Mittel, 

2.2.7 den geprüften, dem Zuwendungsbescheid zugrunde geleg-
ten Bauunterlagen, 

2.2.8 der Berechnung der ausgeführten Flächen und des Raum-
inhalts nach DIN 277 (nur bei Hochbauten) und bei Wohn-
bauten ggf. die Wohn- und Nutzflächenberechnung nach 
DIN 283, 

2.2.9 dem Bautagebuch. 

 

3. Verwendungsnachweis 

3.1 Der Zuwendungsempfänger hat den Verwendungsnachweis 
abweichend von Nr. 6.1 ANBest-P bzw. ANBest-Gk der ihm 
benannten technischen bremischen Verwaltung zuzuleiten. 
Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nr. 6.4 
ANBest-P bzw. ANBest-Gk nach Muster 2 zu erstellen. Der 
Nachweis, wann und in welchen Einzelbeträgen die Bau-
ausgaben geleistet wurden, wird durch die Baurechnung 
(Nr. 2) geführt. Die Baurechnung ist abweichend von Nr. 6.5 
ANBest-P bzw. ANBest-Gk zur Prüfung bereitzuhalten, nur 
die Berechnungen nach Nr. 2.2.8 sind dem Verwendungs-
nachweis beizufügen. 

3.2 Werden über Teile einer Baumaßnahme (z.B. mehrere 
Bauobjekte/Bauabschnitte) einzelne Verwendungsnach-
weise geführt, so ist nach Abschluß der Baumaßnahme ein 
zusammengefaßter Verwendungsnachweis nach Muster 2 
aufzustellen. 
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4. Zwischennachweis 

 Für Baumaßnahmen, deren Durchführung sich über ein 
Haushaltsjahr hinaus erstreckt, ist der Bewilligungsbehörde 
ein Zwischennachweis über die Verwendung der Zuwen-
dung abweichend von Nr. 6.7 ANBest-P bzw. Nr. 6.1 
ANBest-Gk nach Muster 3 vorzulegen. 
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Prüfvermerk *)  
Antragsteller 
 
Name ................................................................................................................................................................ 

Anschrift ............................................................................................................................................................ 

Antrag vom .......................................... 19 ...................... auf Gewährung eines Zuschusses/eines Darlehens **)  

        Bezeichnung der Baumaßnahme 

in Höhe von ..................................... Euro für .................................................................................................... 

........................................................................................................................................................................... 

mit ..................................................... Euro Gesamtkosten. 

Feststellungen der technischen bremischen Verwaltung 
1. Aufgrund der dem Antrag beigefügten Pläne, Erläuterungen und Kostenberechnungen wird festgestellt, 

daß die veranschlagte Maßnahmen dem geforderten Zweck der  

 ................................................................................................................................................ dient. 

2. Folgende bauaufsichtlichen und sonstigen Genehmigungen liegen vor: 

 .............................................................................................................................................................. 

 .............................................................................................................................................................. 

 .............................................................................................................................................................. 

3. Zu den Bauunterlagen bemerke ich im einzelnen (Baufachliche Stellungnahme) ggf. als Anlage: 

 .............................................................................................................................................................. 

 .............................................................................................................................................................. 

4. Für die Durchführung der Baumaßnahme hat der Antragsteller 
folgende Kosten veranschlagt:      ......................... Euro 

 Aufgrund der Prüfung i.S. von 6.2.2 der BremZBau wird hiervon 
folgender Betrag als angemessen erachtet:     ......................... Euro  

 Die Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben stellen die Bewilligungsbehörden 
fest, erforderlichenfalls wird die technische bremische Verwaltung beteiligt. 

__________________________________________________________________________________________ 

  Aufgestellt 

 

..................................., den .................................................... ........................................................... 

 (Ort)   (Datum)     (Unterschrift) 

                                                

*)  Der Prüfvermerk ist das Ergebnis der Prüfung der Antragsunterlagen in baufachlicher Hinsicht  
**)  Nichtzutreffendes bitte streichen 
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Verwendungsnachweis 
Zuwendungsempfänger 

Name ................................................................................................................................................................ 

Anschrift ............................................................................................................................................................ 

Bankverbindung ................................................................................................................................................. 

Auskunft erteilt ....................................................................... Telefon ............................................................... 

1 Ausfertigung Mehrfertigung 

An die technische bremische Verwaltung An Bewilligungsbehörde 

 

 

 

Baumaßnahme 

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid 

 

 

1 Bewilligte Zuwendungen - Zuschüsse (Z) und Darlehen (D) - *) 

Bewilligende Stelle Datum u. Aktenzeichen Euro 

   Z/D *) 

   Z/D 

   Z/D 

 Bewilligter Gesamtbetrag  

 In Anspruch genommener Betrag  

 

2 Sachbericht 

(Eingehende Darstellung der Durchführung der Baumaßnahme, Bauzeiten usw.: ggfs. gesond. Blatt) 
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3 Zahlenmäßiger Nachweis 

3.1 Gesamtausgaben der Baumaßnahme    ...................................... Euro 

 Davon Ausgaben für den Teil der Baumaßnahme (Bauobjekt/Bau- 
abschnitt), für den die Zuwendung bewilligt worden ist    ...................................... Euro 

 

3.2 Einnahmen 

Art 
Eigenanteil, Zuwendungen, 

Leistungen Dritter 

lt. Zuwendungsbescheid lt. Abrechnung 

 Euro v.H. Euro v.H. 

Eigenanteil     

Bundesmittel  Z/D *)     

Landesmittel  Z/D     

     

Zwischensumme  100  100 

in früheren Bauobjekten/ 
Bauabschnitten vorgesehene/ 
eingenommene Beträge 

    

Insgesamt     

 

3.3 Ausgaben 

 lt. Zuwendungsbescheid lt. Abrechnung 

Ausgabengliederung **) insgesamt davon zuwen- 
dungsfähig 

insgesamt davon zuwen- 
dungsfähig 

 Euro Euro Euro Euro 

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     

...................................................     
Summe     

In früheren Bauobjekten/Bauabschnitten bereits geleistete Ausgaben   

Insgesamt   
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4 Erklärung des Zuwendungsempfängers 

Es wird erklärt, daß 
die in den Bauplänen enthaltenen Angaben mit der Örtlichkeit übereinstimmen, 
die bauaufsichtlichen und sonstigen Bedingungen und Auflagen beachtet, 
die vorgeschriebenen Prüfungen bzw. Grauchsabnahmen durchgeführt, die Bedingungen und Auflagen einge-
halten wurden und die Angaben über die Baumaßnahme, ihre Ausgaben und die Finanzierung vollständig belegt 
sind, Zu ihrer Nachprüfung stehen die im Zuwendungsbescheid genannten Unterlagen einschließlich Baurech-
nung mit Belegen zur Verfügung. 

 

........................................, den ...............................................           .......................................................... 

               (Ort)                                          (Datum)    (Unterschrift) 

 

5 Ergebnis der Prüfung durch die technische bremische Verwaltung 

Der Verwendungsnachweis wurde baufachlich geprüft. Aufgrund stichprobenweiser Überprüfung der Bauausfüh-
rung und der Rechnungsbelege wird die Übereinstimmung der Angaben im Verwendungsnachweis mit der Bau-
rechnung und mit der Örtlichkeit bescheinigt. Auf den besonderen Vermerk nehme ich Bezug. 

 

........................................, den ...............................................           .......................................................... 

               (Ort)                                          (Datum)    (Unterschrift) 

 

6 Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 

Der Verwendungsnachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. 
Es ergaben sich keine/die aus der Anlage ersichtlichen *) Beanstandungen. 

 

 

........................................, den ...............................................           .......................................................... 

               (Ort)                                          (Datum)    (Unterschrift) 

 

Nichtzutreffendes bitte streichen. 
Es sind nur die Summen der Kostengruppen (bei Hochbauten nach DIN 276 gegliedert, bei anderen Bauten 
nach Maßgabe des Bewilligungsbescheides) anzugeben. Dabei ist entsprechend den der Bewilligung zugrunde 
gelegten Bauunterlagen nach Bauobjekten oder Bauabschnitten zu unterteilen; ggfs. auf gesondertem Blatt. 
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Zwischennachweis 

Zuwendungsempfänger 

 

Name ................................................................................................................................................................ 

Anschrift ............................................................................................................................................................ 

Bankverbindung ................................................................................................................................................. 

Auskunft erteilt ....................................................................... Telefon ............................................................... 

An Bewilligungsbehörde 

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid 

 

 

 

Baumaßnahme 

Bezeichnung wie im Zuwendungsbescheid 

 

 

 

Bewilligte Zuwendungen - Zuschüsse (Z) und Darlehen (D) - *) 

Bewilligende Stelle Datum u. Aktenzeichen Euro 

   Z/D *) 

   Z/D 

   Z/D 

 Bewilligter Gesamtbetrag  

 In Anspruch genommener Betrag  
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Finanzielle Übersicht zum 31. Dezember 20... 

Art 
Eigenanteil, Zuwendungen, 

Leistungen Dritter 

lt. Zuwendungsbescheid lt. Abrechnung in Anspruch 
genommen 

 Euro Euro 

Eigenanteil   

Bundesmittel  Z/D *)    

Landesmittel  Z/D   

   
   
   
   
   
   

Insgesamt   

 

Erklärung des Zuwendungsempfängers 

Die vorgenannten Angaben stimmen mit dem/den Zuwendungsbescheid/Zuwendungsbescheiden *) und dem 
Bauausgabebuch überein. 

 

 

.........................................., den ................................... ......................................................................... 

 (Ort)         (Datum)    (Unterschrift) 

 

Ergebnis der Prüfung durch die Bewilligungsbehörde 

Der Zwischennachweis wurde anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. 
Es ergaben sich keine/die aus der Anlage ersichtlichen *) Beanstandungen. 

 

 

.........................................., den ................................... ......................................................................... 

 (Ort)         (Datum)    (Unterschrift) 

                                                

*) Nichtzutreffendes bitte streichen 
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§ 45

Sachliche und zeitliche Bindung

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen dürfen nur zu dem
im Haushaltsplan bezeichneten Zweck, soweit und solange er fortdau-
ert, und nur bis zum Ende des Haushaltsjahres geleistet oder in An-
spruch genommen werden. Nicht in Anspruch genommene Verpflich-
tungsermächtigungen gelten, wenn das Haushaltsgesetz für das näch-
ste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung
dieses Haushaltsgesetzes.

(2) Bei übertragbaren Ausgaben können Ausgabereste gebildet wer-
den, die für die jeweilige Zweckbestimmung über das Haushaltsjahr
hinaus bis zum Ende des auf die Bewilligung folgenden zweitnächsten
Haushaltsjahres verfügbar bleiben. Bei Bauten tritt an die Stelle des
Haushaltsjahres der Bewilligung das Haushaltsjahr, in dem der Bau in
seinen wesentlichen Teilen in Gebrauch genommen ist. Der Senator für
Finanzen kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen.

(3) Die Inanspruchnahme von Ausgaberesten bedarf der Einwilligung
des Senators für Finanzen. Die Einwilligung bei Ausgaberesten von
investiven Ausgaben (§ 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2) ist nur zulässig, wenn an
anderer Stelle des Haushalts investive Ausgaben in gleicher Höhe bis
zum Ende des Haushaltsjahres nicht geleistet werden.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss kann in besonders
begründeten Einzelfällen die Übertragbarkeit von Ausgaben zulassen,
soweit Ausgaben für bereits bewilligte Maßnahmen noch im nächsten
Haushaltsjahr zu leisten sind.

Zu § 45:

1. Wegen des Begriffs "Zweck" vgl. Nr. 1.2 zu § 17.
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2. Wegen § 45 Abs. 1 Satz 2 vgl. Nr. 5 zu § 16.

3. Die Bildung von Ausgaberesten ist nur zulässig, soweit der Zweck
der Ausgaben fortdauert, ein sachliches Bedürfnis besteht und bei
Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen entsprechende Ein-
nahmen eingegangen sind. Werden übertragbare Ausgaben im
neuen Haushaltsjahr nicht mehr benötigt oder erscheint eine erneute
Veranschlagung in einem späteren Haushaltsjahr zweckmäßiger, so
ist  von der  Bildung  von Ausgaberesten  abzusehen.

Nr. 3.4.4 zu § 9 ist zu beachten.

4. § 45 Abs.2 Satz 2 gilt nur für die der Hauptgruppe 7 zuzuordnenden
Maßnahmen, nicht dagegen für die unter Hauptgruppe 8 auszuwei-
sende Erstausstattung.
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§ 46

Deckungsfähigkeit

Deckungsfähige Ausgaben dürfen, solange sie verfügbar sind, nach
Maßgabe des § 20 Abs. 1 oder des Deckungsvermerks zugunsten einer
anderen Ausgabe verwendet werden.

Zu § 46:

Ein deckungsberechtigter Anschlag darf aus einem deckungsfähigen An-
schlag nur verstärkt werden, soweit bei dem deckungsberechtigten Anschlag
keine Verfügungsbeschränkungen bestehen und über die Mittel voll verfügt
ist.
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§ 47

Wegfall- und Umwandlungsvermerke

(1) Über Ausgaben, die der Haushaltsplan als künftig wegfallend be-
zeichnet, darf von dem Zeitpunkt an, mit dem die im Haushaltsplan be-
zeichnete Voraussetzung für den Wegfall erfüllt ist, nicht mehr verfügt
werden. Entsprechendes gilt für Planstellen.

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe als künftig wegfallend
bezeichnet, gilt diese Planstelle nach ihrem Freiwerden als weggefallen.

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der Voraussetzungen als künftig
umzuwandeln bezeichnet, gilt diese Planstelle nach ihrem Freiwerden als
in eine Planstelle der nächst niedrigeren Besoldungsgruppe umgewandelt.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Stellen der Angestellten und Arbeiter
entsprechend.

Zu § 47:

1. Eine Planstelle mit "kw"- oder "ku"-Vermerk ohne bestimmte oder
bestimmbare Frist für den Wegfall oder die Umwandlung (§ 47 Abs. 2
und 3) gilt als weggefallen oder umgewandelt, wenn die Planstelle durch
Ausscheiden, Versetzung oder Umsetzung des Stelleninhabers frei wird.
Das Recht der Finanzdeputation aufgrund einer haushaltsgesetzlichen
Ermächtigung kw- oder ku-Vermerke zu streichen, bleibt hiervon
unberührt.

2. Absatz 1 gilt für Stellen für Angestellte und Arbeiter entsprechend.
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§ 48

Einstellung und Versetzung von Beamten

Einstellung und Versetzung von Beamten in den Dienst der Freien
Hansestadt Bremen bedürfen der Einwilligung des Senators für Finan-
zen, wenn der Bewerber ein vom Senator für Finanzen allgemein festzu-
setzendes Lebensalter überschritten hat.

Zu § 48:

Als Lebensalter, bei dessen Überschreitung die Einwilligung des Senators für
Finanzen bei der Übernahme in das Beamtenverhältnis notwendig ist, wird
das vollendete 45. Lebensjahr, bei Hochschullehrern das vollendete 55. Le-
bensjahr festgesetzt. Das 45. Lebensjahr gilt nach § 115 auch für die
Übernahme als Richter in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen.

Der Übernahme eines Bewerbers in den Dienst der Freien Hansestadt Bre-
men, der das 45. Lebensjahr vollendet hat, kann im Hinblick auf die entste-
henden Versorgungslasten nur dann zugestimmt werden, wenn die Über-
nahme einen erheblichen Vorteil für Bremen bedeutet oder wenn ein drin-
gendes dienstliches Interesse an der Gewinnung des Bewerbers besteht.
Entsprechendes gilt für Hochschullehrer nach Vollendung des
55. Lebensjahres.
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§ 49

Einweisung in eine Planstelle,

Besetzung von Planstellen und Stellen

für Angestellte und Arbeiter

(1) Ein Amt darf nur zusammen mit der Einweisung in eine besetzbare
Planstelle verliehen werden.

(2) Wer als Beamter befördert wird, kann mit Wirkung vom Ersten des
Monats, in dem seine Ernennung wirksam geworden ist, in die entspre-
chende, zu diesem Zeitpunkt besetzbare Planstelle eingewiesen
werden. Er kann mit Rückwirkung von höchstens weiteren drei Monaten
eingewiesen werden, soweit er während dieser Zeit die Obliegenheiten
dieser oder einer gleichartigen Stelle tatsächlich wahrgenommen hat,
und die Stelle, in die er eingewiesen wird, besetzbar war.

(3) Jede Planstelle darf nur mit einer Person oder mit zwei teilzeitbe-
schäftigten Personen besetzt werden. Entsprechendes gilt auch für die
Besetzung von Stellen für Angestellte und Arbeiter; für diese kann die
Senatskommission für das Personalwesen weitere Ausnahmen zulas-
sen. Bei der Besetzung von Planstellen und Stellen für Angestellte und
Arbeiter mit teilzeitbeschäftigten Personen darf die insgesamt maßge-
bende Arbeitszeit nicht überschritten werden.

Zu § 49:

I N H A L T

Nr. 1  Einweisung und Besetzung

Nr. 2  Überwachung
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1. Einweisung und Besetzung

1.1 Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung einer besetzbaren Plan-
stelle müssen grundsätzlich der übertragenen Funktion entsprechen.

1.2 Über die in Nr. 1.1 getroffene Regelung hinaus ist eine Nutzung von
Planstellen für die Anstellung oder Beförderung von Beamten nur
nach Maßgabe der folgenden Grundsätze zulässig:

1.2.1 Planstellen für Beamte, die gegenüber der übrigen Verwaltung einer
besonderen Fachrichtung zugeordnet sind, dürfen nur für Beamte
dieser Fachrichtung in Anspruch genommen werden; die Fachrich-
tungen ergeben sich aus der Anlage.

1.2.2 Planstellen für Beamte der übrigen Verwaltung dürfen nur für Beamte
aus diesem Bereich genutzt werden.

Ausnahmen von den Nrn. 1.3.1 und 1.3.2 bedürfen der Einwilligung
des Senators für Finanzen.

1.3 Planstellen dürfen nicht mit Dienstkräften besetzt werden, die  in ei-
nem  anderen öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis ste-
hen (§ 115), soweit  im  Haushaltsplan  nichts Abweichendes be-
stimmt oder zugelassen ist.

1.4 Eine Planstelle darf nicht besetzt werden, wenn der eingewiesene
Beamte ohne Dienstbezüge beurlaubt  ist,  wenn  seine  Dienstbe-
züge  von  einer außerbremischen Behörde gezahlt werden, oder
wenn er aus anderen Gründen keine Dienstbezüge aus der
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Planstelle erhält. Dies gilt nicht, wenn der Beamte in eine entspre-
chende Leerstelle übernommen werden kann.

1.5 Bei der Besetzung freier bzw. freiwerdender Planstellen und Stellen
für Angestellte und Arbeiter ist, sofern aus dem Personal der Be-
schäftigungsbehörde geeignete Bedienstete nicht zur Verfügung
stehen, auf die bei der Personalausgleichsstelle der bremischen
Verwaltung geführten Bewerber zurückzugreifen. Nur wenn dort
geeignete Bewerber nicht vorhanden sind, können andere berück-
sichtigt werden.

1.6 Steht bei Beendigung der Beurlaubung oder Abordnung für einen
bisher in einer Leerstelle geführten Beamten (Nr. 4.3 zu § 17) bei
seiner früheren Beschäftigungsbehörde eine besetzbare Planstelle
mindestens derselben Besoldungsgruppe und derselben Fachrich-
tung zur Verfügung, ist der Beamte in diese Planstelle zu überneh-
men. Steht eine besetzbare Planstelle der genannten Art nicht zur
Verfügung, wird der Beamte auf der Leerstelle weitergeführt. Er er-
hält Bezüge aus dem Kapitel seiner früheren Beschäftigungsbehörde
und ist in die nächste dort freiwerdende Planstelle mindestens der-
selben Besoldungsgruppe für Beamte derselben Fachrichtung zu
übernehmen.

Absatz 1 gilt für Angestellte und Arbeiter entsprechend.
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1.7.1 Nicht besetzte Planstellen dürfen vorübergehend für Angestellte und
Arbeiter vergleichbarer oder niedrigerer Vergütungs- und Lohngrup-
pen in Anspruch genommen werden.

1.7.2 Stellen für Angestellte dürfen mit Arbeitern, Stellen für Arbeiter mit
Angestellten besetzt werden, soweit dies aus tarifrechtlichen oder
personalwirtschaftlichen Gründen notwendig ist.

1.7.3 Vorübergehend für Angestellte und Arbeiter in Anspruch genommene
Planstellen sowie Stellen für Angestellte und Arbeiter dürfen aus
tarifrechtlichen Gründen überbesetzt werden.

1.8 § 49 Abs. 1 und 2 sind auf die einer Beförderung gleichstehenden
Fälle des § 10 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 der bremischen Laufbahnverord-
nung entsprechend anzuwenden; dies gilt nicht bei besoldungsrechtli-
chen Überleitungen.

1.9 In den Fällen des § 49 Abs. 2 Satz 2 (rückwirkende Einweisung) kann
der Beamte innerhalb der Dreimonatsfrist frühestens mit Wirkung
vom Ersten des Monats in eine besetzbare Planstelle des Beförde-
rungsamtes eingewiesen werden, in dem die beamtenrechtlichen
Voraussetzungen für die Beförderung erfüllt sind. Voraussetzung ist,
daß die Obliegenheiten dieser oder einer gleichwertigen Stelle
mindestens seit Beginn des Einweisungsmonats wahrgenommen
wurden.
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1.10 Wird ein Beamter von einem anderen Dienstherrn in den Dienst der
Freien Hansestadt Bremen versetzt und sodann befördert, ist die
rückwirkende Einweisung in den Grenzen des § 49 Abs. 2 Satz 2
frühestens auf den Zeitpunkt zulässig, zu dem die Versetzung oder
eine vorhergehende Abordnung wirksam geworden ist.

1.11 Ist für die Beförderung eines Beamten eine Abweichung von den
laufbahnrechtlichen Vorschriften durch die unabhängige Stelle erfor-
derlich, ist eine rückwirkende Einweisung über den Ersten des Mo-
nats hinaus, in dem der Abweichungsbeschluß wirksam geworden ist,
unzulässig.

2. Überwachung

Zur Überwachung der Planstellen und der Stellen für Angestellte und
Arbeiter sind gesondert für Beamte, Angestellte und Arbeiter für
jedes Haushaltsjahr kapitelweise gegliederte Stellenverzeichnisse zu
führen. Die Senatskommission für das Personalwesen führt als
bewirtschaftende Stelle die Stellenverzeichnisse für die Freie Han-
sestadt Bremen.

In die Stellenverzeichnisse sind die zu Beginn eines jeden Haus-
haltsjahres zur Verfügung stehenden Stellen, getrennt nach Besol-
dungs-, Vergütungs- und Lohngruppen mit Namen und Amts- bzw.
Dienstbezeichnung des Stelleninhabers einzutragen. Die Verzeich-
nisse müssen hinsichtlich der aufgeführten Stellen einschließlich der
Haushaltsvermerke und Zulagen dem Stellenplan entsprechen.
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In die Verzeichnisse sind sämtliche Änderungen bezüglich der Stellen
und ihrer Besetzung aufzunehmen, so daß die Zahl der zur
Verfügung stehenden besetzten oder in Anspruch genommenen
Stellen und der freien Stellen jederzeit festgestellt werden kann.
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(zu Nr. 1.3 zu § 49)

Fachrichtungen

a) Bedienstetengruppen, deren Stellen aufgrund schlüsselmäßiger Be-
rechnungen zugewiesen werden:

1. Ärzte (nicht: Tierärzte), Apotheker, Chemiker u.ä. wissenschaft-
lich vorgebildetes Personal,

 2. med.-techn. und chem.-techn. Personal (auch Bademeister,
Masseure, Krankengymnasten, Therapeuten usw.),

 3. Pflegepersonal einschließlich Funktionskräfte,

 4. Lehrkräfte und andere Erziehungsberufe,

 5. Personal der Gerichte und des Strafvollzugs,

 6. Fachpersonal der Heime und Kindergärten,

 7. Fachpersonal des Archivs, der Bibliotheken und der Büche-
reien,

 8. Haus-, Reinigungs- und Wirtschaftspersonal.

b) Weitere Bedienstetengruppen, die gegenüber der übrigen Verwaltung
einer besonderen Fachrichtung zuzuordnen sind:

1. Wissenschaftlich vorgebildetes Personal an Instituten und der-
gleichen (soweit nicht unter a) aufgeführt).
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2. Polizeibeamte,

3. Feuerwehrbeamte,

4. fürsorgerisches Personal,

5. Personal der Steuerverwaltung,

6. bautechnisches Personal (auch Zeichner, Bauaufseher, Model-
leure, Plankammerverwalter),

7. fernmeldetechnisches Personal,

8. vermessungstechnisches Personal,

9. nautisches und maschinentechnisches Personal (auch Schiffs-
besichtiger)

10. Orchestermusiker,

11. Arbeiter, ohne Unterscheidung der Fachrichtung (soweit nicht
unter a) aufgeführt).
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§ 50

Umsetzung von Planstellen und Stellen

für Angestellte und Arbeiter

Der Senat wird ermächtigt, durch Wegfall von Aufgaben oder durch
Rationalisierungsmaßnahmen eingesparte Planstellen und Stellen für
Angestellte und Arbeiter in den Haushalt der Senatskommission für das
Personalwesen umzusetzen. Über den weiteren Verbleib ist im nächsten
Haushaltsplan zu bestimmen.

Zu § 50:

Auf die Dienstvereinbarung zur Sicherung der Arbeitsplätze und Arbeitsbe-
dingungen der Mitarbeiter/-innen bei einem Personalausgleich vom 9.
September 1986 (Brem.ABl. S. 479) wird hingewiesen.
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§ 52 

 

Nutzungen und Sachbezüge 

 

Nutzungen und Sachbezüge dürfen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes nur gegen angemessenes Entgelt gewährt werden, soweit 
nicht durch Rechtsvorschriften oder Tarifvertrag oder im Haushaltsplan 
etwas anderes bestimmt ist. Der Senat kann für die Benutzung von 
Dienstfahrzeugen Ausnahmen zulassen. Das Nähere für die Zuweisung, 
Nutzung, Verwaltung und Festsetzung des Nutzungswertes von Dienst-
wohnungen regelt die Senatskommission für das Personalwesen. 

 

Zu § 52: 

1. Das Entgelt muss dem Wert der Nutzung oder des Sachbezugs entsprechen 

(§ 63 und VV zu § 63). 

 

2. Der Präsident der Bremischen Bürgerschaft, die Mitglieder des Senats, der 

Chef der Senatskanzlei und der Bevollmächtigte beim Bund und für Europa 

haben  das Recht, das ihnen zur Verfügung stehende Dienstkraftfahrzeug 

ohne Kostenerstattung auch für Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte 

und für sonstige Privatfahrten zu nutzen. Eine private Nutzung durch Fami-

lienmitglieder ist  ausgeschlossen. 

 Eine private Nutzung des Dienstkraftfahrzeugs bei Auslandsreisen ist 

grundsätzlich ausgeschlossen. Sollte sie in begründeten Ausnahmefällen 

erforderlich sein, ist das Dienstkraftfahrzeug vom Nutzer zusätzlich 

"Vollkasko" zu versichern. Außerdem ist ein Kilometergeld für die im Ausland 

zurückgelegten Kilometer zu entrichten, dessen Höhe der rei-

sekostenrechtlichen Wegstreckenentschädigung für die dienstliche Nutzung 

von privaten Kraftfahrzeugen entspricht. 

Bei Nutzung des Dienstkraftfahrzeugs für Fahrten zwischen Wohnung und 

Dienststätte und für sonstige Privatfahrten entstehende geldwerte Vorteile  
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sind nach den Bestimmungen des Einkommensteuerrechts steuerpflichtig.  

Die Berechtigten können das Dienstkraftfahrzeug auch anderen Personen 

ihrer Verwaltung zur dienstlichen Nutzung überlassen.   

 

3. Mit Einwilligung des Dienststellenleiters dürfen Selbstfahrer, denen ein 

Dienstkraftfahrzeug zur alleinigen dienstlichen Nutzung zugewiesen ist, mit 

diesem gegen Kostenerstattung auch Fahrten zwischen Wohnung und 

Dienststätte und sonstige Privatfahrten  durchführen. Der Dienststellenleiter 

hat das dienstliche Interesse an dieser außerdienstlichen Mitbenutzung zu 

begründen. Die privat gefahrene Strecke darf einschließlich  der Fahrten 

zwischen Wohnung und Dienststätte 10.000 km  im Jahr nicht übersteigen. 

Von der Dienststelle ist sicherzustellen, dass die außerdienstliche 

Mitbenutzung kostendeckend ist. Die Höhe des Entgelts für Privatfahrten 

beträgt monatlich mindestens 1 % des inländischen Listenpreises des Kraft-

fahrzeugs. Ferner sind monatlich mindestens 0,03 % des inländischen Listen-

preises des Kraftfahrzeugs für jeden Entfernungskilometer zwischen Woh-

nung und Dienststätte zu zahlen. Listenpreis in diesem Sinne ist die  unver-

bindliche Preisempfehlung des Herstellers für das genutzte Kraftfahrzeug im 

Zeitpunkt seiner Erstzulassung inklusive Mehrwertsteuer  und Mehrkosten für 

Sonderausstattungen.  

 

4. Für die Festsetzung eines Entgelts für die Inanspruchnahme öffentlicher 

Einrichtungen bei Ausübung einer Nebentätigkeit eines Beamten sind die in 

§§ 9 – 11 der Bremischen Nebentätigkeitsverordnung (Brem.GBl. S. 459 – 

20040-b-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4.12.2001 (Brem.GBl. S. 393), 

getroffenen Regelungen maßgebend. Für Angestellte (§ 11 BAT) und Arbeiter 

sind die Vorschriften der Bremischen Nebentätigkeitsverordnung entspre-

chend anzuwenden. 

 

5. Für die  Festsetzung von Dienstwohnungsvergütungen gelten die Bremischen 

Dienstwohnungsvorschriften vom 22.4.1997 (Brem.Abl. S. 225), zuletzt 

geändert am 13.07.2000 (Brem.ABl. S. 283). Das unentgeltliche Überlassen 

einer Dienstwohnung ist unzulässig. 
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§ 53

Billigkeitsleistungen

Leistungen aus Gründen der Billigkeit dürfen nur gewährt werden,
wenn dafür Ausgabemittel besonders zur Verfügung gestellt sind.

Zu § 53:

Für die Gewährung von Billigkeitsleistungen an Bedienstete der Freien
Hansestadt Bremen sind die Richtlinien über die Gewährung von Billig-
keitszuwendungen bei Sachschäden, die im Dienst entstanden sind, in der
jeweils gültigen Fassung zu beachten.
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§ 54

Baumaßnahmen, größere Beschaffungen,

größere Entwicklungsvorhaben

(1) Baumaßnahmen dürfen nur begonnen werden, wenn ausführliche
Entwurfszeichnungen und Kostenberechnungen vorliegen, es sei denn,
daß es sich um kleine Maßnahmen handelt. In den Zeichnungen und
Berechnungen darf von den in § 24 bezeichneten Unterlagen nur
insoweit abgewichen werden, als die Änderung nicht erheblich ist;
weitergehende Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des Senators für
Finanzen.

(2) Größeren Beschaffungen und größeren Entwicklungsvorhaben
sind ausreichende Unterlagen zugrunde zu legen. Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

Zu § 54:

I N H A L T

Nr. 1  Baumaßnahmen

Nr. 2  Größere Beschaffungen, größere Entwicklungsvorhaben

1. Baumaßnahmen

1.1 Kleine Baumaßnahmen im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 1 sind
Maßnahmen nach Nr. 1.1 zu § 24 mit einem Mittelbedarf bis zu
250.000 Euro im Einzelfall. Soweit Richtlinien für die Durchführung
von



§ 54

2 12/01

Bauaufgaben der Freien Hansestadt Bremen ergangen sind, sind
diese anzuwenden.

1.2 Eine Abweichung im Sinne von § 54 Abs. 1 Satz 2 ist erheblich, wenn
sie zu einer wesentlichen Änderung der Baumaßnahme, zu einer
Kostenüberschreitung um mehr als 10 v.H. oder zu zusätzlichen,
über die Schätzung nach § 24 Abs. 1 Satz 2 hinausgehenden
Folgekosten führt. Kostenüberschreitungen von mehr als
50.000 Euro sind stets erheblich. Führen Kostenüberschreitungen
unabhängig von ihrer Höhe zu über- oder außerplanmäßigen
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen, ist § 37, § 38 Abs. 1
Satz 2 oder § 38 Abs. 2 anzuwenden.

2. Größere Beschaffungen, größere Entwicklungsvorhaben

2.1 Unterlagen sind als ausreichend im Sinne von § 54 Abs. 2 Satz 1
anzusehen, wenn sie zumindest die Voraussetzungen der Nr. 2.4 zu
§ 24 erfüllen.

2.2 Eine Abweichung von den der Veranschlagung zugrunde gelegten
Unterlagen ist erheblich im Sinne von § 54 Abs. 2, wenn sie zu einer
wesentlichen Änderung des Gegenstandes, zu einer
Kostenüberschreitung um mehr als 10 v.H. oder zu zusätzlichen,
über die Schätzungen nach § 24 Abs. 1 Satz 2 hinausgehenden
Folgekosten führt. Kostenüberschreitungen von mehr als
50.000 Euro sind stets erheblich. Führen Kostenüberschreitungen
unabhängig von ihrer Höhe zu über- oder außerplanmäßigen
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen, ist § 37, § 38 Abs. 1
Satz 2 oder § 38 Abs. 2 anzuwenden.
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§ 55 

 

Öffentliche Ausschreibung 

 

(1) Dem Abschluß von Verträgen über Lieferungen und Leistungen 
muß eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Na-
tur des Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme rechtfer-
tigen. 

(2) Für das Verfahren beim Abschluß von Verträgen kann der Senator 
für Finanzen einheitliche Richtlinien aufstellen. 

 

Zu § 55: 

I N H A L T 

 

Nr. 1  Grundsatz der Vergabe 

Nr. 2  Vergabevorschriften 

Nr. 3  Geltungsbereich der Teile A der VOL und VOB 

 

1. Grundsatz der Vergabe 

1.1 Lieferungen und Leistungen sind öffentlich auszuschreiben, damit 
die verfügbaren Haushaltsmittel im Rahmen des Wettbewerbs wirt-
schaftlich und sparsam verwendet werden. 

1.2 Eine öffentliche Ausschreibung liegt vor, wenn im vorgeschriebenen 
Verfahren eine unbeschränkte Zahl von Unternehmen aufgefordert 
wird, Angebote für Lieferungen und Leistungen einzureichen. 
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1.3 In welchen Fällen von einer öffentlichen Ausschreibung nach der 
Natur des Geschäfts oder wegen besonderer Umstände abgesehen 
werden soll, ist in den nach Nr. 2 für die Vergabe maßgebenden Vor-
schriften geregelt. 

2. Vergabevorschriften 

2.1 Bei der Vergabe von Lieferungen und Leistungen sind insbesondere 
anzuwenden: 

2.1.1 Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 

2.1.2 Verdingungsverordnung für Leistungen - ausgenommen Bauleistun-
gen - (VOL), 

2.1.3     Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen - VOF 

2.1.4 Richtlinie für die  Berücksichtigung von Werkstätten für behinderte 
Menschen und Blindenwerkstätten bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge. 

2.1.5 Beschaffungsordnung der Freien Hansestadt Bremen. 

2.2 Allgemeine Richtlinien und Hinweise zur Anwendung der VOL und 
VOB sowie zur Ausgestaltung der Vertragsbedingungen bei der 
Vergabe von Lieferungen und Leistungen sind vor ihrem Erlaß vom 
Senator für Finanzen mit den fachlich zuständigen Senatoren ab-
zustimmen. 

3. Geltungsbereich der Teile A der VOL und VOB 

 In den Bewerbungsbedingungen ist ausdrücklich darauf hinzuwei-
sen, daß die Allgemeinen Bestimmungen für die Vergabe von Lei-
stungen bzw. von Bauleistungen (VOL Teil A und VOB Teil A) nicht  
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 Vertragsbestandteil werden und den Bietern kein klagbares Recht 
auf Anwendung dieser Bestimmungen geben; sie tragen lediglich 
den Charakter von Dienstanweisungen an die Beschaffungsstellen. 
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§ 56 

 

Vorleistungen 

 

(1) Leistungen der Freien Hansestadt Bremen dürfen vor Empfang der 
Gegenleistung (Vorleistung) nur vereinbart oder bewirkt werden, wenn 
dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt 
ist. 

 

(2) Werden Zahlungen vor Fälligkeit an die Freie Hansestadt Bremen 
entrichtet, kann mit Einwilligung des Senators für Finanzen ein ange-
messener Abzug gewährt werden. 

 

Zu § 56: 

 

1. Als allgemein üblich sind Vorleistungen anzusehen, wenn in einem Wirt-
schaftszweig regelmäßig, also auch bei nichtöffentlichen Auftraggebern, 
Vorleistungen vereinbart werden. 

 

2. Besondere Umstände, die Vorleistungen rechtfertigen können, liegen 
insbesondere vor, wenn die Ausführung der Leistungen infolge ihres 
Umfangs oder ihrer Eigenart mit einer für den Auftragnehmer nicht zu-
mutbaren Kapitalinanspruchnahme verbunden ist oder wenn ein Ver-
tragsabschluß, dessen Zustandekommen im dringenden Interesse der 
Freien Hansestadt Bremen liegt, ohne Vorleistungen nicht erreicht wer-
den kann. Ein besonderer Umstand ist nicht gegeben, wenn am Ende 
des Haushaltsjahres Ausgaben vor Fälligkeit geleistet werden, um zu 
verhindern, daß die Ausgaben sonst verfallen. 
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3. Vorleistungen sind nicht zulässig, wenn ungewiß ist, ob der Auftragneh-
mer seinen vertraglichen Verpflichtungen nachkommen wird. 

 

4. Nach Lage des Einzelfalles sollen für Vorleistungen Sicherheiten (Nr. 1.5. 
1 zu § 59) und angemessene Zinsen oder Preisermäßigungen vereinbart 
werden. Als angemessen ist in der Regel ein Zinssatz von 
2 Prozentpunkten über dem  Basiszinssatz nach § 247 BGB anzusehen. 

 

5. Bei Vereinbarung einer Vorleistung nach Vertragsabschluß ist § 58 an-
zuwenden. 

 

6. Keine Vorleistungen sind Abschlagszahlungen, die nach Fertigstellung 
oder Lieferung von Teilen eines Auftrags gewährt werden. 

 

7. Bestehende Sonderregelungen bleiben unberührt. 
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§ 57

Verträge mit Angehörigen des

öffentlichen Dienstes

Zwischen Angehörigen des öffentlichen Dienstes und ihrer Dienst-
stelle dürfen Verträge nur mit Einwilligung des zuständigen Senators
abgeschlossen werden. Das gilt nicht bei öffentlichen Ausschreibungen
und Versteigerungen sowie in Fällen, für die allgemein Entgelte festge-
setzt sind.

Zu § 57:

Entgelte sind allgemein festgesetzt, wenn bereits vor Abschluß der Verträge
mit den Bediensteten aufgrund besonderer Rechtsvorschriften, allgemeiner
Tarife oder auf ähnliche Weise Preise oder Gebühren für die Allgemeinheit
festgelegt sind.
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§ 58

Änderungen von Verträgen, Vergleiche

(1) Der zuständige Senator darf

1. Verträge nur in besonders begründeten Ausnahmefällen zum
Nachteil der Freien Hansestadt Bremen aufheben oder ändern,

2. einen Vergleich nur abschließen, wenn dies für die Freie Hanse-
stadt Bremen zweckmäßig und wirtschaftlich ist.

Der zuständige Senator kann seine Befugnisse übertragen.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung des Sena-
tors für Finanzen, soweit er nicht darauf verzichtet.

Zu § 58:

I N H A L T

Nr. 1  Änderung von Verträgen

Nr. 2  Vergleiche

Nr. 3  Fälle von grundsätzlicher Bedeutung

1. Änderung von Verträgen

1.1 § 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 regelt nur Änderungen oder Aufhebungen,
auf die der Vertragspartner keinen Rechtsanspruch hat; er regelt
nicht die
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Anpassung eines Vertrages an eine veränderte Rechtslage (z.B.
aus § 242 BGB).

1.2 Würde die Vertragsänderung im wesentlichen in einer Stundung
oder in dem Erlaß eines Anspruchs bestehen, so sind die Sonder-
bestimmungen des § 59 anzuwenden.

1.3 Die Frage, ob ein Nachteil der Freien Hansestadt Bremen vorliegt,
ist unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu entscheiden. Danach
liegt ein Nachteil nicht vor, wenn die Freie Hansestadt Bremen
durch eine Vertragsänderung unter Berücksichtigung der Umstände
des Einzelfalles wirtschaftlich nicht schlechter gestellt ist als bei
einem Festhalten an der Rechtsstellung aus dem ungeänderten
Vertrag.

1.4 Ein besonders begründeter Ausnahmefall ist anzunehmen, wenn
nach Prüfung der Behörde der Vertragspartner zwar keinen
Rechtsanspruch auf Änderung oder Aufhebung des Vertrages hat,
ihn aber ein Festhalten am Vertrag nach Lage des Einzelfalles
unbillig benachteiligt, weil sich seine wirtschaftlichen Verhältnisse
bei Vertragserfüllung infolge ihm nicht zuzurechnender Umstände
erheblich verschlechtern würden.

1.5 Einer Einwilligung des Senators für Finanzen zu Maßnahmen nach
§ 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bedarf es nicht, soweit der Nachteil der
Freien Hansestadt Bremen einmalig oder jährlich nicht mehr als
10.000 Euro beträgt und die Maßnahme nicht über- oder außerplan-
mäßige Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen erfordert.
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1.6 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für 
Finanzen seine Befugnisse auf ihm unterstellte Dienststellen über-
tragen, soweit der Nachteil der Freien Hansestadt Bremen einmalig 
oder jährlich nicht mehr als 2.000 Euro beträgt. 

2. Vergleiche 

2.1 Ein Vergleich ist eine gerichtliche oder außergerichtliche Vereinba-
rung, die einen Streit oder die Ungewißheit über ein Rechtsver-
hältnis im Wege des gegenseitigen Nachgebens beseitigt; der Un-
gewißheit über ein Rechtsverhältnis steht es gleich, wenn die 
Verwirklichung eines Anspruchs unsicher ist (§ 779 BGB). Unter 
§ 58 Abs. 1 Nr. 2 fallen auch gerichtliche und außergerichtliche 
Schuldenbereinigungen nach dem Neunten Teil der 
Insolvenzordnung (InsO).  

2.2 Einer Einwilligung des Senators für Finanzen zum Abschluß eines 
Vergleichs bedarf es nicht, wenn der Abschluß des Vergleichs nicht 
über- oder außerplanmäßige Ausgaben oder Verpflichtungsermäch-
tigungen erfordert. 

2.3 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für 
Finanzen seine Befugnisse auf ihm unterstellte Dienststellen über-
traqen, soweit ihnen entsprechende Ausgabemittel zur Verfügung 
stehen. 

3. Fälle von grundsätzlicher Bedeutung 

 Die Nrn. 1.3 bis 1.6, 2.2 und 2.3 gelten nicht, soweit es sich um 
Fälle von grundsätzlicher Bedeutung handelt. Ein Fall von grund-
sätzlicher Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Ent-
scheidung über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen 
haben kann. 
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§ 59

Veränderung von Ansprüchen

(1) Der zuständige Senator darf Ansprüche nur

1. stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten
für den Anspruchsgegner verbunden wäre und der Anspruch
durch die Stundung nicht gefährdet wird. Die Stundung soll ge-
gen angemessene Verzinsung und in der Regel nur gegen Si-
cherheitsleistung gewährt werden;

2. niederschlagen, wenn feststeht, daß die Einziehung keinen Er-
folg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung außer
Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen;

3. erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles
für den Anspruchsgegner eine besondere Härte bedeuten
würde. Das gleiche gilt für die Erstattung oder Anrechnung von
geleisteten Beträgen und für die Freigabe von Sicherheiten.

Der zuständige Senator kann seine Befugnisse übertragen.

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Einwilligung des Sena-
tors für Finanzen, soweit er nicht darauf verzichtet.

(3) Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(4) Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit ihrem
Einverständnis die Befugnis verliehen werden, Ansprüche, die sich
aufgrund der Befugnis, Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der
Zuwendungen wahrzunehmen, ergeben, unter den in Abs. 1 Nr. 1 bis 3
und Abs. 2 genannten Voraussetzungen zu stunden, niederzuschlagen
und zu erlassen. Die Verleihung und die Entziehung der Befugnis
obliegen dem zuständigen Senator; die Verleihung bedarf der
Einwilligung des Senators für Finanzen. Der Beliehene unterliegt der
Aufsicht des zuständigen Senators.
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Zu § 59:

I N H A L T

Nr. 1 Stundung

Nr. 2 Niederschlagung

Nr. 3 Erlaß

Nr. 4 Unterrichtung der zuständigen Kasse

Nr. 5 Sonderregelungen

Anlage

(zu Nr. 2.6 zu § 59)  Kleinbeträge

1. Stundung

1.1 Die Stundung ist eine Maßnahme, durch die die Fälligkeit eines An-
spruchs hinausgeschoben wird. Stundung wird nur auf Antrag ge-
währt. Bei Gewährung der Stundung ist eine Stundungsfrist festzu-
legen. Stundungen dürfen grundsätzlich nur unter dem Vorbehalt je-
derzeitigen Widerrufes gewährt werden.

1.2 Eine erhebliche Härte für den Anspruchsgegner ist dann anzuneh-
men, wenn er sich aufgrund ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse
vorübergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten befindet oder
im Falle der sofortigen Einziehung in diese geraten würde.

1.3 Wird Stundung durch Einräumung von Teilzahlungen gewährt, so ist
in die entsprechende Vereinbarung eine Bestimmung aufzunehmen,
nach der die jeweilige Restforderung sofort fällig wird, wenn die



§ 59 

12/03 3 

 Frist für die Leistung von zwei aufeinanderfolgenden Raten um eine 
Woche überschritten ist, oder wenn die Höhe des Rückstandes den 
Betrag von zwei Raten erreicht. Die einzelnen Teilbeträge sind in 
gleicher Höhe und Spitzenbeträge zum Schluß als gesonderte Rate 
festzusetzen. Die einzelne Rate soll mindestens 10 Euro betragen. 

1.4 Verzinsung 

1.4.1 Als angemessene Verzinsung ist regelmäßig 2 Prozentpunkte über 
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB  anzusehen. Sofern 
der Zinsanspruch durch ein Grundpfandrecht gesichert wird, ist im 
Hinblick auf die Besonderheiten des Grundbuchrechtes ein 
Höchstzinssatz von 15 v.H. eintragen zu lassen. 

1.4.2 Der Zinssatz kann je nach Lage des Einzelfalles herabgesetzt wer-
den, insbesondere wenn seine Erhebung die Zahlungsschwierigkei-
ten verschärfen würde. Von der Erhebung von Zinsen kann abgese-
hen werden, wenn 

1.4.2.1 der Anspruchsgegner in seiner wirtschaftlichen Lage schwer ge-
schädigt würde oder 

1.4.2.2 der Zinsanspruch sich auf nicht mehr als 10 Euro belaufen würde. 

1.4.3 Der Betrag der zu zahlenden Zinsen ist grundsätzlich von der an-
ordnenden Stelle und erst nach der Erfüllung des gestundeten An-
spruchs zu berechnen und beim Schuldner anzufordern. Die Berech-
nung und Anforderung durch die anordnende Stelle entfällt,  
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 wenn die Zinsen im Wege des automatisierten Verfahrens der Lan-
deshauptkasse berechnet werden. 

1.5 Wird Sicherheitsleistung verlangt, 

1.5.1 so kann Sicherheit geleistet werden durch 

1.5.1.1 Hinterlegung von Wertpapieren (§ 234 BGB), 

1.5.1.2 Verpfändung beweglicher Sachen (§ 237 BGB), 

1.5.1.3 Bestellung von Grundpfandrechten an inländischen Grundstücken 
(§§ 232, 1113 ff, 1191 ff BGB), 

1.5.1.4 Verpfändung von Forderungen, für die eine Hypothek an einem in-
ländischen Grundstück oder an einem eingetragenen Schiff besteht 
(§ 238 BGB), 

1.5.1.5 Verpfändung von Grundschulden oder Rentenschulden an inländi-
schen Grundstücken (§ 238 BGB), 

1.5.1.6 Stellung eines tauglichen Bürgen unter Verzicht auf die Einrede der 
Vorausklage (§ 239 BGB), 

1.5.1.7 Abtretung von Forderungen (§ 398 BGB), 

1.5.1.8 Sicherungsübereignung (§§ 929, 930 BGB), 

1.5.1.9 Eigentumsvorbehalt (§ 455 BGB), 

1.5.2 Sicherheiten an Grundstücken sollen nur bei längerfristigen Stun-
dungen und bei einem angemessenen Verhältnis zwischen den Ko-
sten und der Höhe des Anspruchs gefordert oder angenommen wer-
den. 
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1.5.3 Die Sicherheit ist zu erbringen, bevor die Stundung wirksam wird. Bei
der Bestellung eines Grundpfandrechts genügt es, wenn bis zu
diesem Zeitpunkt ein den Vorschriften der Grundbuchordnung ent-
sprechender Eintragungsantrag nebst Bewilligung eingereicht wird.

1.5.4 Kann eine der in Nr. 1.5.1 genannten Sicherheiten nicht erbracht
werden und erscheint eine Stundung mit Sicherheitsleistung geboten,
so kommen auch andere Sicherheiten in Betracht (z.B. Verpfändung
von dinglichen Rechten an ausländischen Grundstücken, Bürg-
schaften gem. § 765 BGB).

1.6 Die Entscheidung des zuständigen Senators über den Stundungsan-
trag bedarf in Fällen von grundsätzlicher oder von erheblicher fi-
nanzieller Bedeutung der Einwilligung des Senators für Finnzen.

1.6.1 Ein Fall von grundsätzlicher Bedeutung ist insbesondere anzuneh-
men, wenn die Entscheidung über den Einzelfall hinaus präjudizielle
Auswirkungen haben kann.

1.6.2 Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn im
Einzelfall

1.6.2.1 Beträge über 50.000 Euro,

1.6.2.2 Beträge über 10.000 Euro bis 50.000 Euro länger als 18 Monate

1.6.2.3 Beträge über 2.000 Euro bis 10.000 Euro länger als 3 Jahre
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gestundet werden sollen.

1.7 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für Fi-
nanzen seine Befugnisse für Beträge bis zu 25.000 Euro mit einer
Stundungsdauer bis zu 18 Monaten und für Beträge bis zu
5.000 Euro mit einer Stundungsdauer bis zu 3 Jahren auf ihm un-
terstellte Dienststellen übertragen.

1.8 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach Nr. 1.7 bleibt das Erfor-
dernis der Einwilligung des Senators für Finanzen in Fällen von
grundsätzlicher Bedeutung unberührt.

1.9 Der Senator für Finanzen kann abweichend von den Vorschriften der
Nrn. 1.6 und 1.7 Sonderregelungen zulassen.

2. Niederschlagung

2.1 Die Niederschlagung ist eine verwaltungsinterne Maßnahme, mit der
von der Weiterverfolgung eines fälligen Anspruchs abgesehen wird.

2.2 Die Niederschlagung bedarf keines Antrags des Anspruchsgegners.
Durch die Niederschlagung erlischt der Anspruch nicht; die weitere
Rechtsverfolgung wird daher nicht ausgeschlossen. Eine Mitteilung
an den Anspruchsgegner ist nicht erforderlich. Ist ausnahmsweise
eine Mitteilung geboten, ist darin das Recht vorzubehalten, den An-
spruch später erneut geltend zu machen.

2.3 Von der Weiterverfolgung des Anspruchs kann - ggf. auch ohne
Vollstreckungshandlung - vorläufig
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abgesehen werden, wenn die Einziehung wegen der wirtschaftlichen
Verhältnisse des Anspruchsgegners oder aus anderen Gründen
vorübergehend keinen Erfolg haben würde und eine Stundung nach
Nr. 1 nicht in Betracht kommt (befristete Niederschlagung).

2.3.1 Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Anspruchsgegners sind in an-
gemessenen Zeitabständen zu überprüfen. Die Verjährung ist recht-
zeitig zu unterbrechen.

2.3.2 Die Entscheidung des zuständigen Senators bedarf in Fällen von
grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der
Einwilligung des Senators für Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher
Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung
über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann.
Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn
Beträge von mehr als 50.000 Euro befristet niedergeschlagen werden
sollen.

2.3.3 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für Fi-
nanzen seine Befugnisse für Beträge bis zu 25.000 Euro auf ihm un-
terstellte Dienststellen übertragen.

2.3.4 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach Nr. 2.3.3 bleibt das Er-
fordernis der Einwilligung des Senators für Finanzen in Fällen von
grundsätzlicher Bedeutung unberührt.

2.4 Ist anzunehmen, daß die Einziehung wegen der wirtschaftlichen
Verhältnisse des Anspruchsgegners
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(z.B. mehrmalige fruchtlos gebliebene Vollstrekkungen) oder aus
anderen Gründen (z.B. Tod) dauernd ohne Erfolg bleiben wird, so
darf von einer weiteren Verfolgung des Anspruchs abgesehen wer-
den (unbefristete Niederschlagung). Dasselbe gilt, wenn anzuneh-
men ist, daß die Kosten der Einziehung im Verhältnis zur Höhe des
Anspruchs zu hoch sind. Zu den Kosten zählt neben den Ausgaben,
die durch die Einziehung unmittelbar entstehen, auch der anteilige
sonstige Verwaltungsaufwand.

2.4.1 Die Entscheidung des zuständigen Senators bedarf in Fällen von
grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der
Einwilligung des Senators für Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher
Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung
über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann.
Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn
Beträge von mehr als 20.000 Euro unbefristet niedergeschlagen wer-
den sollen.

2.4.2 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für Fi-
nanzen seine Befugnisse für Beträge bis zu 10.000 Euro auf ihm un-
terstellte Dienststellen übertragen.

2.4.3 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach der Nr. 2.4.2 bleibt das
Erfordernis der Einwilligung des Senators für Finanzen in Fällen von
grundsätzlicher Bedeutung unberührt.

2.5 Die Einziehung ist erneut zu versuchen, wenn sich Anhaltspunkte
dafür ergeben, daß sie Erfolg haben wird.
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2.6 Für die Behandlung von Kleinbeträgen gelten die Bestimmungen der
Anlage.

2.7 Im Rahmen der Rechnungsprüfung festgestellte Ansprüche können
nur nach Anhörung des Rechnungshofes der Freien Hansestadt
Bremen niedergeschlagen werden. Dieser kann auf die Anhörung
verzichten (§ 96 Abs. 3).

2.8 Der Senator für Finanzen kann abweichend von den Vorschriften der
Nrn. 2.3.2 und 2.3.3 sowie der Nrn. 2.4.1 und 2.4.2 Sonderregelun-
gen zulassen.

3. Erlaß

3.1 Der Erlaß ist eine Maßnahme, mit der auf einen fälligen Anspruch
verzichtet wird. Durch den Erlaß erlischt der Anspruch (§ 397 BGB).

3.2 Ein Erlaß ist nur dann möglich, wenn eine Stundung nach Nr. 1 nicht
in Betracht kommt.

3.3 Bei privatrechtlichen Ansprüchen ist der Erlaß zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem
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Anspruchsgegner vertraglich zu vereinbaren; dasselbe gilt für An-
sprüche  aus öffentlich-rechtlichen Verträgen. In den übrigen Fällen
ist der Erlaß durch einen dem Anspruchsgegner bekanntzugebenden
Verwaltungsakt auszusprechen. Für einen Erlaß ist in der Regel ein
Antrag des Anspruchsgegners erforderlich.

3.4 Eine besondere Härte ist insbesondere anzunehmen, wenn sich der
Anspruchsgegner in einer unverschuldeten wirtschaftlichen Notlage
befindet und zu besorgen ist, daß die Weiterverfolgung des An-
spruchs zu einer Existenzgefährdung führen würde.

3.5 Die Entscheidung des zuständigen Senators bedarf in Fällen von
grundsätzlicher oder von erheblicher finanzieller Bedeutung der
Einwilligung des Senators für Finanzen. Ein Fall von grundsätzlicher
Bedeutung ist insbesondere anzunehmen, wenn die Entscheidung
über den Einzelfall hinaus präjudizielle Auswirkungen haben kann.
Ein Fall von erheblicher finanzieller Bedeutung ist gegeben, wenn
Beträge von mehr als 10.000 Euro erlassen werden sollen.

3.6 Der zuständige Senator kann ohne Einwilligung des Senators für Fi-
nanzen seine Befugnisse für Beträge bis zu 5.000 Euro auf ihm un-
terstellte Dienststellen übertragen.

3.7 Bei einer Übertragung der Befugnisse nach Nr. 3.6 bleibt das Erfor-
dernis der Einwilligung des Senators für Finanzen in Fällen von
grundsätzlicher Bedeutung unberührt.
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3.8 Im Rahmen der Rechnungsprüfung festgestellte Ansprüche können
nur nach Anhörung des Rechnungshofes der Freien Hansestadt
Bremen erlassen werden. Dieser kann auf die Anhörung verzichten
(§ 96 Abs. 3).

3.9 Der Senator für Finanzen kann abweichend von den Vorschriften der
Nrn. 3.5 und 3.6 Sonderregelungen zulassen.

3.10 Geleistete Beträge können ausnahmsweise auch erstattet oder an-
gerechnet werden, wenn die Voraussetzungen für einen Erlaß

3.10.1 im Zeitpunkt der Zahlung oder

3.10.2 innerhalb des Zeitraums, für den eine im voraus geleistete Zahlung
bestimmt ist,

vorgelegen haben und die Voraussetzungen für den Erlaß auch im
Zeitpunkt der Antragstellung noch vorliegen. Die Erstattung oder An-
rechnung geleisteter Beträge bedarf in jedem Einzelfall der Einwilli-
gung des Senators für Finanzen; er kann auf seine Befugnisse ver-
zichten. Die Nrn. 3.2, 3.3, 3.4 und 3.8 sind entsprechend anzuwen-
den.

3.11 Für die Freigabe von Sicherheiten gelten die Nrn. 3.2 bis 3.9 ent-
sprechend.
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4. Unterrichtung der zuständigen Kasse

Die zuständige Kasse ist von einer Stundung, einer befristeten oder
unbefristeten Niederschlagung oder vom Erlaß eines Anspruchs
durch Übersendung einer Änderungsanordnung (Nr. 27 zu § 70) zu
unterrichten.

5. Sonderregelungen

5.1 Abgesehen von den Fällen der Nrn. 1.9, 2.8 und 3.9 kann der Sena-
tor für Finanzen zulassen, daß für bestimmte Bereiche bestehende
Sonderregelungen weiter angewendet oder neue Sonderregelungen
getroffen werden.

5.2 Sind Ansprüche durch strafbare Handlungen von Bediensteten ent-
standen, ist für die Niederschlagung oder den Erlaß von Ansprüchen
hieraus stets die Einwilligung des Senators für Finanzen erforderlich.
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(Zu Nr. 2.6 zu § 59) 

Kleinbeträge 

 

INHALT 

 

Nr. 1 Festsetzung von Einnahmen und Ausgaben bei Kleinbeträgen  
Nr. 2 Erhebung und Auszahlung von Kleinbeträgen 

Nr. 3 Einziehung von Kleinbeträgen  
Nr. 4 Wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben sowie Teilbeträge  

Nr. 5 Nebenansprüche  
Nr.6 Ausnahmen  

1.  Festsetzung von Einnahmen und Ausgaben bei Kleinbeträgen  

1.1  Einnahmen  

1.1.1  Von der Anforderung von Beträgen von weniger als 5 Euro soll ab-  
gesehen werden, soweit nicht in Nr. 6 etwas anderes bestimmt ist. Im 
übrigen ist in geeigneten Fällen von der Möglichkeit Gebrauch zu 
machen, Urkunden und sonstige Schriftstücke unter Postnachnahme zu 
versenden.  

1.1.2  Ist der Anspruchsgegner ein Sondervermögen der Freien Hansestadt 
Bremen oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts, so tritt 
unter der Voraussetzung, daß Gegenseitigkeit besteht, an die Stelle des 
Betrages von 5 Euro der Betrag von 25 Euro. 
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1.2  Ausgaben  

Beträge von weniger als drei Euro sind nur dann zur Auszahlung 
anzuordnen, wenn der Empfangsberechtigte die Auszahlung 
ausdrücklich verlangt.  

2.  Erhebung und Auszahlung von Kleinbeträgen  

2.1  Erhebung von Einnahmen 

Beträgt der Rückstand weniger als 5 Euro, so ist von der Mahnung 
abzusehen. Sind von einer Person mehrere Kleinbeträge zu erheben, so 
ist der Gesamtbetrag maßgebend. Die Feststellung des Ge- 
samtbetrages kann bei Verzugszinsen sowie in den Fallen unter- bleiben, 
in denen sie einen unangemessenen Verwaltungsaufwand erfordern 
würde. Ein bei einer einmaligen Einnahme oder beim Ab- schluß eines 
Kontos nicht entrichteter Kleinbetrag von weniger als 5 Euro ist als 
niedergeschlagen zu behandeln. Ist der Anspruchsgeg- ner ein 
Sondervermögen der Freien Hansestadt Bremen oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, so ist Nr. 1.1.2 anzuwenden. 

2.2  Leistung von Auszahlungen  

Für Auszahlungen, die die Kasse von sich aus zu veranlassen hat (z.B. 
Rückzahlungen, Überzahlungen), gilt die Kleinbetragsgrenze von 
weniger als 5 Euro (Nr. 42.1 zu § 70). 
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3.  Einziehung von Kleinbeträgen  

3.1  Verzicht auf Vollstreckungsmaßnahmen und Mahnbescheide  

3.1.1  Bei einem Rückstand oder Gesamtrückstand von weniger als  
25 Euro soll - sofern besondere Vorschriften nichts anderes bestim-  
men - von der Einleitung der Vollstreckung oder dem Antrag auf Er- 
laß eines Mahnbescheides abgesehen werden. Sind von einer Per- 
son mehrere Kleinbeträge einzuziehen, so ist der Gesamtbetrag 
maßgebend Die Feststellung des Gesamtbetrages kann bei Ver-  
zugszinsen sowie in den Fällen unterbleiben, in denen sie einen 
unangemessenen Verwaltungsaufwand erfordern würde. Ein bei einer 
einmaligen Einnahme oder beim Abschluß des Kontos nicht entrichteter 
Kleinbetrag von weniger als 25 Euro ist nach erfolgloser Mahnung als 
niedergeschlagen zu behandeln.  
 

3.1.2  In den Fällen der Nr. 3.1.1 entscheidet, sofern die Forderung im 
Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben ist, die Kasse, in den an- 
deren Fällen die anordnende Dienststelle.  

 

3.2  Einstellung weiterer Vollstreckungsmaßnahmen  

Nach erfolgloser Vollstreckung in das bewegliche Vermögen sind weitere 
Maßnahmen nur bei einem Rückstand oder Gesamtrückstand von mehr 
als 100 Euro und nur dann einzuleiten, wenn sie in einem 
angemessenen Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen.  

 
  



§ 59 
Anlage 

4  12/01 

4.  Wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben sowie Teilbeträge  

4.1  Bei wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben sowie Teilbeträgen gilt 
die Kleinbetragsgrenze nach Nr. 2 für den Jahresbetrag eines Anspruchs 
oder einer Verbindlichkeit. Wird ein Anspruch oder ein auszuzahlender 
Betrag in Teilbeträgen festgesetzt, so sollen diese die 
Kleinbetragsgrenze nicht unterschreiten.  

 

4.2  Die Kleinbetragsgrenze nach Nr. 3 ist bei wiederkehrenden Ein-  
nahmen erst dann anzuwenden, wenn für das Konto weitere Forde-
rungen nicht mehr entstehen (z.B. Beendigung des Mietverhältnisses).  
 

5.  Nebenansprüche  

Bestehen neben einem rückständigen Hauptanspruch auch Neben-  
ansprüche (z.B. Verzugszinsen, Stundungszinsen, Mahnkosten), so 
bezieht sich die jeweils geltende Kleinbetragsgrenze auf den Ge- 
samtrückstand. Beträgt der Hauptanspruch weniger als 50 Euro und ist 
er nicht länger als sechs Monate rückständig, so kann aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung von der Berechnung von Zinsen abgesehen 
werden.  
 

6.  Ausnahmen  

6.1  Die Nrn. 1 bis 5 finden keine Anwendung auf vereinfachte Erhe- 
bungsverfahren (insbesondere Zug-um-Zug-Geschäfte, Erstattung von 
Gebühren für private Ferngespräche über dienstliche Anschlüsse).  
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6.2  Von der Anwendung der Nrn, 1 bis 5 kann abgesehen werden bei 
Geldstrafen, Geldbußen, Forderungen mit strafähnlichem Charakter und 
bei sonstigen Kleinbeträgen, deren Festsetzung, Erhebung oder 
Einziehung geboten ist.  

 

6.3  Nr. 6,1 gilt auch, wenn der Anspruchsgegner die Kleinbetragsregelung 
ausnutzt.  



§ 60

1

§ 60

Vorschüsse, Verwahrungen

(1) Als Vorschuß darf eine Ausgabe nur gebucht werden, wenn die
Verpflichtung zur Leistung zwar feststeht, die Ausgabe aber noch nicht
nach der im Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen Ordnung gebucht
werden kann. Ein Vorschuß ist bis zum Ende des zweiten auf seine
Entstehung folgenden Haushaltsjahres abzuweickeln; Ausnahmen be-
dürfen der Einwilligung des Senators für Finanzen.

(2) In Verwahrung darf eine Einzahlung nur genommen werden, so-
lange sie nicht nach der im Haushaltsplan oder sonst vorgesehenen
Ordnung gebucht werden kann. Aus den Verwahrgeldern dürfen nur die
mit ihnen im Zusammenhang stehenden Auszahlungen geleistet wer-
den.

(3) Kassenverstärkungskredite sind wie Verwahrungen zu behandeln.

Zu § 60:

Eine Zahlung darf nicht aus dem Grund als Vorschuß angeordnet werden,
weil bei der zutreffenden Haushaltsstelle ausreichende Ausgabemittel nicht
zur Verfügung stehen.
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§ 61

Interne Verrechnungen (Erstattungen)

(1) Der Senator für Finanzen bestimmt, ob und unter welchen Vor-
aussetzungen bei der Abgabe von Vermögensgegenständen innerhalb
der bremischen Verwaltung ein Wertausgleich vorgenommen wird. Das
gleiche gilt für die Erstattung von Aufwendungen einer Dienststelle in-
nerhalb der bremischen Verwaltung für eine andere. Andere
Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Ein Schadensaus-
gleich zwischen Dienststellen unterbleibt.

(2) Der Wert der abgegebenen Vermögensgegenstände und die Auf-
wendungen sind stets zu erstatten, wenn Betriebe oder Sondervermö-
gen der Freien Hansestadt Bremen beteiligt sind. Entsprechendes gilt
für den Ausgleich von Schäden. Im Wege der Verwaltungsvereinbarung
können andere Regelungen getroffen werden, soweit sie aus Gründen
der Verwaltungsvereinfachung dringend geboten sind.

(3) Für die Nutzung von Vermögensgegenständen gelten die Absätze
1 und 2 entsprechend.

Zu § 61:

1. Unter den Begriff "Interne Verrechnungen (Erstattungen)"  fällt  der
sich  aus  dem  Verkehr  der Dienststellen der Freien Hansestadt
Bremen untereinander ergebende Austausch von Gütern und Lei-
stungen, soweit dieser nicht durch haushaltstechnische Erstattungen
innerhalb des Haushalts entsprechend den Obergruppen 38 und 98
abgegolten wird. § 61 Abs. 2 bleibt unberührt.



§ 61

2 12/01

2. Bei Betrieben gewerblicher Art, die keine Betriebe im Sinne des § 26
sind, ist entsprechend § 61 Abs. 2 Sätze 1 und 2 zu verfahren.

3. Für Abgaben im Sinne des § 61 Abs. 1 und 3 wird hiermit bestimmt,
daß

3.1 Vermögensgegenstände nur gegen Erstattung ihres vollen Wertes
(Nr. 1 zu § 63) abgegeben,

3.2 Leistungen nur gegen Erstattung der zusätzlichen unmittelbaren
Ausgaben durch die ersuchende Stelle ausgeführt,

3.3 Vermögensgegenstände nur gegen Erstattung des jährlichen Miet-
oder Pachtwertes zur vorübergehenden Nutzung überlassen

werden dürfen.

4. Eine Erstattung unterbleibt, wenn der Wert der abzugebenden
Vermögensgegenstände einen Betrag von 50.000 Euro im Einzelfall
oder die Höhe der Aufwendungen einen Betrag von 1.000 Euro bei
einmaligen Leistungen oder einen Jahresbetrag von 1.000 Euro bei
fortdauernden Leistungen nicht überschreitet. Satz 1 ist nicht anzu-
wenden auf den Austausch von Lieferungen und Leistungen mit ei-
ner Dienststelle der Freien Hansestadt Bremen, die nach erwerbs-
wirtschaftlichen Zielsetzungen geführt wird (Druckaufträge, Fuhr-
parkleistungen, Gebührenhaushalte, Arbeitsverwaltung der Justiz-
vollzugsanstalten u. dergl.).
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5. Bei der Wertermittlung ist ein unangemessener Verwaltungsaufwand
zu vermeiden.

6. Zu den Aufwendungen im Sinne des § 61 Abs. 1 Satz 2 zählt nicht
der Verwaltungsaufwand der ersuchten Stelle.

7. Wegen der Behandlung von Grundstücken sind die besonderen
Regelungen zu § 64 zu beachten.

8. Für die Behandlung der haushaltstechnischen Erstattungen
(Obergruppen 38 und 98) trifft der Senator für Finanzen die not-
wendigen Anweisungen.
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§ 63

Erwerb und Veräußerung von
Vermögensgegenständen

(1) Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, soweit sie
zur Erfüllung der Aufgaben der Freien Hansestadt Bremen in
absehbarer Zeit erforderlich sind.

(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden, wenn sie
zur Erfüllung der Aufgaben der Freien Hansestadt Bremen in
absehbarer Zeit nicht benötigt werden.

(3) Vermögensgegenstände dürfen nur zu ihrem vollen Wert
veräußert werden. Ausnahmen können im Haushaltsplan zugelassen
werden.

(4) Ist der Wert gering oder besteht ein dringendes Interesse der
Freien Hansestadt Bremen, so kann der Senator für Finanzen Ausnah-
men zulassen.

(5) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes
gelten die Absätze 2 bis 4 entsprechend.

Zu § 63:

1. Die Veräußerung von Vermögensgegenständen und die Über-
lassung der Nutzung von Vermögensgegenständen kann mit Bedin-
gungen oder Auflagen verbunden werden; gegebenenfalls sind ent-
sprechend den VV zu § 44 die zweckentsprechende Verwendung,
der Verwendungsnachweis und die Prüfungsrechte der Verwaltung
und des Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen zu regeln.
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2. Der volle Wert wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen
Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Gegenstandes bei
einer Veräußerung zu erzielen wäre; dabei sind alle Umstände, die
den Preis beeinflussen, nicht jedoch ungewöhnliche oder persönli-
che Verhältnisse, zu berücksichtigen. Ist ein Marktpreis feststellbar,
bedarf es keiner besonderen Wertermittlung. § 64 Abs. 2 bleibt un-
berührt.

3. Eine Ausnahme nach § 63 Abs. 4 bei geringem Wert können die se-
natorischen oder die ihnen gleichgestellten Behörden ohne Einwilli-
gung des Senators für Finanzen zulassen, wenn der volle Wert des
Vermögensgegenstandes den Betrag von 5.000 Euro im Einzelfall
nicht übersteigt.

4. Eine Ausnahme nach § 63 Abs. 4 bei Vorliegen eines dringenden
Interesses der Freien Hansestadt Bremen können die senatorischen
oder die ihnen gleichgestellten Behörden ohne Einwilligung des
Senators für Finanzen zulassen, wenn der volle Wert des Vermö-
gensgegenstandes den Betrag von 20.000 Euro im Einzelfall nicht
übersteigt.

5. Auf die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes
(§ 63 Abs. 5) sind die Nrn. 3 und 4 entsprechend anzuwenden mit
der Maßgabe, daß es sich bei den Beträgen von 5.000 Euro und
20.000 Euro im Einzelfall um Jahresbeträge handelt.

6. Wegen des Erwerbs und der sonstigen Beschaffung, der Veräuße-
rung sowie der nutzungsweisen Überlassung von Grundstücken sind
zusätzlich die
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 besonderen Regelungen in den Nrn. 2, 4, 5, 6 und 8 zu § 64 zu be-
achten. 
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§ 64

Grundstücke

(1) Grundstücke der Freien Hansestadt Bremen dürfen nur mit Einwil-
ligung des Senators für Finanzen veräußert werden; der Senator für
Finanzen kann auf seine Einwilligung verzichten.

(2) Für zu erwerbende oder zu veräußernde Grundstücke ist eine
Wertermittlung durchzuführen.

(3) Dingliche Rechte dürfen an Grundstücken der Freien Hansestadt
Bremen nur gegen angemessenes Entgelt bestellt werden. Die Be-
stellung bedarf der Einwilligung des Senators für Finanzen; der Senator
für Finanzen kann auf seine Einwilligung verzichten.

(4) Beim Erwerb von Grundstücken können in Ausnahmefällen mit
Einwilligung des Senators für Finanzen Hypotheken, Grund- und Ren-
tenschulden unter Anrechnung auf den Kaufpreis ohne die Voraus-
setzungen des § 38 Abs. 1 übernommen werden. In Fällen der Über-
nahme ist der anzurechnende Betrag beim zuständigen Haushaltsan-
satz einzusparen.

Zu § 64:

I N H A L T

Nr. 1 Verwaltung von Grundstücken

Nr. 2 Beschaffung von Grundstücken

Nr. 3 Abgabe von Grundstücken innrhalb der Verwaltung der Freien Han-
sestadt Bremen
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Nr. 4 Veräußerung von Grundstücken an Dritte

Nr. 5 Überlassung der Nutzung von Grundstücken an Stellen außerhalb
der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen

Nr. 6 Wertermittlung

Nr. 7 Bestellung von dinglichen Rechten an Grundstücken der Freien Han-
sestadt Bremen einschließlich landesrechtlicher Baulasten

Nr. 8 Teile von Grundstücken

1. Verwaltung von Grundstücken

1.1 Verwaltungsgrundvermögen

1.1.1 Im Eigentum der Freien Hansestadt Bremen stehende Grundstücke,
die für Verwaltungszwecke der Freien Hansestadt Bremen oder im
Rahmen des Gemeingebrauchs im Aufgabenbereich der Freien
Hansestadt Bremen genutzt werden, werden von dem zuständigen
Senator, den ihm nachgeordneten Dienststellen und den im Auftrag
der Freien Hansestadt Bremen tätigen Dienststellen anderer Ge-
bietskörperschaften (Gemeinden) verwaltet (Verwaltungsgrund-ver-
mögen).

1.1.2 Werden im Eigentum der Freien Hansestadt Bremen stehende
Grundstücke, die eine wirtschaftliche Einheit bilden, von Dienststellen
verschiedener Senatsbereiche benutzt, so obliegt die Hausverwal-
tung regelmäßig der Dienststelle, die den größten Nutzflächenanteil
innehat. Die hausverwaltende Dienststelle trägt auch regelmäßig die
Bewirtschaftungskosten. Die mitbenutzenden Dienststellen von im
Eigentum der Freien Hansestadt Bremen stehenden Grundstücken
sind ohne Rücksicht auf die
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Höhe des Mietwertes von der Zahlung eines Nutzungsentgeltes be-
freit.

1.1.3 Sind Betriebe und Sondervermögen der Freien Hansestadt Bremen
Mitbenutzer, so ist von ihnen ein Entgelt zu erheben, das dem vollen
ortsüblichen Miet- oder Pachtzins entspricht. Dasselbe gilt für Be-
triebe gewerblicher Art (vgl. Nr. 2 zu § 61), für Verwaltungen im Sinne
der Nr. 4 Satz 2 zu § 61, für juristische Personen des öffentlichen
Rechts sowie für deren Dienststellen und Einrichtungen. Ausnahmen
bedürfen der Einwilligung des Senators für Finanzen.

1.2 Allgemeines Grundvermögen

1.2.1 Im Eigentum der Freien Hansestadt Bremen stehende Grundstücke,
die nicht als Verwaltungsgrundvermögen der Freien Hansestadt
Bremen genutzt werden, werden vom Senator für Finanzen als dem
für das Grundvermögen zuständigen Senator und den ihm nachge-
ordneten Dienststellen verwaltet (Allgemeines Grundvermögen).

1.2.2 Im Eigentum der Freien Hansestadt Bremen stehende Grundstücke,
die dauernd nicht als Verwaltungsgrundvermögen der Freien Han-
sestadt Bremen genutzt werden, sind dem Allgemeinen Grundver-
mögen zuzuführen. Die verwaltenden Dienststellen haben solche
Grundstücke der vom Senator für Finanzen mit der Verwaltung des
Allgemeinen Grundvermögens beauftragten Dienststelle zu überge-
ben.
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2. Beschaffung von Grundstücken

2.1 Der Liegenschaftsbedarf der Freien Hansestadt Bremen ist in erster
Linie aus dem Allgemeinen Grundvermögen zu decken (vgl. Nr. 3).

2.2 Stehen für den vorgesehenen Zweck geeignete bremische Grund-
stücke nicht zur Verfügung oder können sie nicht in wirtschaftlich
sinnvoller Weise verfügbar gemacht werden, so dürfen Grundstücke
für Zwecke der Freien Hansestadt Bremen erworben, gemietet oder
auf sonstige Weise beschafft werden, wenn ein Bedarf gegeben ist
(§ 63 Abs. 1) und die sonstigen haushaltsrechtlichen Voraussetzun-
gen vorliegen.

2.3 Die benötigten Grundstücke sind durch die vom Senator für Finanzen
mit der Verwaltung des Allgemeinen Grundvermögens beauftragte
Dienststelle zu beschaffen.

2.4 Bei Beschaffung von bebauten Grundstücken für das Verwaltungs-
grundvermögen haben die Bedarfsträger die anteiligen Kosten der
übernommenen Gebäude zu tragen, sofern deren Wert 50.000 Euro
übersteigt.

3. Abgabe von Grundstücken innerhalb der Verwaltung der Freien
Hansestadt Bremen

3.1 Bei Abgabe von Grundstücken innerhalb der Verwaltung der Freien
Hansestadt Bremen findet ein Wertausgleich nicht statt. Das gilt nicht
für die dauernde Abgabe von Gebäuden aus dem Allgemeinen
Grundvermögen, sofern deren Wert 50.000 Euro übersteigt, und für
die vorübergehende Abgabe von
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Gebäuden mit einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von mehr als
5.000 Euro.

3.2 Im übrigen wird die Abgabe von Grundstücken der Freien Hansestadt
Bremen aus dem Allgemeinen Grundvermögen durch Vereinbarung
zwischen der zuständigen Dienststelle des Senators für Finanzen
und der Dienststelle geregelt, bei er ein Bedarf auftritt.

3.2.1 Bei Dauerbedarf gehen die abgegebenen Grundstücke in das Ver-
waltungsgrundvermögen (Nr. 1.1.1) der empfangenden Dienststelle
über. Bei vorübergehendem Bedarf verbleiben die abgegebenen
Grundstücke im Allgemeinen Grundvermögen. Ist eine gemeinsame
Benutzung eines Grundstücks durch Dienststellen verschiedener
Senatsbereiche vorgesehen, so kommt eine dauernde Abgabe in der
Regel nur an die Dienststelle in Betracht, die den größten Nutzflä-
chenanteil erhält.

3.2.2 Die Abgabe von Grundstücken aus dem Allgemeinen Grundvermö-
gen bedarf der Einwilligung des Senators für Finanzen. Die Einwilli-
gung kann für bestimmte Fallgruppen auch allgemein erteilt werden.

3.3 Von Sondervermögen der Freien Hansestadt Bremen und gleichge-
stellten Vermögensmassen (vgl. Nr. 2 zu § 26), von Betrieben ge-
werblicher Art (vgl. Nr. 2 zu § 61) und von Verwaltungen im Sinne der
Nr. 4 Satz 2 zu § 61 ist für die dauernde Abgabe bremischer Grund-
stücke ausnahmslos ein Entgelt in Höhe des vollen Wertes, bei vor-
übergehender Abgabe ein Entgelt in Höhe des ortsüblichen Miet-
oder Pachtzinses zu erheben. Entsprechendes gilt für
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die Abgabe von Grundstücken durch die genannten Einrichtungen.
Wegen des Begriffs "voller Wert" wird auf Nr. 2 zu § 63 Bezug ge-
nommen.

4. Veräußerung von Grundstücken an Dritte

4.1 Die Feststellung, ob ein Grundstück für die Freie Hansestadt Bremen
entbehrlich ist (§ 63 Abs. 2) wird von der vom Senator für Finanzen
mit der Verwaltung des Allgemeinen Grundvermögens beauftragten
Dienststelle getroffen.

4.2 Wegen des Begriffs "voller Wert" wird auf Nr. 2 zu § 63 Bezug ge-
nommen.

4.3 Die Veräußerung von Grundstücken erfolgt allein durch die vom Se-
nator für Finanzen mit der Verwaltung des Allgemeinen Grundver-
mögens beauftragte Dienststelle. Ausnahmen bedürfen der Einwilli-
gung des Senators für Finanzen.

4.4 Im Kaufvertrag ist vorzusehen, daß der Kaufpreis für ein veräußertes
Grundstück grundsätzlich in einer Summe bei Vertragsabschluß,
spätestens bei der Auflassung entrichtet wird. Ein Hinausschieben
der Fälligkeit von Teilbeträgen ist nur zulässig, wenn dies im Inter-
esse der Freien Hansestadt Bremen liegt oder wenn es in besonders
begründeten Ausnahmefällen mit Rücksicht auf die Verhältnisse des
Vertragspartners gerechtfertigt ist.

4.5 Werden  Zahlungserleichterungen nach Nr. 4.4 gewährt, so ist vor-
zusehen, daß mindestens ein Drittel des Grundstückskaufpreises
beim Abschluß des Kaufvertrages, spätestens bei der Auflassung,
der
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Rest äußerstenfalls in fünf Jahresraten bezahlt wird. Das Restkauf-
geld ist regelmäßig durch Eintragung eines erststelligen Grund-
pfandrechts im Grundbuch des Kaufgrundstücks zu sichern. Für das
jeweilige Restkaufgeld ist eine Verzinsung von 2 v.H. über dem je-
weiligen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatzüberleitungsgesetzes
–DÜG – vom 9.6.1998 – BGBl. I S. 1242 vorzusehen. Ausnahmen
bedürfen der Einwilligung des Senators für Finanzen.

4.6 Für die Veräußerung von Grundstücken bedarf es nach Art. 101 Nr. 6
der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen eines Be-
schlusses der Bürgerschaft, soweit es sich nicht um Geschäfte der
laufenden Verwaltung handelt. Das trifft insbesondere bei Grund-
stücken mit erheblichem Wert oder besonderer Bedeutung zu. Ein
erheblicher Wert ist gegeben, wenn der volle Wert mehr als
2. 500. 000 Euro beträgt. Von besonderer Bedeutung sind
Grundstücke von erheblichem künstlerischen, geschichtlichen oder
kulturellen Wert. Darüber hinaus ist eine besondere Bedeutung dann
gegeben, wenn durch die Veräußerung sonstige wichtige öffentliche
Belange berührt werden.

4.7 Im übrigen ist § 63 Abs. 4 zu beachten.

4.8 Für den Tausch von Grundstücken gelten die Nrn. 4.1 bis 4.7 ent-
sprechend.
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5. Überlassung der Nutzung von Grundstücken an Stellen außer-
halb der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen

5.1 Für die Überlassung der Nutzung von Grundstücken an Stellen au-
ßerhalb der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen ist grund-
sätzlich die vom Senator für Finanzen mit der Verwaltung des Allge-
meinen Grundvermögens beauftragte Dienststelle zuständig. Der
Senator für Finanzen kann andere Zuständigkeitsregelungen treffen.
Bestehende Sonderregelungen im Bereich des Senators für Häfen,
Schiffahrt und Verkehr bleiben unberührt.

5.2 Bei der Überlassung der Nutzung ist als voller Wert die ortsüblich
angemessene Jahresmiete oder -pacht zugrunde zu legen.

5.3 Im übrigen ist § 63 Abs. 5 zu beachten.

6. Wertermittlung

Bei Wertermittlungen sind die Empfehlungen der Kataster- und
Vermessungsverwaltung oder des Gutachterausschusses der Freien
Hansestadt Bremen zugrunde zu legen.

7. Bestellung von dinglichen Rechten an Grundstücken der Freien
Hansestadt Bremen einschließlich landesrechtlicher Baulasten

7.1 Bei der Ermittlung des nach § 64 Abs. 3 zu fordernden angemesse-
nen Entgelts ist der Grundsatz der wertmäßigen Erhaltung des Ver-
mögens der Freien
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Hansestadt Bremen zu beachten. Das als laufende oder einmalige
Zahlung zu fordernde Entgelt ist angemessen (voller Wert im Sinne
des § 63 Abs. 3), wenn es der durch die Bestellung des Rechts ein-
tretenden Minderung des Verkehrswertes des belasteten Grund-
stücks entspricht. Örtliche oder regional übliche Entgeltsätze können
herangezogen werden, wenn sie die Voraussetzungen des Satzes 2
erfüllen.

7.2 Die Bestellung von Erbbaurechten nach § 64 Abs. 3 setzt voraus,
daß die Grundstücke für Zwecke der Freien Hansestadt Bremen
dauernd entbehrlich sind. Bei der Veräußerung von Erbbaurechten
sind die Vorschriften über die Veräußerung von Grundstücken ent-
sprechend anzuwenden. Das Nähere regelt der Senator für Finan-
zen.

7.3 Die Bestellung beschränkt persönlicher Dienstbarkeiten an Grund-
stücken der Freien Hansestadt Bremen zugunsten der Träger von
Versorgungseinrichtungen (für Energie, Wasser usw.) bedarf keiner
besonderen Einwilligung nach § 64 Abs. 3, wenn im Einzelfall die
Eintragung der Dienstbarkeit erzwungen werden könnte oder wenn
es sich um die Erschließung von Grundstücken der Freien Hanse-
stadt Bremen handelt.

7.4 Die senatorischen Behörden können die sich aus dem Mitwirkungs-
verzicht des Senators für Finanzen nach Nr. 7.3 ergebenden Befug-
nisse auf ihnen nachgeordnete Dienststellen übertragen.
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8. Teile von Grundstücken

Die Nrn. 1 bis 7 gelten auch für Teile von Grundstücken.
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§ 65

Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen

(1) Die Freie Hansestadt Bremen soll sich, außer in den Fällen des
Absatzes 5, an der Gründung eines Unternehmens in einer Rechtsform
des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unternehmen in einer
solchen Rechtsform nur beteiligen, wenn

1. ein wichtiges Interesse der Freien Hansestadt Bremen vorliegt
und sich der von der Freien Hansestadt Bremen angestrebte
Zweck nicht besser und wirtschaftlicher auf andere Weise errei-
chen läßt;

2. die Einzahlungsverpflichtung der Freien Hansestadt Bremen auf
einen bestimmten Betrag begrenzt ist;

3. die Freie Hansestadt Bremen einen angemessenen Einfluß, ins-
besondere im Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden
Überwachungsorgan erhält;

4. gewährleistet ist, daß der Jahresabschluß und der Lagebericht,
soweit nicht weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder
andere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs
des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften aufge-
stellt und geprüft werden.

  (2) Der zuständige Senator hat die Einwilligung des Senators für Fi-
nanzen einzuholen, bevor die Freie Hansestadt Bremen Anteile an
einem wirtschaftlichen Unternehmen erwirbt, ihre Beteiligung erhöht
oder sie ganz oder zum Teil veräußert. Entsprechendes gilt bei einer
Änderung des
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Nennkapitals oder des Gegenstandes des Unternehmens oder bei einer
Änderung des Einflusses der Freien Hansestadt Bremen. Der Senator
für Finanzen ist an den Verhandlungen zu beteiligen.

(3) Der zuständige Senator hat darauf hinzuwirken, daß ein Unter-
nehmen, an dem die Freie Hansestadt Bremen unmittelbar oder mittel-
bar mit Mehrheit beteiligt ist, nur mit seiner Zustimmung eine Beteili-
gung von mehr als dem vierten Teil der Anteile eines anderen Unter-
nehmens erwirbt, eine solche Beteiligung erhöht oder sie ganz oder
zum Teil veräußert. Er hat vor Erteilung seiner Zustimmung die Einwil-
ligung des Senators für Finanzen einzuholen. Die Grundsätze des Ab-
satzes 1 Nr. 3 und 4 sowie des Absatzes 2 Satz 2 gelten entsprechend.

(4) Der Senator für Finanzen kann auf die Ausübung der Befugnisse
nach den Absätzen 2 und 3 verzichten.

(5) An einer Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft soll sich die
Freie Hansestadt Bremen nur beteiligen, wenn die Haftpflicht der Ge-
nossen für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft dieser gegenüber
im voraus auf eine bestimmte Summe beschränkt ist. Die Beteiligung
der Freien Hansestadt Bremen an einer Genossenschaft bedarf der Ein-
willigung des Senators für Finanzen.

(6) Der zuständige Senator soll darauf hinwirken, daß die auf Veran-
lassung der Freien Hansestadt Bremen gewählten oder entsandten
Mitglieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen bei ihrer Tätigkeit
auch die besonderen Interessen der Freien Hansestadt Bremen be-
rücksichtigen.

 (7) Haben Anteile an Unternehmen besondere Bedeutung und ist de-
ren Veräußerung im Haushaltsplan nicht vorgesehen,
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so dürfen sie nur mit Einwilligung der Bürgerschaft veräußert werden,
soweit nicht aus zwingenden Gründen eine Ausnahme geboten ist. Ist
die Zustimmung nicht eingeholt worden, so ist die Bürgerschaft als-
bald von der Veräußerung zu unterrichten.

Zu § 65:

I N H A L T

Nr. 1  Unternehmen, Beteiligung

Nr. 2  Einwilligungsbedürftige Geschäfte

Nr. 3  Mitglieder der Aufsichtsorgane

Nr. 4  Einwilligung der Bürgerschaft nach § 65 Abs. 7

1. Unternehmen, Beteiligung

1.1 Der Begriff "Unternehmen" im Sinne der §§ 65 ff setzt weder eine ei-
gene Rechtspersönlichkeit voraus (schließt z.B. auch Gesellschaften
des bürgerlichen Rechts ein) noch einen gewerblichen oder
sonstigen wirtschaftlichen Betrieb.

1.2 Unter Beteiligung ist jede kapitalmäßige Beteiligung zu verstehen, die
eine Dauerbeziehung zu dem Unternehmen begründen soll.

2. Einwilligungsbedürftige Geschäfte

2.1 Zu den Geschäften, die nach § 65 Abs. 2 der Einwilligung des Sena-
tors für Finanzen bedürfen, gehören u.a.

2.1.1 die Gründung einschließlich Mitgründung von Unternehmen,
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2.1.2 die Ausübung von Bezugsrechten und der Verzicht auf die Ausübung
von solchen Rechten,

2.1.3 die Auflösung eines Unternehmens,

2.1.4 der Abschluß, die wesentliche Änderung und die Beendigung von
Beherrschungsverträgen,

2.1.5 die Umwandlung, die Verschmelzung, die Änderung der Rechtsform
und die Einbringung in andere Unternehmen,

2.1.6 die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln sowie die Kapitalher-
absetzung. Bei der Veräußerung von Anteilen sind im übrigen die
Bestimmungen des § 63 Abs. 2 bis 4 anzuwenden.

2.2 § 65 Abs. 3 erfaßt die Fälle, in denen die Freie Hansestadt Bremen
unmittelbar oder mittelbar in jeder Stufe mit Mehrheit an einem Un-
ternehmen beteiligt ist und dieses Unternehmen eine Beteiligung von
mehr als dem vierten Teil der Anteile eines anderen Unternehmens
erwirbt, eine solche Beteiligung erhöht oder sie ganz oder zum Teil
veräußert. Hierunter fällt auch die Erhöhung einer Beteiligung auf
mehr als den vierten Teil der Anteile. Im übrigen ist Nr. 2.1
entsprechend anzuwenden.

3. Mitglieder der Aufsichtsorgane

Die auf Veranlassung der Freien Hansestadt Bremen gewählten oder
von ihr entsandten Mitglieder der Aufsichtsorgane der Unternehmen
sollen sich vor wichtigen Entscheidungen des Aufsichtsrats
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grundsätzlich über eine einheitliche Auffassung verständigen. Erhält
das Unternehmen Zuwendungen (§§ 23, 44 Abs. 1), ist Nr. 16.5 zu
§ 44 zu beachten.

4. Einwilligung der Bürgerschaft nach § 65 Abs. 7

4.1 § 65 Abs. 7 gilt für die Veräußerung einer unmittelbaren Beteiligung
der Freien Hansestadt Bremen. Er gilt auch für die Veräußerung an
ein Unternehmen, an dem die Freie Hansestadt Bremen unmittelbar
oder mittelbar beteiligt ist. Eine Veräußerung ist auch eine Einbrin-
gung in ein Unternehmen.

4.2 Der Antrag an die Bürgerschaft auf Einwilligung zu einer Veräuße-
rung wird vom zuständigen Senator im Einvernehmen mit dem Sena-
tor für Finanzen gestellt.
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§ 66

Unterrichtung des Rechnungshofes

Besteht eine Mehrheitsbeteiligung im Sine des § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes, so hat der zuständige Senator darauf hinzuwirken,
daß dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen die in § 54 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes bestimmten Befugnisse eingeräumt wer-
den.

Zu § 66:

1. Auf die Einräumung der Befugnisse des Rechnungshofes der Freien
Hansestadt Bremen ist insbesondere bei einer Änderung des
Grundkapitals und der Beteiligungsverhältnisse hinzuwirken.

2. Auf die Einräumung der Befugnisse des Rechnungshofes der Freien
Hansestadt Bremen ist auch bei den Verhandlungen über die
Gründung eines Unternehmens und über den Erwerb von Anteilen
an einem Unternehmen hinzuwirken.

3. Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) empfiehlt sich:
"Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen erhält die Rechte
aus § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz". Erforderlichenfalls ist der
Wortlaut dieser Vorschrift zu wiederholen.
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§ 67

Prüfungsrecht durch Vereinbarung

Besteht keine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes so soll der zuständige Senator, soweit das Inter-
esse der Freien Hansestadt Bremen dies erfordert, bei Unternehmen,
die nicht Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien
oder Genossenschaften sind, darauf hinwirken, daß der Freien Hanse-
stadt Bremen in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die Befug-
nisse nach den §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes einge-
räumt werden. Bei mittelbaren Beteiligungen gilt dies nur, wenn die Be-
teiligung den vierten Teil der Anteile übersteigt und einem Unternehmen
zusteht, an dem die Freie Hansestadt Bremen allein oder zusammen mit
anderen Gebietskörperschaften mit Mehrheit im Sinne des § 53 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes beteiligt ist.

Zu § 67:

1. Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 54 HGrG soll
insbesondere bei einer Änderung des Grundkapitals und der Betei-
ligungsverhältnisse hingewirkt werden.

2. Auf die Einräumung der Befugnisse aus den §§ 53 und 54 HGrG soll
auch bei den Verhandlungen über die Gründung eines Unterneh-
mens und über den Erwerb von Anteilen an einem Unternehmen hin-
gewirkt werden.
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3. Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) empfiehlt  sich:
"Die Befugnisse aus § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes stehen
der Freien Hansestadt Bremen als Gesellschafter mit der Maßgabe
zu, daß der Abschlußprüfer im Einvernehmen mit dem zuständigen
Senator zu bestellen ist. Der Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen erhält die Rechte aus § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz".
Erforderlichenfalls ist der Wortlaut dieser Vorschriften zu
wiederholen.
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§ 68

Zuständigkeitsregelungen

(1) Die Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes übt
der für die Beteiligung zuständige Senator aus. Bei der Wahl oder
Bestellung der Prüfer nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes übt der zuständige Senator die Rechte der Freien Hansestadt
Bremen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen aus.

(2) Einen Verzicht auf die Ausübung der Rechte des § 53 Abs. 1 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes erklärt der zuständige Senator im Ein-
vernehmen mit dem Senator für Finanzen und dem Rechnungshof der
Freien Hansestadt Bremen.

Zu § 68:

1. Der zuständige Senator soll von den Befugnissen des einheitlich und
unmittelbar geltenden § 53 HGrG Gebrauch machen. Er soll im In-
teresse einer einheitlichen und vergleichbaren Berichterstattung dar-
auf hinwirken, daß die Abschlußprüfer die erweiterte Abschlußprü-
fung nach den in der Anlage enthaltenen Grundsätzen ausrichten.

2. Das Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen über die Wahl oder Bestellung des Prüfers nach § 53 Abs. 1
HGrG ist vor Abgabe der Erklärung in den zuständigen Unterneh-
mensorganen herbeizuführen.
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(zu Nr. 1 zu § 68)

Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen nach

§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz

I. Allgemeines

Die Prüfung von Unternehmen, an denen der Bund oder die Länder
mit Mehrheit beteiligt sind, ist durch das "Gesetz über die Grundsätze
des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder
(Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG)" vom 19. August 1969, BGBl. I,
S. 1273, geregelt. § 53 HGrG räumt den Gebietskörperschaften unter
bestimmten Voraussetzungen Rechte ein, die über diejenigen
hinausgehen, die den Aktionären nach den Vorschriften des Aktien-
gesetzes zustehen. Gemäß § 49 HGrG gilt § 53 HGrG für den Bund
und die Länder einheitlich und unmittelbar. Die dem Bund und den
Ländern danach zustehenden Befugnisse sollen gemäß § 67
BHO/LHO unter den dort genannten Voraussetzungen im übrigen
auch für die Unternehmen vereinbart werden, an denen der Bund
bzw. die Länder nicht mit Mehrheit beteiligt sind.

§ 53 HGrG lautet:

"Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen

(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit der Anteile eines
Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts oder gehört
ihr mindestens der vierte Teil der Anteile und steht ihr zusammen mit
anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile zu, so kann
sie verlangen, daß das Unternehmen
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1. im Rahmen der Abschlußprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit
der Geschäftsführung prüfen läßt;

2. die Abschlußprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustel-
len

a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die
Liquidität und Rentabilität der Gesellschaft

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste,
wenn diese Geschäfte und die Ursachen für die Vermö-
gens- und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung
ausgewiesenen Jahresfehlbetrages

3. ihr den Prüfungsbericht der Abschlußprüfer und, wenn das Un-
ternehmen einen Konzernabschluß aufzustellen hat, auch den
Prüfungsbericht der Konzernabschlußprüfer unverzüglich nach
Eingang übersendet.

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile der Ge-
bietskörperschaft auch Anteile, die einem Sondervermögen der Ge-
bietskörperschaft gehören. Als Anteile der Gebietskörperschaft gelten
ferner Anteile, die Unternehmen gehören, bei denen die Rechte aus
Absatz 1 der Gebietskörperschaft zustehen."

Die Gebietskörperschaften müssen sich demnach mit ihrem Verlan-
gen grundsätzlich über die Geschäftsleitung an das
Unternehmensorgan wenden, das den Abschlussprüfer beauftragt.
Dieses ist seinerseits verpflichtet, dem Abschlussprüfer einen
entsprechenden Prüfungsauftrag zu erteilen.
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Mit der erweiterten Aufgabenstellung nach § 53 HGrG (erweiterte
Prüfung und Berichterstattung) ist keine Erweiterung der Funktion
des Prüfers verbunden. Dem Prüfer werden dadurch insbesondere
keine Aufsichtsfunktionen eingeräumt; diese obliegen den dafür zu-
ständigen Institutionen (z.B. dem Aufsichtsrat). Aufgabe des Prüfers
ist es, die Prüfung und Berichterstattung in dem in § 53 HGrG gezo-
genen Rahmen so auszugestalten, daß der Aufsichtsrat, der zustän-
dige Senator und der Rechnungshof sich aufgrund des Berichts ein
eigenes Urteil bilden und ggf. die erforderlichen Maßnahmen ergrei-
fen können.

Soweit zu dem zu prüfenden Sachverhalt eine abschließende Stel-
lungnahme nicht möglich ist, sollte der Prüfer hierauf hinweisen und
sich auf die Darstellung des Tatbestandes im Prüfungsbericht be-
schränken.

Die Berichterstattung über die Bezüge des Aufsichtsrats, des Vor-
stands und der leitenden Angestellten gehört nicht ohne weiteres zur
Berichtspflicht gemäß § 53 HGrG.

II. Prüfung und Berichterstattung nach § 53 Abs. 1

Nr. 1 HGrG

Da die handelsrechtliche Abschlußprüfung grundsätzlich keine Prü-
fung der Geschäftsführung beinhaltet, führt eine Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG
im Prinzip zu einer nicht unwesentlichen Erweiterung des Prüfungs-
umfangs gegenüber § 317 HGB.
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Dabei ist zu beachten, daß § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG nicht eine Prü-
fung der gesamten Geschäftsführung der Gesellschaft verlangt.
Vielmehr ergibt sich eine Einschränkung des Prüfungsumfangs schon
daraus, daß als Prüfungsobjekt nicht die Geschäftsführung im
ganzen, sondern die Frage ihrer "Ordnungsmäßigkeit" angesprochen
wird.

Den Maßstab für die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung bil-
den die Vorschriften des § 93 Abs. 1 Satz 1 AktG bzw. § 43 Abs. 1
GmbHG, nach denen die Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer
die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters
anzuwenden haben. Der Prüfer hat festzustellen, ob die Geschäfte
der Gesellschaft im abgelaufenen Geschäftsjahr mit der erforderli-
chen Sorgfalt, d.h. auch mit der gebotenen Wirtschaftlichkeit, und in
Übereinstimmung mit den Gesetzen, der Satzung, den Beschlüssen
der Haupt- oder Gesellschafterversammlung, des Aufsichtsrats und
seiner Ausschüsse sowie der Geschäftsordnung für den Vorstand
geführt worden sind.

Insbesondere soll in diesem Zusammenhang geprüft werden, ob un-
gewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte
Geschäftsvorfälle und erkennbare Fehldispositionen vorliegen. Auch
ist besonders zu untersuchen, ob die Art der getätigten Geschäfte
durch die Satzung gedeckt ist und ob eine nach der Satzung, der
Geschäftsordnung oder einem Beschluß des Aufsichtsrats erforderli-
che Zustimmung eingeholt wurde.

Es ist nicht Aufgabe der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung, den Entscheidungsprozeß in
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seinen Einzelheiten zu prüfen. Es kommen nur wesentliche, grob-
fehlsame oder mißbräuchliche kaufmännische Ermessensentschei-
dungen oder vergleichbare Unterlassungen in Betracht. Es ist zu
untersuchen, ob durch geeignete organisatorische Vorkehrungen si-
chergestellt ist, daß die Geschäftsführungsentscheidungen ord-
nungsgemäß getroffen und durchgeführt werden können. In diesem
Rahmen kann zur Prüfung auch eine Beschäftigung mit den Grund-
zügen der Unternehmensorganisation gehören; ggf. sind Anregungen
zu einer Organisationsprüfung zu geben. Weiterhin kann es im Hin-
blick auf die ordnungsmäßige Bildung und sachgerechte Durch-
führung der Entscheidungen notwendig sein, das interne Kontrollsy-
stem in einem weitergehenden Umfang zu prüfen, als dies bei der
Abschlußprüfung der Fall ist.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung erfordert
im allgemeinen auch eine Prüfung größerer Investitionsprojekte
hinsichtlich Genehmigung durch den Aufsichtsrat, vorliegender Wirt-
schaftlichkeitsrechnungen, Ordnungsmäßigkeit der Abwicklung ein-
schließlich Vergabe, Überschreitungen u.dgl. im Rahmen des § 53
HGrG wird in aller Regel eine stichprobenweise Prüfung als ausrei-
chend angesehen werden können.

Die Prüfung der Verwendung der von der öffentlichen Hand zur Ver-
fügung gestellten Mittel zum Zwecke der Feststellung, ob die Mittel
zweckentsprehend, wirtschaftlich und sparsam verwendet worden
sind, gehört nicht zum Prüfungsumfang nach § 53 HGrG. Für eine
derartige Prüfung ist ein gesonderter Auftrag erforderlich. Wird je-
doch im Rahmen der Abschlußprüfung eine nicht ordnungsmäßige
Verwendung festgestellt,



§ 68
Anlage

6                                                                                                                     12/01

wird es in der Regel erforderlich sein, hierauf hinzuweisen, insbe-
sondere wenn sich daraus Risiken ergeben.

Hinsichtlich der Berichterstattung über die Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung enthält § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG
keine besondere Bestimmung. Sind Verstöße gegen die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung festgestellt worden, so ist entspre-
chend den allgemeinen Berichtsgrundsätzen und der Zielsetzung der
Prüfung nach § 53 HGrG hierauf so einzugehen, daß dem Berichtle-
ser eine entsprechende Würdigung des Sachverhalts möglich wird.
Ist dem Prüfer im Einzelfall eine Wertung nicht möglich, so ist dies
anzugeben und der in Frage stehende Sachverhalt im Bericht dar-
zustellen. Im allgemeinen gehört es nicht zum Inhalt dieser Ord-
nungsmäßigkeitsprüfung, daß der Prüfer auch zur Geschäftspolitik
der Gesellschaft ein Urteil abgibt.

In die Berichterstattung werden - insoweit über die Anforderungen
nach § 321 HGB hinausgehend - insbesondere die folgenden Punkte
einzubeziehen sein:

1. Im Prüfungsbericht sollte angegeben werden, wie oft der Auf-
sichtsrat im Berichtsjahr zusammengetreten ist und ob der
Vorstand ihm gemäß Gesetz oder Satzung berichtet hat. Soweit
die Berichte nach den bei der Abschlußprüfung gewonnenen Er-
kenntnissen eine offensichtlich nicht zutreffende Darstellung
enthalten, ist auch hierüber zu berichten.

2. Im Prüfungsbericht sollte darauf eingegangen werden, ob das
Rechnungswesen den besonderen



§ 68
Anlage

12/01                                                                                                                  7

Verhältnissen des Unternehmens angepaßt ist. Gegebenenfalls
ist auch zu speziellen Gebieten der Kostenrechnung
(Betriebsabrechnung, Vor- und Nachkalkulation) Stellung zu
nehmen.

3. Ferner ist darzulegen, ob bei der Größe des Unternehmens eine
interne Revision erforderlich ist. Soweit sie vorhanden ist, ist auf
ihre Besetzung und ihre Tätigkeit im Berichtsjahr sowie kurz
darauf einzugehen, ob sie für das Unternehmen ausreichend
ist.

4. Bestehen aufgrund der wirtschaftlichen Verhältnisse des Un-
ternehmens Bedenken gegen den Gewinnverwendungsvor-
schlag, so ist hierauf hinzuweisen.

5. Wurde bei der Prüfung festgestellt, daß getätigte Geschäfte
nicht durch die Satzung gedeckt sind oder daß eine nach der
Satzung, der Geschäftsordnung oder nach einem Beschluß des
Aufsichtsrats erforderliche Zustimmung nicht beachtet wurde, so
ist darüber zu berichten.

6. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß ab-
gewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositio-
nen und wesentliche Unterlassungen sind besonders
darzustellen.

7. Im allgemeinen kann sich die Berichterstattung über die Ord-
nungsmäßigkeit der geprüften Investitionen auf Feststellungen
beschränken, ob sich die Investitionen und ihre Finanzierung im
Rahmen der Aufsichtsratsbewilligungen halten, aussagefähige
Wirtschaftlichkeitsrechnungen durchgeführt, Konkurrenzange-
bote in ausreichendem Umfang
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eingeholt worden sind und eine ordnungsmäßige Abrech-
nungskontrolle vorliegt. Außerdem sind die Grundsätze darzu-
legen, nach denen die Aufträge, insbesondere die Bauaufträge,
vergeben wurden.

Im übrigen dürfte es wegen des Eigeninteresses vieler Unter-
nehmen an einer umfangreicheren Darstellung der Investitio-
nen, als dies nach § 53 HGrG erforderlich ist, zweckmäßig sein,
den Umfang der Berichterstattung mit der Gesellschaft abzu-
stimmen.

8. Bei Erwerb und Veräußerung einer Beteiligung sollte unter
Auswertung der vorliegenden Unterlagen auch zur Angemes-
senheit der Gegenleistung Stellung genommen werden. Ferner
ist zu berichten, ob ggf. die Zustimmungen der zuständigen Or-
gane vorliegen.

9. Zu den Veräußerungserlösen bei Abgängen des Anlagevermö-
gens ist in wesentlichen Fällen oder dann Stellung zu nehmen,
wenn Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit des Vorgangs
bestehen.

10. Zu nach Art und Höhe ungewöhnlichen Abschlußposten ist
Stellung zu nehmen. So ist z.B. auf eine unangemessene Höhe
der Vorräte oder auf ungewöhnliche Bedingungen bei Forde-
rungen und Verbindlichkeiten (Zinssatz, Tilgung, Sicherheiten)
einzugehen.

11. Der Versicherungsschutz als solcher ist nicht Gegenstand der
Prüfung. Gleichwohl ist auch darüber zu berichten, welche we-
sentlichen Versicherungen bestehen und ob eine Aktualisierung
der
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versicherten Werte erfolgt. Ist für den Prüfer erkennbar, daß
wesentliche, üblicherweise abgedeckte Risiken nicht versichert
sind, so ist auch hierüber zu berichten. In allen Fällen ist darauf
hinzuweisen, daß eine Prüfung der Angemessenheit und Voll-
ständigkeit des Versicherungsschutzes nicht stattgefunden hat,
sondern einem versicherungstechnischen Sachverständigen
überlassen bleiben muß.

III. Prüfung und Berichterstattung nach § 53 Abs. 1

Nr. 2 HGrG

Neben der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung
sieht § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ausdrückliche eine Berichterstattung
über folgende Punkte vor:

a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Li-
quidität und Rentabilität der Gesellschaft,

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste,
wenn diese Geschäfte und die Ursachen für die Vermögens-
und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung aus-
gewiesenen Jahresfehlbetrages.

Eine solche Berichterstattung ist ohne vorhergehende Prüfung nicht
möglich. Die Aufgabenstellung überschneidet sich dabei teilweise
sowohl mit der Abschlußprüfung (z.B. Darstellung der Entwicklung
der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität und
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Rentabilität der Gesellschaft) als auch mit der Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung (z.B. bei verlustbringenden
Geschäften, die ihre Ursache in einer nicht ordnungsmäßigen Ge-
schäftsführung haben).

Im einzelnen ist hierzu zu bemerken:

1. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB, wonach die Posten des Jahresab-
schlusses aufzugliedern und ausreichend zu erläutern sind,
führt in der Regel dazu, daß die Vermögens- und Ertragslage
der Gesellschaft darzustellen ist.* In diesem Rahmen wird im
allgemeinen auch auf die Liquidität und Rentabilität eingegan-
gen, wobei der Umfang der Ausführungen im wesentlichen von
der Lage der Gesellschaft abhängt. Den in § 53 Abs. 1 Nr. 2
Buchstabe a HGrG gestellten Anforderungen wird mit dieser
berufsüblichen Darstellung im allgemeinen entsprochen. Gege-
benenfalls ist die finanzielle Entwicklung während des
Berichtsjahres zu erläutern, z.B. in Form einer Kapitalflußrech-
nung. Ist mit wesentlichen Veränderungen zu rechnen, so sind
diese und ihre Auswirkungen auf die Liquidität darzustellen.
Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 4 HGB sind den Bestand des
geprüften Unternehmens oder Konzerns gefährdende oder
dessen Entwicklung wesentlich beeinträchtigende Tatsachen
darzustellen. Dies ist vor allem dann von Bedeutung, wenn die
ungünstige Entwicklung der wirtschaftlichen Lage des

                                               

* vgl. Fachgutachten 1/1970 des Instituts der Wirtschaftsprüfer
(Zeitschrift "Die Wirtschaftsprüfung" 1970, S. 614 ff.)
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Unternehmens zu einer Inanspruchnahme öffentlicher Mittel
führen kann.

Besondere Feststellungen können zu folgenden Punkten in
Betracht kommen:

a) Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der Vermö-
genslage ist ggf. auch zur Angemessenheit der Eigenkapi-
talausstattung Stellung zu nehmen.

b) Die Höhe und die Entwicklung der stillen Reserven sind
lediglich für wesentliche Beträge und nur dann darzustel-
len, wenn diese ohne Schwierigkeiten ermittelt werden
können. In Betracht kommen z.B. Hinweise auf erhebliche
steuerliche Sonderabschreibungen, auf bei Beteiligungen
thesaurierte umfangreiche Gewinne, auf die Kurswerte von
Wertpapieren und dgl.. Soweit die Reserven bei einer
Realisierung zu versteuern wären, ist hierauf hinzuweisen.

c) Im Rahmen der Darstellung der Entwicklung der Ertrags-
lage sind das Betriebsergebnis und das außerordentliche
Ergebnis zu erläutern. Sind die Ergebnisse erheblich durch
einen Bewertungsmethodenwechsel oder durch
Unterschiede zwischen Buchabschreibungen und kalkula-
torischen Abschreibungen u.ä. beeinflußt, so ist dies zu
erwähnen. Soweit Spartenrechnungen vorliegen, ist hier-
auf einzugehen. Aufwendungen und Erträge, die wegen
ihrer Art oder ihrer Höhe bemerkenswert sind (z.B. nicht
übliche Zinsen und Provisionen), sind im Bericht hervorzu-
heben. Wesentliche Unterschiede gegenüber dem Vorjahr
sind zu erläutern.
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Gegebenenfalls ist darzustellen, welche Maßnahmen zur Bes-
serung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens von der
Geschäftsleitung eingeleitet oder beabsichtigt sind.

2. Die verlustbringenden Geschäfte und ihre Ursachen sind nach
dem Wortlaut des Gesetzes nur dann darzustellen, wenn sie für
die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren. Dem-
nach kommen in der Regel nur größere Verlustfälle in Betracht.
Zu schildern sind die Geschäfte als solche sowie die wesentli-
chen für den Prüfer erkennbaren Ursachen. Dabei ist darauf
einzugehen, ob es sich um von der Geschäftsführung beein-
flußbare oder nicht beeinflußbare Ursachen handelt. Gegebe-
nenfalls ist darauf hinzuweisen, weshalb derartige verlustbrin-
gende Geschäfte von der Gesellschaft abgeschlossen wurden
oder ggf. auch künftig weiter getätigt werden. Dabei kann es
zweckmäßig sein, die Auffassung der Geschäftsführung über
die Ursachen der Verluste im Bericht anzugeben; eine abwei-
chende Auffassung des Prüfers ist zu vermerken.

3. Die Verluste werden im allgemeinen der Kostenrechnung, ins-
besondere der Nachkalkulation zu entnehmen sein. Im Bericht
ist auch anzugeben, auf welcher Basis die Verluste ermittelt
worden sind. Eine eingehende Prüfung der Unterlagen wird nur
ausnahmsweise in Betracht kommen.

4. Die Ursachen eines ausgewiesenen Jahresfehlbetrages werden
in der Regel durch die Darstellung der Entwicklung der
wesentlichen Aufwendungen und Erträge sowie durch die
Nennung
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einzelner größerer verlustbringender Geschäfte erkennbar sein.

IV. Schlußbemerkung

Sofern die Prüfung keine besonderen Feststellungen ergeben hat,
könnte in die Schlußbemerkung etwa folgender Absatz aufgenom-
men werden:

"Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Vorschriften
des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend
haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h.
mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den
einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den Satzungsbe-
stimmungen und der Geschäftsordnung für den Vorstand geführt
worden sind. Über die in dem vorliegenden Bericht enthaltenen
Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten
ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind."

Enthält der Bericht wesentliche Feststellungen, die Bedenken gegen
die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung begründen können, so
ist auf sie in der Schlußbemerkung unter Anführung der entspre-
chenden Textziffer des Berichts hinzuweisen. Das gleiche gilt, wenn
verlustbringende Geschäfte vorlagen, die im Bericht Anlaß zu einer
besonderen Erläuterung gegeben haben.
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§ 69

Unterrichtung des Rechnungshofes

Der zuständige Senator übersendet dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen innerhalb von drei Monaten nach der Haupt- oder
Gesellschafterversammlung, die den Jahresabschluß für das abgelau-
fene Geschäftsjahr entgegennimmt oder festzuhalten hat,

1. die Unterlagen, die der Freien Hansestadt Bremen als Aktionär
oder Gesellschafter zugänglich sind,

2. Berichte, welche die auf ihre Veranlassung gewählten oder ent-
sandten Mitglieder des Überwachungsorgangs erstatten,

3. die ihm nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes und nach
§ 67 zu übersendenden Prüfungsberichte.

Er teilt dabei das Ergebnis seiner Prüfung mit.

Zu § 69:

1. Der zuständige Senator übersendet dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen insbesondere

1.1 die Berichte der Abschlußprüfer,

1.2 die Lageberichte,

1.3 die Niederschriften über Gesellschafterversammlungen und über
Sitzungen des Aufsichtsrates oder eines entsprechenden Aufsichts-
organs,
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1.4 sonstige Unterlagen, die für die Beurteilung der Situation des Unter-
nehmens von besonderer Bedeutung sind.

2. Die Prüfung durch den für die Beteiligung zuständigen Senator ist
von Bediensteten durchzuführen, die nicht dem Aufsichtsrat oder ei-
nem entsprechenden Überwachungsorgan des Beteiligungsunter-
nehmens im Prüfungszeitraum angehört haben.

3. Die Mitteilung des zuständigen Senators an den Rechnungshof über
das Ergebnis der Prüfung muß bei Beteiligungen von mehr als
25 v.H. am Gesellschafts- oder Aktienkapital oder auf Verlangen des
Rechnungshofs der Freien Hansestadt Bremen erkennen lassen,

3.1 wie bedeutsame Vorgänge im abgelaufenen Geschäftsjahr und die
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens sowie die
voraussichtliche weitere Entwicklung beurteilt werden,

3.2 ob Bedenken hinsichtlich der Vermögens- und Finanzlage des Un-
ternehmens bestehen und welche Maßnahmen getroffen worden
oder vorgesehen sind, sie zu verbessern,

3.3 ob die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und der gebotenen
Wirtschaftlichkeit geführt worden sind; Geschäfte außerhalb des
Geschäftsgegenstandes des Unternehmens sind dabei besonders zu
erwähnen,

3.4 ob die Bezüge der Mitglieder der Geschäftsleitung als angemessen
anzusehen sind,
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3.5 ob gegen die Beschlüsse über die Gewinnverwendung und über die
Entlastung des Vorstandes/ der Geschäftsführer und des Aufsichts-
rats Bedenken bestehen,

3.6 ob der Erwerbs- oder Veräußerungspreis als angemessen anzuse-
hen ist, falls Beteiligungen von dem Unternehmen erworben oder
veräußert worden sind; dazu vorliegende Unterlagen (z.B. Gutach-
ten) sind beizufügen,

3.7 in welchen Fällen die auf Veranlassung des zuständigen Senators
gewählten und entsandten Mitglieder in den Überwachungsorganen
überstimmt worden sind oder sich der Stimme enthalten haben und
welche abweichende Meinung sie ggf. vertreten haben,

3.8 was der zuständige Senator aufgrund seiner Prüfung veranlaßt hat.

4. Die Unterrichtung erstreckt sich auch auf die Willensbildung der
Freien Hansestadt Bremen außerhalb der Unternehmensorgane.




